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Vorwort 
Prof. Dr. Lucien Criblez, Universität Zürich, Institut für Erziehungswissenschaft 
Hans-Martin Binder, Bildungsdirektion Kanton Zürich, Bildungsplanung 
Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren lenken 
im schweizerischen Politiksystem die Bildungspolitik in 
ausgeprägtem Mass: Im Gegensatz zu den Mitgliedern 
der Parlamente sind sie hauptamtliche, nicht «neben-
amtliche» Politikerinnen und Politiker. Zudem sind sie 
in einem professionalisierten Umfeld und nicht in einem 
Milizsystem tätig. Während Mitglieder der Parlamente 
meist in mehreren Politikfeldern engagiert sind, können 
sich Regierungsmitglieder - mindestens in den grossen 
Kantonen - auf ein Politikfeld konzentrieren, obgleich sie 
als Mitglied eines Regierungskollegiums auch für die ge-
samte Regierungspolitik Mitverantwortung tragen. Das 
Themenspektrum, mit dem sich kantonale Bildungsdi-
rektorinnen und Bildungsdirektoren auseinandersetzen 
müssen, ist breit. Es reicht von der vorschulischen Er-
ziehung bis zur Weiterbildung und von Stipendienfragen 
bis zur Schulraumplanung. An eine Fokussierung auf 
einzelne oder wenige Themen ist dabei nicht zu denken. 
Kantonale Bildungsdirektorinnen und -direktoren stehen 
als Mitglieder der Exekutive in der Rechenschaftspflicht 
gegenüber den Parlamenten, sie stossen bildungspo-
litische Entwicklungen an, treffen Entscheidungen von 
grosser Reichweite und leiten den Gesetzesvollzug. 
Handeln, Verhandeln, Entscheiden und Kommunizieren 
sind gleichermassen wichtige wie alltägliche Tätigkei-
ten. Wegen ihrer Verantwortung bei der Initiierung und 
Vorbereitung parlamentarischer Gesetzgebungsprozes-
se durch die Bildungsverwaltungen ist auch ihre legisla-
torische Tätigkeit von erheblicher Bedeutung; dies ins-
besondere vor dem Hintergrund, dass die föderalistisch 
geprägte Bildungspolitik in der Schweiz - mit Ausnahme 
der Berufsbildung und teilweise der Hochschulpolitik -
vorrangig eine kantonale Angelegenheit ist. 
Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren stehen 
überdies einer Verwaltungseinheit vor und sind dafür 
- anders als ihre ausländischen Kolleginnen und Kol-
legen - als Mitglied der Regierung direkt demokratisch 
legitimiert. Sie verfügen deshalb über weitreichende 
Entscheidungsbefugnisse, sei es als Vorstehende ihrer 
Direktion bzw. ihres Departementes, sei es als Regie-
rungsmitglied oder im gesamtschweizerischen Kontext 
als Mitglied der Schweizerischen Konferenz der kan-
tonalen Erziehungsdirektoren (EDK). Im politischen 
Mehrebenensystem sind sie Hauptverantwortliche für 
die Weiterentwicklung der kantonalen Bildungssyste-
me. Im Volksschulbereich agieren sie meist zugunsten 
der Gemeinden bzw. der Schulträger, mitunter aber 
auch gegen deren Interessen, wenn das Interesse des 
ganzen Kantons oder übergeordnete Interessen im 
Vordergrund stehen. Denn sie müssen als Mitglieder 
der EDK und in Verhandlungen mit dem Bund immer 
auch das grössere Ganze der gesamtschweizerischen 
Bildungspolitik, den Verfassungsauftrag der Harmoni-
sierung der kantonalen Bildungssysteme und den an 
Bedeutung gewinnenden internationalen Kontext der 
Bildungspolitik im Auge behalten. 
Wie eingangs erwähnt, üben die Mitglieder kantonaler 
Regierungen ihr politisches Amt als berufliche Tätigkeit 
aus. Es erstaunt deshalb, dass über das Amt und die 
Funktion, über die Rollen, Aufgaben und Herausfor-
derungen dieses «Berufs» bislang kaum systematisch 
nachgedacht, geschweige denn geforscht worden ist. 
Es schien uns deshalb naheliegend und stimmig, den 
Rücktritt von Regine Aeppli nach ihrer zwölfjährigen 
Tätigkeit als Zürcher Bildungsdirektorin zum Anlass zu 
nehmen, das Amt und ausgewählte Bereiche der Bil-
dungspolitik zu thematisieren. In Anlehnung an Max 
Webers «Politik als Beruf» (Weber, 1919a) fand des-
halb im April 2015 an der Universität Zürich eine Ta-
gung unter dem Titel «Bildungspolitik als Beruf» statt, 
die sich mit diesem «Beruf» beschäftigte. Die Tagung 
fragte nach dessen Aufgaben und Herausforderungen 
und warf einen Blick auf ausgewählte Entwicklungen 
in der Bildungspolitik, mit denen Bildungsdirektorinnen 
und Bildungsdirektoren in den letzten Jahren konfron-
tiert waren. 
Der Titel der Tagung knüpft an ein Referat von Max 
Weber an, das dieser am 28. Januar 1919 vor Münch-
ner Studenten gehalten hatte.1 Vor gleichem Publikum 
hatte Weber bereits am 7. November 1917 zum Thema 
«Wissenschaft als Beruf» referiert (Weber, 1919b ). Bei-
de Texte sind zu Grundlagen der modernen Sozialwis-
senschaften geworden: «Politik als Beruf» gilt bis heute 
als einer der Grundlagentexte der Politikwissenschaft, 
«Wissenschaft als Beruf» ist nach wie vor ein wichtiger 
Bezugspunkt der Wissenschafts- und Professionssozio-
logie. Allerdings: Bildung kommt in diesen Texten gar 
nicht vor, auch nicht Bildungspolitik als Politikfeld und 
schon gar nicht «Bildungspolitik als Beruf». 
An der fehlenden Aufmerksamkeit der Sozialwissen-
schaften für die Bildungspolitik oder gar für die «Bil-
dungspolitik als Beruf» hat sich bis heute wenig ge-
ändert. Die Politikwissenschaft beschäftigt sich zwar 
wissenschaftlich unter vielen Gesichtspunkten mit den 
(beruflichen) Tätigkeiten von Politikerinnen und Poli-
tikern, auch wenn «Politik als Beruf» nicht als Ausbil-
dungsziel eines politikwissenschaftlichen Studiums gilt. 
Bildungspolitik wird aber - zumindest in der Schweiz 
- nur selten zum politologischen Forschungsthema.2 
Die Wissenschafts- und Professionssoziologie dagegen 
zielt zwar auf Erkenntnisse über Professionen und im-
mer wieder - in der Tradition Max Webers - auf das 
«Beamtentum» . «Politik als Beruf» wird aber in dieser 
Perspektive kaum thematisiert. Die Erziehungswissen-
schaft dagegen ist erst im Begriff, sich analytisch stärker 
mit Bildungspolitik, die im Wesentlichen die Rahmenbe-
dingungen für pädagogisches und didaktisches Han-
deln in Schulen setzt, zu beschäftigen. 
Insgesamt fehlen deshalb analytische Studien und 
Reflexionen zum Thema, Insbesondere auch für die 
Schweiz. Dies mag auch mit dem grundlegend föderalis-
tischen Bildungssystem zusammenhängen. Es sorgt für 
entsprechende Komplexität und auch Unübersichtlich-
keit, sodass Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
geneigt sind, das Thema eher aussen vor zu lassen. 
Dies alles hat uns nicht gehindert, sondern vielmehr an-
geregt und motiviert, als Dank für das langjährige Enga-
gement von Regine Aeppli in der Zürcher und Schweizer 
Bildungspolitik eine Tagung zu diesem ungewöhnlichen 
Thema auszurichten. Die Tagungsbeiträge sind in der 
vorliegenden Publikation versammelt. Tagung und Pub-
likation wurden in konstruktiver und produktiver Zusam-
menarbeit zwischen Bildungsverwaltung und Universität 
realisiert. Unser Dank gilt einerseits den Mitarbeitenden 
der Bildungsplanung des Kantons Zürich, insbesonde-
re Dr. Sybille Bayard, andererseits den Mitarbeitenden 
der Universität Zürich, allen voran Thomas Tschümper-
lin vom Rektoratsdienst, die uns bei der Organisation 
der Tagung unterstützt haben. Einen speziellen Dank 
richten wir an Prof. Dr. Michael Hengartner, Rektor der 
Universität Zürich und Gastgeber der Tagung, sowie an 
Dr. Christoph Eymann, Vorsteher des Erziehungsdepar-
tementes des Kantons Basel-Stadt und Präsident der 
EDK, die aus bildungs-, hochschul- und wissenschafts-
politischer Sicht die Tagung eingeleitet haben. Die ein-
zelnen Referatsbeiträge, die wir an dieser Stelle bei der 
Autorin und den Autoren herzlich verdanken, beleuchten 
exemplarisch einige Themenfelder der Bildungspolitik, 
mit denen Bildungsdirektorin Regine Aeppli während 
ihrer Amtszeit beschäftigt war. ·In all diesen Themenfel-
dern bestand ihr vordringliches Ziel stets darin, politisch 
kluge und durchsetzungsfähige Lösungen zu finden , 
dabei aber auch grundlegenden Werten wie Chancen-
gerechtigkeit Nachachtung zu verschaffen. Dafür gilt ihr 
grosser Dank. 
Anmerkungen 
1 Zur Verortung der Rede vgl. Kaube (2014). 
2 Eines der Indizien dafür ist, dass in der fünften, völlig überar-
beiteten und erweiterten Auflage des «Handbuch der Schwei-
zer Politik» (herausgegeben von Peter Knoepfel et al., Zürich: 
NZZ, 2014) zwar die Forschungs- und Technologiepolitik, die 
Kultur- und die Familienpolitik vorkommen, nicht aber die Bil· 
dungspolitik. Frühere Auflagen enthielten Darstellungen de1 
Bildungspolitik immerhin in einem übergeordneten themati 
sehen Beitrag zu Bildungs-, Wissenschafts- und Kulturpolitik. 
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Grusswort von Prof. Dr. Michael Hengartner 
Rektor der Universität Zürich 
Seh.r geehrte Frau Regierungsrätin Aeppli 
Sehr geehrter Herr Regierungsrat Eymann 
Liebe Kolleginnen und Kollegen 
Sehr verehrte Damen und Herren 
Ich begrüsse Sie sehr herzlich zur Tagung «Bildungspo-
litik als Beruf» hier in der Aula der Universität Zürich. Wir 
sind heute zusammengekommen, um über Bildungspo-
litik in ihrer ganzen Breite zu diskutieren, um nach den 
Aufgaben und Herausforderungen zu fragen, denen sich 
Bildungspolitikerinnen und -politiker stellen müssen. Wir 
sind aber auch hier, um uns von einer Politikerin zu ver-
abschieden, die sich drei Jahrzehnte lang in diesem Be-
rufsfeld engagiert hat, immer mit Überzeugung, Einsatz 
und dem Willen, etwas für die Gemeinschaft und die Ge-
sellschaft zu bewirken. 
Die letzten zwölf Jahre ihrer langen politischen Karriere 
politisierte Regine Aeppli in der Exekutive. Als Bildungs-
direktorin - sie blieb diesem Departement während ihrer 
drei Legislaturperioden treu - und als Präsidentin des 
Universitätsrates hat sie die Entwicklung der Universi-
tät Zürich entscheidend mitgeprägt. Es freut uns daher 
ganz besonders, dass diese Tagung zum Abschluss der 
Regierungstätigkeit von Regine Aeppli an der Universi-
tät Zürich stattfindet. 
Als Regine Aeppli vor zwölf Jahren ihre Regierungstä-
tigkeit aufnahm, hiess sie der damalige Rektor Hans 
Weder am Dies academicus 2004 mit den Worten will-
kommen, dass der Wechsel in der Bildungsdirektion -
Regine Aeppli löste im Mai 2003 Ernst Buschor ab - für 
die Universität das wichtigste Ereignis im Jahr 2003 ge-
wesen sei. Diese Bemerkung macht deutlich, wie zen-
tral und bedeutend die Bildungsdirektorin oder der Bil-
dungsdirektor für die Geschicke und das Wohlergehen 
der Universität ist. Nun stehen wir vor einem erneuten 
Wechsel. Das Stimmvolk hat am vergangenen Wochen-
ende eine neue Regierung gewählt. Wer der Bildungs-
direktion vorstehen wird, ist noch nicht klar. Wir hoffen 
auf eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger, die oder 
der die UZH, die Fachhochschulen, die Mittel- und Be-
rufsschulen sowie die Volksschulen ebenso verlässlich, 
dialogbereit und wohlwollend begleitet wie die schei-
dende Bildungsdirektorin; die oder der mit ihr - und mit 
uns - die Überzeugung teilt, dass Bildung und Wissen-
schaft in der Schweiz von vorrangiger Priorität sind. 
Für einen kurzen Moment möchte ich den Blick aber 
nicht nach vorne, sondern auf das Vergangene, das Er-
reichte werfen. 
Seit der Kanton Zürich seine Universität 1998 in die 
Autonomie entliess, «plant, regelt und führt [die UZH] 
ihre Angelegenheiten im Rahmen von Verfassung und 
Gesetz selbständig», nachzulesen im § 1 des Univer-
sitätsgesetzes. Die Autonomie leitete einen umfassen-
den Kulturwandel ein. Beim Prozess, die dafür opti-
malen Strukturen zu implementieren, sind wir von der 
Bildungsdirektorin von Beginn an begleitet und unter-
stützt worden. 
Mit der Eigenständigkeit erhielt die UZH mehr Freihei-
ten und Gestaltungsraum, übernahm aber auch mehr 
Verantwortung und Pflichten. Ob wir als Universität 
erfolgreich unterwegs sind oder nicht, hängt also zu 
einem guten Teil von uns selbst ab. Wir haben aber 
nicht auf alle Faktoren, die uns prägen, einen direkten 
Einfluss .. Die Rahmenbedingungen, innerhalb derer wir 
uns bewegen, werden von den politischen Behörden 
gesetzt. Wir können unser Kerngeschäft - die wissen-
schaftliche Forschung und Lehre - nicht erfolgreich be-
treiben ohne den Support «von oben». Die Universität 
braucht die Unterstützung der Bildungsdirektion; sie 
braucht die Aufsicht des Universitätsrates, die koope-
rative Begleitung durch die Regierung und das Gefühl, 
vom Zürcher Volk politisch getragen zu werden. 
Während der zwölf Jahre, in denen Regine Aeppli 
oberste Verantwortliche und Ansprechpartnerin der 
UZH war, hat sich die UZH qualitativ und strukturell 
substanziell verbessert. Die Jahre waren durch stetes 
3 
Wachstum geprägt. Dazu stichwortartig einige Anhalts-
punkte: 
Anstieg der Studierendenzahlen von 23'000 auf 
26'000. 
Anstieg der Professorinnen und Professoren von 
knapp 350 auf 612. 
- Anstieg der Lehrbeauftragen von 940 auf 2'724, 
was zu einer Verbesserung der Betreuungsverhält-
nisse führte. 
Mit der Eröffnung eines Campus in Oerlikon (2006) 
und in Schlieren (2013) wuchs die UZH auch in räum-
licher Hinsicht. Wir stossen in diesem Bereich aber 
an unsere Grenzen. Der Masterplan Hochschulge-
biet - ein Meilenstein für die Universität - eröffnet 
uns im Zentrum neue Perspektiven und unterstützt 
die UZH in ihrem Anliegen, sich mittelfristig auf die 
beiden Standorte Zentrum und lrchel zu konzentrie-
ren. Die in der Amtszeit von Regine Aeppli bereits 
vorangetriebene Intensivierung der Zusammenar-
beit mit den anderen Playern am Hochschulstandort 
Zürich (ETH, universitäre Spitäler) erhält durch die 
im Masterplan angestrebte räumliche Konzentration 
einen weiteren Schub. 
Das Personal- und Raumwachstum war nur dank 
der starken finanziellen Unterstützung durch den 
Kanton möglich: Das Gesamtbudget der UZH be-
trug 2003 899 Millionen, wovon 423 Millionen durch 
den Kanton finanziert wurden. 2014 waren es 1.34 
Milliarden Franken, wovon 600 Millionen durch den 
Kanton getragen wurden. Der Beitrag, den der po-
litische Träger an die Finanzierung seiner Hoch-
schule zahlt, ist stetig gewachsen, auch in Zeiten, 
in denen Sparrunden und Finanzkrise Schlagzeilen 
machten. Wir sind dem Kanton für diesen Vertrau-
ensbeweis dankbar. 
Dass wir mit den uns zur Verfügung gestellten Mit-
teln verantwortungsvoll umgegangen sind und sie 
umsichtig eingesetzt haben, zeigt die gute Positio-
nierung der UZH im nationalen wie auch im inter-
nationalen Kontext. In den einschlägigen Rankings 
haben wir uns stetig verbessert. Wir sind eine at-
traktive Universität für die besten in- und ausländi-
schen Studierenden, die ihre Diversität pflegt, aber 
auch ganz bewusst Akzente setzt und somit ihr For-
schungsprofil erfolgreich geschärft hat. 
Wir wären nicht da, wo wir heute sind, wären wir nicht 
entschlossen, tatkräftig und mit Weitsicht von unserer 
Bildungsdirektorin unterstützt worden. Als Präsidentin 
des Universitätsrates, mit ihrem zweiten Hut sozusagen, 
war sie auch für die Aufsicht und die strategische Beglei-
tung der Universität zuständig. 
Persönlich habe ich Regine Aeppli als einen der Sache 
verpflichteten, lösungsorientiert arbeitenden Menschen 
kennen und schätzen gelernt. Ganz Juristin, versuchte 
sie stets, mit präzisen Argumenten, mit Sach- und Fach-
kenntnis zu überzeugen. Sie war im Gegenzug aber 
auch bereit, sich auf andere Standpunkte einzulassen, 
um tragfähige, für alle Partner akzeptable Entscheide 
herbeizuführen. 
Selbstverständlich gab es in der zwölfjährigen Amtszeit 
von Regine Aeppli nicht nur Highlights. Die Einsicht -
und hier zitiere ich Regine Aeppli -, «dass man es nie 
allen recht machen kann und auch nie alles richtig ma-
chen kann» (Lukesch, 2015), trifft wohl auf die meisten 
Menschen zu, in ganz besoinderem Mass wohl aber auf 
Politikerinnen und Politiker. Schaut man auf die Univer-
sität, wie sie sich heute präsentiert, so darf man sagen, 
dass Regine Aeppli vieles richtig gemacht hat. Im Na-
men der Universität Zürich möchte ich ihr dafür unse-
ren tief empfundenen Dank aussprechen. Und mit dem 
Dank verbinde ich die Hoffnung, Regine Aeppli werde 
der Universität auch in Zukunft verbunden bleiben. 
Meine Damen und Herren, als Bildungsdirektorin war 
Regine Aeppli nicht nur für die Universität, sondern für 
Bildung in ihrer ganzen Breite zuständig , also auch für 
die Volksschule, die Mittelschule, die Berufsbildung, die 
Fach- und Pädagogischen Hochschulen. Als Rektor der 
UZH habe ich mir ertaubt, mich auf die Universität zu 
beschränken. Gerne übergebe ich das Wort nun dem 
Basel-Städtischen Amtskollegen von Regine Aeppli , 
Christoph Eymann, der den Blickwinkel nun wieder et-
was öffnen wird. 
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Grusswort von Dr. Christoph Eymann 
Präsident der EDK und Vorsteher des Erziehungsdepartementes des Kantons Basel-Stadt 
Geschätzte, liebe Regine Aeppli 
Sehr geehrter Herr Professor Michael Hengartner 
Sehr geehrter Herr Professor Lucien Criblez 
Sehr geehrte Damen und Herren 
Zwölf Jahre sind in der Astronomie - oder auch in der 
Geologie - eine verschwindend kleine, kaum messbare 
Zeitspanne. Zwölf Jahre in unserem Leben sind doch 
immerhin ein Siebtel der aktuellen statistischen Lebens-
erwartung in der Schweiz. Zwölf Jahre Bildungsdirek-
torin ist Spitzensport: Parlamentarische Debatten, die 
die Ausdauer einer Marathonläuferin erfordern; unfaire 
Angriffe, die man mit der Gewandtheit einer Degenfech-
terin abwehren muss; politisches Glatteis, das man nur 
mit scharf geschliffenen Kufen bewältigen kann. Beklagt 
hast Du Dich nie. Auch wenn er manchmal undankbar 
ist, dieser Knochenjob. 
Ich durfte Deinen grossen Einsatz und Deine beeindru-
ckenden Leistungen als Kollege, in manchen Momenten 
vielleicht als Leidensgenosse aus dem so fernen Basel 
verfolgen und bewundern. Persönlich arbeiteten wir in 
der SUK zusammen, der Schweizerischen Universitäts-
konferenz, und in der EDK, der Schweizerischen Konfe-
renz der kantonalen Erziehungsdirektoren, wo Du nicht 
nur Vertreterin des Kantons Zürich warst, sondern auch 
Vorstandskollegin und verlässliche Vizepräsidentin. Du 
wirst uns und mir persönlich sehr fehlen. Selbstver-
ständlich möchte ich Dir hier und heute schon einmal 
danken. Nicht zum letzten Mal, denn bevor Du definitiv 
von der Politbühne abtrittst, drohen Dir noch so mancher 
Apero und so manche Rede. Du wirst aber auch diese 
mit Deiner Gelassenheit und Deinem Humor bestens 
überstehen. 
Einmal abgesehen davon, dass Du Zürcherin bist und 
ich Basler, dass Du eine Frau bist und ich ein Mann, 
dass Du Sozi bist und ich Bürgerlicher, haben wir doch 
vieles gemeinsam. Nicht nur, dass wir beide etwa in der 
Mitte des letzten Jahrhunderts geboren wurden; dass 
wir beide Jus studierten oder beide gerne zu Fuss unter-
wegs sind; dass wir uns beide eigentlich noch jung füh-
len, obwohl wir beide Alt-Nationalräte sind. Und eben, 
dass wir beide mit Herzblut Bildungsdirektoren in un-
seren jeweiligen Kantonen sind, weil eine gute Bildung 
und ein gutes Bildungssystem für uns beide zum Wich-
tigsten in unserer Gesellschaft gehören. Gemeinsam 
ist uns beiden auch, dass wir gerade zu Beginn unserer 
Amtszeit erleben mussten, was es heisst, Sparmass-
nahmen umzusetzen. Gemeinsam ist uns auch, dass 
wir in den letzten Jahren tiefgreifende Veränderungen, 
hauptsächlich positive, aber auch einige schwierige, im 
Bildungswesen miterlebt und mitgestaltet haben. Beide 
erlebten wir auch immer wieder die Vor- und Nachteile, 
dass beim Thema Bildung alle Experten sind, alle mit-
reden wollen - und dies in unserer Demokratie auch 
dürfen ... 
Ich habe jetzt den Vorteil, dass Du mit Deinem Rück-
tritt als kantonale Bildungsdirektorin ein bisschen frü-
her dran bist als ich. So kann ich Dir dabei zusehen, 
wie man es schafft, sich aus diesem Amt möglichst gut, 
mit Grandezza, zu verabschieden. Dass die Zürcher 
Bildungsdirektion und das Institut für Erziehungswis-
senschaft Dir zum Abschied eine Fachtagung widmen, 
finde ich eine schöne Idee. Natürlich ist es auch eine 
ausserordentlich seriöse Idee. Der Kanton Zürich hat 
mit einer ganztägigen Veranstaltung für seine abtreten-
de Bildungsdirektorin die Latte schon ziemlich hoch ge-
legt. Es wird interessant sein, zu sehen, wie das künftig 
andere Kantone machen werden. 
Den einen oder anderen tiefschürfenden Gedanken 
zum Titel dieser heutigen Abschieds-Fachtagung «Bil-
dungspolitik als Beruf» kann ich mir natürlich nicht ver-
kneifen. Wissenschaftlich fundierte Inputs wird es heu-
te viele geben. Ich erlaube mir deshalb eher ein paar 
persönliche Worte. 
Wir beide, geschätzte Kollegin, können zwar auf die 
Frage nach unserem Beruf mit «Regierungsrätin» oder 
«Regierungsrat» antworten. Wir haben auch entspre-
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chende Lohnausweise und Steuerrechnungen. Aber wir 
haben kein goldgerahmtes Diplom als Bildungsdirektorin 
oder -direktor im Büro hängen. Ich beneide da manch-
mal meinen Zahnarzt. Da ist der Fall klar: Sein Diplom 
ist über jeden Zweifel erhaben und ist - zumindest war 
das früher der Fall - sogar vom Bundesrat unterschrie-
ben. Wir aber haben Wahlresultate, die jeweils ein Ver-
falldatum von vier Jahren haben und die wir manchmal 
besser nicht einrahmen. 
«Bildungspolitik als Berufung», das gefiele mir schon 
besser. Das trifft auf Dich sehr zu. Bildungspolitikerin 
aus Berufung zu sein, verlangt aber nicht nur ein fach-
liches, sondern auch ein grosses emotionales Engage-
ment. Erfolge und Misserfolge erleben wir intensiver. Du 
kennst den Satz «Nimm's nicht persönlich!». Wir wissen 
beide, dass das etwas vom Schwierigsten in unserem 
Beruf, in unserer Berufung ist. 
Und jetzt, liebe Regine, nimm dies aber bitte sehr per-
sönlich: Ich danke Dir ganz herzlich für alles, was Du als 
Bildungsdirektorin im Kanton Zürich und für alles, was 
Du in der EDK, der D-EDK und der Schweizerischen 
Universitätskonferenz geleistet hast. Und ich danke Dir 
vor allem auch dafür, wie Du gearbeitet hast, für Deine 
so sympathische Art. Du bekommst verdiente Anerken-
nung von allen Seiten, Du hast mit Deiner Persönlichkeit 
Standards gesetzt, die wegweisend sind und die über 
Deine Amtszeit hinaus wirken werden. 
Der Abschied von Dir fällt mir insofern etwas leichter, als 
dass ich mir keinerlei Sorgen machen muss, dass es 
Dir als Alt-Bildungsdirektorin je langweilig werden wird. 
Ob Du als Brückenbauerin zwischen unseren Sprach-
regionen tätig sein wirst, ob Du wieder einmal auf einer 
Theaterbühne stehen oder als gefragte Referentin Dei-
ne Erfahrungen weitergeben wirst: Deine Vitalität, Dei-
ne Neugier, Dein Interesse an Menschen und Mensch-
lichem, Deine Lust auf Neues wirst Du mit Sicherheit 
nicht in Deiner Amtsstube zurücklassen! Alles erdenk-
lich Gute, liebe Kollegin ! 
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Bildungspolitik als Beruf im politischen Mehrebenensystem der Schweiz 
Prof. Dr. Lucien Criblez, Universität Zürich, Institut für Erziehungswissenschaft 
1. Einleitung 
Die folgenden Überlegungen zu «Bildungspolitik als 
Beruf» knüpfen - wie im Vorwort erwähnt - an ein Re-
ferat von Max Weber mit dem Titel «Politik als Beruf» 
an, das er am 28. Januar 1919 vor Münchner Studenten 
gehalten hatte (Weber, 1919; Kaube, 2014, S. 391 ff.). 
Bildung kommt in diesem Text allerdings gar nicht vor, 
auch nicht Bildungspolitik als Politikfeld. Und anders als 
1919 - Deutschland war im Übergang vom Kaiserreich 
zur Weimarer Republik als parlamentarischer Demo-
kratie - geht es heute und hier um Politik als Beruf in 
einem ausgebauten halbdirekt-demokratischen und fö-
deralistischen politischen System. Die Kontexte haben 
sich grundlegend verändert - und über Politik kann heu~ 
te nicht mehr in Begriffen von «Fürsten» und «Führern» 
nachgedacht werden. 
Da das Thema «Bildungspolitik als Beruf» in den Sozial-
wissenschaften bisher kaum bearbeitet wurde, können 
die folgenden Ausführungen nicht von einem differen-
zierten Reflexions- und Forschungsstand ausgehen. Sie 
bieten deshalb zunächst einfach einen phänomenolo-
gischen Zugang, eine Annäherung an das Phänomen 
«Bildungspolitik als Beruf» im spezifisch schweizeri-
schen Kontext und in dessen verfassungsmässigen und 
staatspolitischen Rahmenbedingungen. Diese Rahmen-
bedingungen können - verkürzt - wie folgt beschrieben 
werden: 
Die Schweiz umfasst als Bundesstaat 26 Kantone 
mit 2'352 Gemeinden (2014, Tendenz: Anzahl der 
Gemeinden abnehmend)1, denen in der Bildungs-
politik grosse Bedeutung zukommt. Diese räumlich 
politische Situation bestimmt wesentlich die Kom-
plexität der Bildungspolitik. 
Neben dem Bildungsföderalismus, mit dem die we-
sentlichen Regelungskompetenzen (mit Ausnahme 
des Berufsbildungsbereichs) den Kantonen zuge-
wiesen werden, ist das Subsidiaritätsprinzip ein 
bestimmendes Element staatlicher Verantwortungs-
ordnung (Epiney, 1994 ). Demnach sollen Probleme 
möglichst selbstbestimmt und eigenverantwortlich 
da bearbeitet werden, wo sie entstanden sind. Vie-
le bildungspolitische Probleme können heute aber 
nicht mehr von den Kantonen - und schon gar 
nicht von den Gemeinden - allein gelöst werden. 
Deshalb hat die Schweizerische Konferenz der 
kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) als «in-
termediäre» Ebene zwischen Bund und Kantonen 
- insbesondere mit dem Ziel der Aufrechterhaltung 
des Bildungsföderalismus - an Bedeutung gewon-
nen. Sie ist gleichzeitig Ausdruck zunehmender 
horizontaler Verflechtung zwischen den Kantonen 
und Faktor der Komplexitätssteigerung. 
Die halbdirekte Demokratie bestimmt wesentlich 
das politische System und das politische Denken 
(Linder, 2012, S. 263 ff.) - auch im Bildungsbe-
reich. Entscheidungsprozesse sind komplex und 
dauern zum Teil lang, denn Demokratie ist be-
kanntlich nicht immer effizient. 
Bildungspolitik bezieht sich auf das Bildungssystem als 
Politikfeld, das aber nicht als konstant und gegeben 
angesehen werden kann, sondern sich selbst wandelt. 
Dass der Kindergarten heute zum Bildungssystem ge-
rechnet wird, dass seit rund 20 Jahren eine Diskussion 
über Frühförderung im Gang ist und dass inzwischen 
auch Bildungskonzepte für Kindertagesstätten vorlie-
gen, deutet auf die Ausdehnung von Bildungspolitik in 
Bereiche, die traditionell als Aufgabenfeld der Familie 
galten. Dass der Bund ein Weiterbildungsgesetz erlas-
sen hat, weist darauf hin, dass sich der Gegenstand von 
Bildungspolitik nicht nur - biografisch gesehen - nach 
unten, sondern auch nach oben ausdehnt. Bildungsex-
pansion in diesem Sinne ist ein genereller, langfristiger 
und bis heute ungebrochener Entwicklungstrend. 
Bildung nicht in Kategorien des Bildungssystems bzw. 
der öffentlichen Bildung, sondern inhaltlich zu definie-
ren, ist schwierig. Der Bildungsbegriff steht im deut-
schen Sprachraum in ausgeprägt idealistischer und 
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neuhumanistischer Tradition und ist mit Erwartungen 
an gebildete Persönlichkeiten verknüpft. Wird es kon-
kreter, sind sich weder die Bildungsforschung noch die 
Bildungspraxis oder die Bildungspolitik einig über Ziel-
bestimmung und inhaltlichen Umfang der Bildung oder 
über Zuständigkeiten im Bildungssystem. 
Ebenso verhält es sich mit dem Politikbegriff, der un-
terschiedlich verwendet wird. «Politik besteht in der 
Regelung der gemeinsamen Angelegenheiten eines 
Gemeinwesens durch allgemein verbindliche Entschei-
dungen» , heisst es etwa im Lexikon «Politik» von Fuchs 
& Roller (2010, S. 205). Wir können uns aber auch mit 
einer Definition im Text von Max Weber begnügen: «Wir 
wollen heute darunter nur verstehen : die Leitung oder 
die Beeinflussung der Leitung eines politischen Verban-
des, heute also: eines Staates». (Weber, 1919, S. 3; 
Hervorh. LC) 
Aufgrund der Schwierigkeiten, eindeutig zu bestim-
men, was Bildungspolitik meint, nähert sich der folgen-
de Text dem Thema pragmatisch in drei Schritten an. 
Zuerst steht die Frage im Vordergrund: Auf wen trifft 
die Umschreibung «Bildungspolitik als Beruf» eigent-
lich zu? Um die eindeutige Antwort auf diese Frage 
vorwegzunehmen: im schweizerischen Politiksystem 
am besten auf die kantonalen Bildungsdirektorinnen 
und Bildungsdirektoren. Zweitens wird am Beispiel des 
Aushandelns und Verhandelns auf die Komplexität des 
bildungspolitischen Mehrebenensystems hingewiesen . 
Abschliessend werden einige ausgewählte Chancen 
und Probleme der Bildungspolitik im politischen Mehre-
benensystem der Schweiz thematisiert. 
2. Wer ist von Beruf Bildungspolitikerin oder 
Bildungspolitiker? 
Die erste zentrale Frage lautet: Wer kann, darf bzw. 
soll eigentlich als Bildungspolitikerin, als Bildungspo-
litiker gelten, wenn dies denn ein Beruf ist - welcher 
Art auch immer? Eine erste mögliche Antwort wäre: 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier. Allerdings ist 
die parlamentarische Arbeit in der Schweiz weder auf 
Bundes- noch auf Kantonsebene vollumfänglich profes-
sionalisiert, weil die Schweiz nur Milizparlamente und 
keine Berufsparlamente kennt. Parlamentarierinnen 
8 
und Parlamentarier beschäftigen sich auch nicht nur und 
eher selten schwerpunktmässig mit Bildungsthemen. 
Trotzdem: In den 1960er- bis 1980er-Jahren galt zum 
Beispiel der Luzerner Nationalrat Alfons Müller-Marzohl2 
als nationaler Bildungspolitiker, weil er sich nicht nur im 
Parlament, sondern auch ausserparlamentarisch in bil-
dungspolitischen Fragen engagierte. 
Sind Bundesräte Bildungspolitiker? Bis heute existiert 
auf Bundesebene kein spezialisiertes Bildungsdepar-
tement. Auch nach der Zusammenlegung des Staats-
sekretariats für Bildung und Forschung mit dem Bun-
desamt für Berufsbildung und Technologie zum neuen 
Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation 
(SBFI) zu Beginn des Jahres 2013 bleibt Bildungspolitik 
«nur» eine Aufgabe unter anderen im Eidgenössischen 
Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung. 
Man beachte auch die Reihenfolge der Aufgabenfelder 
des Departementes. 
Historisch gesehen war vielleicht Karl Schenk, Bundes-
rat von 1863-18953 und damit der Bundesrat mit der 
längsten Amtszeit, ein Bildungspolitiker. Er wirkte an der 
Formulierung des Bildungsartikels 27 in der Bundes-
verfassung von 187 4 mit, der rund 125 Jahre in Kraft 
blieb (Criblez & Huber, 2008). Schenk wollte in Ausfüh-
rung des Bildungsartikels zu Beginn der 1880er-Jahre 
einen eidgenössischen Erziehungssekretär einführen, 
der den Fortschritt der Kantone hinsichtlich der in der 
Bundesverfassung verankerten Vorgabe eines «genü-
genden Primarunterrichts» dokumentieren sollte (Hard, 
1974). Die Bezeichnung «Schulvogt», mit der die EDK 
seit den 1990er-Jahren verschiedentlich kritisiert wurde, 
etwa im Zusammenhang mit der Schaffung Pädagogi-
scher Hochschulen4 , geht auf dieses Projekt zurück. In 
Anbetracht der langen Amtszeit war das bildungspoliti-
sche Engagement letztlich aber doch nur eine «Neben-
tätigkeit» - wenn das Scheitern der Vorlage 1882 in der 
sogenannten «Schulvogt»-Abstimmung die Schweizer 
Bildungspolitik auch sehr nachhaltig beeinflusst hat. 
Hans-Peter Tschudi5, Bundesrat von 1959 bis 1973, der 
die neue Hochschulpolitik des Bundes in den 1960er-
und frühen 1970er-Jahren wesentlich prägte, wäre ein 
zweiter Kandidat für den Titel eines Bildungspolitikers 
auf Bundesebene. 1973 scheiterte er allerdings in der 
Volksabstimmung mit der Revision des Bildungsartikels, 
der als Parallelkonstruktion zum Schulkonkordat der 
EDK von 1970 angelegt war (Criblez, 2008). Der abge-
lehnte Verfassungsartikel hatte in vielerlei Hinsicht die 
Anliegen der heutigen Verfassungsbestimmungen, die 
in der Volksabstimmung 2006 bekanntlich mit grossem 
Stimmenmehr angenommen worden waren, vorwegge-
nommen. Von seinen Gesamtleistungen her war Tschudi 
allerdings eher ein Sozial- als ein Bildungspolitiker. 
Als Zwischenfazit kann festgehalten werden: Schon die 
weitgehende Abwesenheit von spezialisierten Bildungs-
politikerinnen und Bildungspolitikern sowohl in den na-
tionalen und kantonalen Parlamenten als auch in der 
nationalen Exekutive weist auf die Bedeutung der kanto-
nalen Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren hin. 
Bevor deren «Beruf» aber näher erläutert wird, ist zu-
nächst zu fragen, ob für die Bezeichnung «Bildungspoli-
tikerin» oder «Bildungspolitiker» - systemisch gesehen 
- noch andere Funktionsträger oder Akteursgruppen in 
Frage kommen. 
Zunächst ist an Bildungsspezialistinnen und -spezialis-
ten in Berufs- und Wirtschaftsverbänden6 , in Gewerk-
schaften und Konzernen zu denken. Sie alle vertreten 
allerdings bestimmte Interessen, zumeist Partikularin-
teressen. Sie betreiben Bildungspolitik im Namen ihrer 
Verbände und Konzerne und nicht zwingend im Dienste 
und zugunsten der Öffentlichkeit. Zwar vertreten auch 
Parlamentarierinnen und Parlamentarier parteipolitische 
Positionen und müssen ihre Wählergruppen bedienen; 
im Vergleich zu den Verbandsvertreterinnen und -ver-
tretern sind sie aber deutlicher dem «Gemeinwohl» ver-
pflichtet. 
Eine weitere Gruppe, die den Bildungspolitikerinnen 
und Bildungspolitikern zugerechnet werden könnte, sind 
Spitzenbeamte, Amtsvorsteherinnen und Amtsvorste-
her, Departementssekretärinnen und Departementsse-
kretäre. Max Weber hat die «fachgeschulten» Beamten 
(Weber, 1919, S. 20 f.) als fachliches Äquivalent zu den 
leitenden Politikern definiert, denen sie fachlich teilwei-
se sogar überlegen seien. Sie gehören eindeutig der 
Verwaltung an, obwohl sie die Bildungspolitik durch die 
Vorbereitung und Umsetzung der legislatorischen Ar-
beit und durch ihr alltägliches Handeln und Entscheiden 
massgeblich beeinflussen. Trotzdem bleibe aber der 
Minister «Repräsentant der politischen Machtkonstel-
lation» (Weber, 1919, S. 20). Die Führungspersonen 
in der Bildungsverwaltung könnte man deshalb als 
«Schattenbildungspolitikern bezeichnen: Bildungsde-
partemente und -direktionen sind ohne sie kaum hand-
lungs- und entscheidungsfähig, und auch die Parla-
mente sind auf sie massgeblich angewiesen. An diesen 
Funktionen zeigt sich: Die Gewaltentrennung ist zwar 
ein staatspolitisches Grundprinzip, aber Regieren und 
Verwalten lassen sich letztlich nur bedingt klar trennen. 
Beides ist im «Beruf» der Bildungsdirektorin bzw. des 
Bildungsdirektors personell vereint. 
Zuletzt ist auf die für den Bildungsbereich Zuständi-
gen auf der dritten politischen Ebene, derjenigen der 
Gemeinden, hinzuweisen. Insbesondere in den gros-
sen Städten entwickeln sich die durch Volkswahl in 
die städtischen Exekutiven gewählten Schulvorstän-
de immer deutlicher in Richtung dessen, was unter 
«Bildungspolitik als Beruf» verstanden werden kann. 
Wenn man die Anzahl Schülerinnen und Schüler und 
die Schulorganisation der Stadt Zürich, der Stadt Win-
terthur oder irgendeiner andern mittleren oder grossen 
Schweizer Stadt mit derjenigen eines kleinen Schwei-
zer Kantons vergleicht, wird nachvollziehbar, dass wir 
hier tatsächlich auch von «Bildungspolitik als Beruf» 
sprechen können, auch wenn die Gestaltungsspielräu-
me vor Ort jeweils stark durch kantonale Vorgaben be-
schränkt werden. 
Keine der genannten Gruppen kommt aber dem, was 
unter «Bildungspolitik als Beruf» verstanden werden 
kann, wohl so nahe wie die Bildungsdirektorinnen und 
Bildungsdirektoren. Sie sind in den kantonalen Regie-
rungen für das Bildungswesen verantwortlich. Auch 
wenn die Gemeinden im Volksschulbereich nach wie 
vor einen wesentlichen Teil der Kosten tragen und eine 
offensichtlich wachsende Anzahl von Bundesparlamen-
tarierinnen und -parlamentariern die Regelungskompe-
tenzen stärker zum Bund hin verlagern möchten (z.B. in 
der Fremdsprachenfrage oder im Bereich der Tagesbe-
treuung), spielen die Kantone im Bildungswesen nach 
wie vor die zentrale Rolle und sind auch hauptsächlich 
für die Finanzierung von Bildung zuständig. 
Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren verfügen 
durch die direkte Volkswahl über hohe politische Legiti-
mation. Sie nehmen die Doppelfunktion von Regierung 
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und Verwaltung wahr. Die Verwaltung oder Bürokratie, 
die Max Weber bekanntlich als rationalste Form der 
Herrschaft bezeichnete, folgt eigenen Regeln. In der 
Schweiz ist sie in den allermeisten Fällen klassisch in 
Stab und Ämtern organisiert. Die Bildungsdirektorinnen 
und Bildungsdirektoren stehen dieser Verwaltung vor, 
sind aber gleichzeitig Mitglied der kantonalen Regierung 
sowie der EDK, die - nach neuer Bildungsverfassung 
- die Harmonisierung zwischen den Kantonen im Bil-
dungsbereich zu garantieren hat. 
Wer sind die Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirek-
toren? Insgesamt sind es 26, deren Funktionen und 
Aufgaben aber wesentlich von der Grösse der Kantone 
und - damit verbunden - vom Bildungsangebot des je-
weiligen Kantons abhängig sind. Zürich spielt unter den 
26 Kantonen als bevölkerungsreichster und wirtschafts-
und finanzstarker Kanton eine spezielle Rolle. Er verfügt 
über eine stark ausgebaute Bildungsverwaltung und 
vermag allein aus diesen Gründen einen wesentlichen 
Beitrag zur Weiterentwicklung des Bildungswesens in 
der Schweiz zu leisten. 
Traditionell waren die Erziehungsdirektoren7 Männer 
und zum Teil sehr lange im Amt.8 In katholisch-kon-
servativen Kantonen waren sie in aller Regel Mitglied 
der katholisch-konservativen Partei bzw. der christ-
lichdemokratischen Volkspartei (CVP), in den andern 
Kantonen in der Regel freisinnig-liberal. Zu dieser 
parteipolitisch-weltanschaulich dominierenden Ausrich-
tung gab es allerdings vor allem in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts immer wieder Abweichungen. 
Hinzuweisen wäre etwa auf den langjährigen Zürcher 
Erziehungsdirektor Alfred Gilgen (Landesring der Un-
abhängigen, LdU; Erziehungsdirektor 1971-1995) oder 
auf den Sozialdemokraten Arthur Schmid9 im Kanton 
Aargau (Erziehungsdirektor 1965-1993). Das Bild ist 
inzwischen parteipolitisch wesentlich bunter geworden, 
insbesondere die Schweizerische Volkspartei (SVP) hat 
unter den Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren 
in jüngerer Zeit an Gewicht gewonnen.10 Überreste von 
Geschlechtertypologien führen offensichtlich bis heute 
dazu, dass Frauen in Regierungen tendenziell stärker 
zur Übernahme von Bildungsdirektionen neigen als 
Männer. 
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Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren werden 
nicht als solche, sondern als Regierungsrätinnen und 
Regierungsräte gewählt. Dies heisst: Bildungspolitik ha...: 
ben sie in den meisten Fällen nicht «gelernt», sondern 
werden durch ihr Amt in den «Beruf» hineinsozialisiert. 
Häufig haben sie sich vorher als Parlamentarierinnen 
und Parlamentarier mit Bildung beschäftigt, denn mit 
wenigen Ausnahmen sind die Bildungsdirektorinnen 
und Bildungsdirektoren vorher in den kantonalen Par-
lamenten, teilweise auch im nationalen Parlament tätig. 
Mitunter kann die Übernahme der Verantwortung für die 
Bildungsdirektion nicht freiwillig erfolgen, weil sich die 
Regierungsräte als Gremium nach bestimmten Regeln 
(insbesondere dem Anciennitätsprinzip) selbst konstitu-
ieren. Es kommt vor, dass ehemalige Lehrerinnen oder 
Lehrer dieses Amt übernehmen. Aber anzunehmen, der 
Lehrberuf habe viel mit «Bildungspolitik als Beruf» zu 
tun, wäre wohl eine arge Verkennung der Arbeit der Bil-
dungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren. 
3. Aushandeln im bildungspolitischen 
Mehrebenensystem 
Natürlich geht es im Amt als Bildungsdirektorin, als Bil-
dungsdirektor auch um Leadership. Natürlich ist «Cha-
risma», das schon bei Max Weber eine bestimmte Rolle 
spielte, bei der Fähigkeit zu überzeugen wichtig. Und 
natürlich ist das Amt mehr als «Job», sondern auch «Be-
rufung» : Diese Unterscheidung war eigentlich das Kern-
anliegen Max Webers in seinem Referat über «Politik als 
Beruf». Aber anders als bei Max Weber geht es heute 
nicht mehr darum, dass sich «charismatische Führer» 
(Weber, 1919, S. 10) in den Dienst politischer Herren 
(gemeint waren Fürsten) stellen, sondern in den Dienst 
der Sache, in unserem Zusammenhang in den Dienst 
der Bildung. 
Weil sich Gesellschaft und Wirtschaft ständig wandeln 
und weil sich dadurch der Qualifikationsbedarf stetig 
verändert, müssen die Rahmenbedingungen für Bildung 
und deren Inhalte immer wieder neu ausgehandelt wer-
den. «Bildungspolitik als Beruf» ist deshalb vor allem ei-
nes: tägliches und immer wiederkehrendes Aushandeln 
und Verhandeln. Bildungsdirektorinnen und Bildungsdi-
rektoren müssen darin Meisterschaft entwickeln, wenn 
sie im komplexen bildungspolitischen Mehrebenensys-
tem erfolgreich sein wollen. 
Aushandeln ist keine einsame Tätigkeit, sondern immer 
eine solche zwischen Akteuren. Es findet in der Regel 
an Sitzungen statt. Aushandeln hat im Kontext von 
Bildung unterschiedliche Gegenstände. Am Beispiel 
der Sitzungen der Zürcher Bildungsdirektorin Regine 
Aeppli lässt sich aber zeigen, mit wem verhandelt wird. 
Am Sitzungskalender lässt sich deshalb die Position 
einer Bildungsdirektorin bzw. eines Bildungsdirektors 
im bildungspolitischen Mehrebenensystem der 
Schweiz näher bestimmen. Auch wenn der Kanton 
Zürich ein weitreichendes Bildungsangebot unterhält, 
unterscheidet sich die Ausprägung der Sitzungstätigkeit 
von anderen Kantonen wohl nur in Teilbereichen und -
wegen der Grösse des Kantons - in der Kadenz und in 
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Betrachten wir als erstes die Ebene des Regierungs-
rates. Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren 
sind zunächst Mitglieder der Kantonsregierungen. Der 
Zürcher Regierungsrat tagt rund 45-mal im Jahr. Diese 
Sitzungsverpflichtung geht allen anderen vor. Viele bil-
dungspolitische Entscheidungen werden in der Regie-
rung gefällt. Regierungshandeln erfolgt im Modus von 
Regierungsratsbeschlüssen, die zu Sach- und Perso-
nalgeschäften im Kompetenzbereich der Regierung 
getroffen werden, oder aber Vorbereitungscharakter für 
parlamentarische Entscheide haben. Regierungsratsge-
schäfte werden per Mehrheitsentscheitl beschlossen, 
aber nach aussen in aller Regel kollegial vertreten. Es 
handelt sich also nicht immer um konsensuale Entschei-
de. Insbesondere im Kampf um knappe Finanzen, aber 
auch in umstrittenen Sachgeschäften kann es in der Re-
gierung zu Auseinandersetzungen kommen. Aufgrund 
des Kollegialitätsprinzips müssen Bildungsdirektorinnen 
und Bildungsdirektoren manchmal auch ihnen unliebsa-
me Entscheide öffentlich vertreten. 
Im Zürcher Kantonsrat ist die Anwesenheit der Bil-
dungsdirektorin bei bildungspolitischen Geschäften 
gefragt, was 10 bis 12 Sitzungen pro Jahr entspricht. 
Bildungspolitische Geschäfte werden, wie in fast allen 
Kantonsparlamenten, in Kommissionen vorberaten. In 
der kantonsrätlichen Kommission für Bildung und Kultur 
(KBIK) ist die Anwesenheit an jährlich rund 30 Sitzungen 
notwendig. Dazu kommen Sitzungen einzelner anderer 
ständiger Kommissionen, etwa der Finanzkommission, 
der Kommission für Planung und Bau oder der Kom-
mission für Staat und Gemeinden. 
Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren sind im 
Parlament mit dem ganzen Meinungsspektrum der 
Parteien konfrontiert. Obwohl auch sie in aller Regel 
Mitglied einer Partei sind, treten sie als Mitglied des Re-
gierungsrates und als Vorsteherinnen bzw. Vorsteher 
der Bildungsdirektion auf. Bei der Arbeit im Parlament 
und in den parlamentarischen Kommissionen besteht 
deshalb immer auch ein bestimmtes Potenzial an Kon-
flikten mit der eigenen Partei. 
Im Hinblick auf das politische Mehrebenensystem ist 
von besonderer Bedeutung, dass auch Interessenver-
treterinnen und -vertreter der Gemeinden im Kantons-
parlament sitzen. Sie sind nicht selten Spezialistinnen 
und Spezialisten für das Schulwesen vor Ort und für 
die Gemeindefinanzen. Ohne sie zu überzeugen, ist 
in der Regel keine Volksschulpolitik zu machen. Die 
Gemeinden können bildungspolitische Reformprojek-
te durchaus zu Fall bringen. Ein prominentes Beispiel 
dafür war etwa das sonderpädagogische Konzept im 
Kanton Zürich. 
Ein generelles staatspolitisches Problem zeigt sich 
auch im Bildungsbereich sehr deutlich: das zuneh-
mende Ungleichgewicht zwischen Milizparlament und 
professionalisierter Verwaltung (Z'graggen, 2009). Ge-
nerell wird davon ausgegangen, dass die Bedeutung 
der Verwaltung - unter anderem durch die Einführung 
von New Public Management - zugenommen, diejeni-
ge des Parlamentes dagegen abgenommen hat. Die 
Parlamente - auch das Zürcher Parlament - reagierten 
darauf unter anderem mit einer Zunahme von parla-
mentarischen Initiativen. Dieses Instrument macht das 
Parlament in besonders weitreichender Art zum Ar-
beitsparlament und schliessen die (Bildungs-)Verwal-
tung aus der Vorbereitung von Entscheiden zumindest 
teilweise aus. 
Die Zürcher Bildungsdirektorin ist schliesslich Präsi-
dentin des Bildungsrates (10 Sitzungen jährlich), des 
Zürcher Fachhochschulrates (9 Sitzungen jährlich) und 
des Zürcher Universitätsrates (8 Sitzungen jährlich). 
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Dass die Bildungsdirektorin gleichzeitig Vorsitzende 
dieser drei Milizgremien ist, ist eine der Besonderhei-
ten schweizerischer Bildungspolitik. Die drei Räte über-
nehmen Funktionen der öffentlichen Kontrolle und sind 
Bindeglied zwischen Bildungspolitik und Öffentlichkeit. 
Insbesondere im Hochschulbereich ist diese Funktion 
nach der Autonomisierung der Hochschulen von gros-
ser Bedeutung.12 Anders als etwa in Deutschland sind 
die Hochschulräte in der Schweiz weniger Instrumente 
der Neoliberalisierung der Hochschulen oder der Öff-
nung der Hochschulen gegenüber wirtschaftlichen An-
liegen , sondern eher Instrumente der zivilgesellschaft-
lichen Mitwirkung und der öffentlichen Kontrolle von 
Hochschulen (Criblez & Oggenfuss, 2010). 
Betrachten wir Bildungspolitik in der vertikalen Politik-
verflechtung zwischen Kanton und Gemeinden. Die 
Bildungsdirektorin trifft nicht nur im Parlament auf Ver-
treterinnen und Vertreter der Gemeinden, sondern auch 
an Sitzungen mit Gemeindevertretungen, Schulpflege-
präsidien und Schulleitungen (ca. 6-10 Sitzungen jähr-
lich). Zwar lässt sich die Geschichte des Verhältnisses 
zwischen Gemeinden und Kanton insgesamt als Kan-
tonalisierungsprozess beschreiben, denn die Kantone 
haben das Bildungswesen im Verlauf des 19. und 20. 
Jahrhunderts im Kantonsgebiet immer einheitlicher ge-
regelt. Schulträger im Volksschulbereich sind aber in 
aller Regel die Gemeinden. Sie finanzieren die Volks-
schule zu wesentlichen Teilen und organisieren und 
beaufsichtigen sie vor Ort. Ohne die Gemeinden für 
ein bildungspolitisches Vorhaben gewonnen zu haben, 
stehen die Chancen auf dessen Realisierung deshalb 
nicht allzu gut. Die Städte spielen in dieser Hinsicht eine 
spezielle Rolle. Im Kanton Zürich verfügen die Städte 
Zürich und Winterthur über das Gemeindegesetz sogar 
über die Möglichkeit, in der Schulorganisation von kan-
tonalen Vorgaben abweichen zu können. 
Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren sind also 
- insbesondere in flächenmässig grossen Kantonen 
- mit vielen sehr unterschiedlichen Prirnarschul- und 
Oberstufenschulgemeinden mit komplexen Rahmenbe-
dingungen konfrontiert. Im Kanton Zürich zum Beispiel 
zählt die Stadt Zürich 404'783 Einwohner (2014), die 
Primarschulgemeinde Volken dagegen nur gerade 339 
Einwohner; 1 O Kinder besuchen hier den Kindergarten 
und 31 die Primarschule.13 Bildungsdirektorinnen und 
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Bildungsdirektoren müssen die (Schul-)Gemeinden des 
Kantons im Sinne der Rechtsgleichheit aber gleich be-
handeln, obwohl sie sich all der Unterschiedlichkeiten 
bewusst sind . 
Bildungspolitik in der horizontalen Politikverflechtung 
zwischen den Kantonen : Die 26 Bildungsdirektorinnen 
und Bildungsdirektoren sind in der schweizerischen Kon-
ferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren (EDK) zu-
sammengeschlossen und sie arbeiten in weiteren Gre-
mien in unterschiedlichen Konstellationen zusammen. 
Für die Zürcher Bildungsdirektorin bedeutete dies in den 
letzten Jahren: jährlich drei Plenarversammlungen und 
vier Vorstandssitzungen in der EDK, je drei bis fünf Sit-
zungen für die Zusammenarbeit in der Deutschschwei-
zer EDK, in der Nordwestschweizer EDK und in der EDK 
Ost sowie sechs Sitzungen der schweizerischen Hoch-
schulkonferenz bzw. der Universitätskonferenz. 
Die horizontale Kooperation zwischen den Kantonen ist 
einerseits dadurch motiviert, dass der kleinräumige und 
strikte Bildungsföderalismus unter den Bedingungen 
nationaler und internationaler Mobilität und zunehmen-
der Verflechtung nicht mehr sinnvoll aufrechterhalten 
werden kann. Andererseits ist die EDK mit ihrer Politik 
gemäss dem Subsidiaritätsprinzip (vgl. oben) auch im-
mer darum bemüht, für anstehende Probleme gemein-
same Lösungen unter den Kantonen zu finden, um die 
(weitere) Verschiebung von Regelungskompetenzen im 
Bildungsbereich von den Kantonen zum Bund zu verhin-
dern. Diese doppelte Zielsetzung - Harmonisierung zur 
Verhinderung von Bundeslösungen bei gleichzeitigem 
Beibehalten des Bildungsföderalismus und Betonen der 
Eigenständigkeit der Kantone - ist nicht widerspruchs-
frei. Mit dem Verfassungsauftrag der Harmonisierung 
ist für die EDK die schwierige Aufgabe verbunden, die 
Kantone zur freiwilligen Kooperati.on zu verpflichten. Die 
seit den 1990er-Jahren nach dem Vorbild des Schul-
konkordates von 1970 stark erweiterte Zusammenarbeit 
über das Instrument der Konkordate hat dabei seine Tü-
cken: Wie schon bei der Harmonisierung des Schuljah-
resbeginns in den 1970er-Jahren (Manz, 2011) können 
Harmonisierungsbemühungen mit den direktdemokrati-
schen Instrumenten von Volksinitiative und Referendum 
torpediert, zumindest aber relativiert werden. Die Ableh-
nung des Beitritts zum Harmos-Konkordat in verschie-
denen Kantonen ist dafür das beste Beispiel.14 
An der horizontalen Politikverflechtung werden Rollen-
konflikte der Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirek-
toren besonders deutlich: Sie müssen in der EDK die 
Interessen des eigenen Kantons vertreten, versuchen in 
den Kantonen aber die Harmonisierungsbemühungen 
der EDK zu vermitteln. Sie sind gemeinsam und je ein-
zeln dem Verfassungsauftrag der Harmonisierung ver-
pflichtet, den sie mit dem Harmos-Konkordat einzulösen 
versuchen. Gleichzeitig sind sie an die Resultate kanto-
naler Volksabstimmungen gebunden, auch wenn diese 
dem Harmonisierungsauftrag entgegenstehen. Sie ver-
suchen als Mitglieder der EDK die Politik der Harmo-
nisierung voranzutreiben. Gleichzeitig sind sie mit dem 
Vorwurf des -Demokratiedefizits der EDK konfrontiert 
(Ambühl, 2000). 
Bildungspolitik in der vertikalen Politikverflechtung zwi-
schen Bund und Kantonen: Die Erziehungsdirektoren 
hatten früher oftmals nicht nur ein kantonales Regie-
rungsamt inne, sondern waren auch Bundesparlamen-
tarier. Durch diese Ämterkumulation ergab sich eine 
Form der vertikalen Politikverflechtung zwischen Bund 
und Kantonen im Bildungsbereich. Dies ist heute entwe-
der nicht mehr möglich oder in den Parteien zumindest 
verpönt. Die vertikale Politikverflechtung zeigt sich heu-
te in regelmässigen Sitzungen des EDK-Vorstandes mit 
den-Spitzen des Departementes Wirtschaft, Bildung und 
Forschung einerseits und der Zürcher Bildungsdirektorin 
mit den Zürcher Bundesparlamentarierinnen und -parla-
mentariern andererseits. Die institutionalisierte vertikale 
Politikverflechtung funktioniert damit vor allem zwischen 
Bund und dem Kollektiv der Kantone. 
Abschliessend ist auf zwei wesentliche Bereiche der 
Arbeit einer Bildungsdirektorin bzw. eines Bildungsdirek-
tors hinzuweisen. Als Vorsteherin einer kantonalen Ver-
waltungseinheit steht die Bildungsdirektorin weniger in 
direktem Kontakt mit den Schulen als die entsprechen-
den Ämter. Sie trifft sich aber mit den Lehrerverbänden 
sowie den Rektorinnen und Rektoren der kantonalen 
Schulen (20-30 Sitzungen jährlich). Daneben nimmt sie 
in ihrer Funktion als Bildungsdirektorin viele Repräsen-
tationsverpflichtungen wahr. 
Zuletzt ist auf die von aussen kaum sichtbare Arbeit 
innerhalb der eigenen Direktion aufmerksam zu machen. 
Pro Tag fallen durchschnittlich ein bis zwei Sitzungen 
als Chefin des Generalsekretariates und der Ämter an. 
Zudem müssen alle andern Sitzungen innerhalb der 
Direktion vorbesprochen und vorbereitet werden, was 
zu unzähligen weiteren Sitzungen führt ... 
Hier zeigt sich auch, dass die Grenzen zwischen Politik 
und Verwaltung nicht genau zu ziehen sind. Einerseits 
nimmt das alltägliche Verwaltungshandeln in der Sum-
me täglicher, kleiner Entscheide Formen von Politik an, 
wenn man Politik nicht einfach auf den Erlass von Ge-
setzen, Verordnungen und Regierungsratsbeschlüssen 
reduzieren will. Andererseits verwischen sich die Gren-
zen zwischen Politik und Verwaltung in der Schweiz 
gerade in der Funktion der Regierungsrätinnen und 
Regierungsräte, weil sie sowohl Teil der Regierung als 
auch Vorstehende einer Verwaltungseinheit sind. 
Die Analyse der Tätigkeiten einer Bildungsdirektorin 
am Beispiel des Kantons Zürich hat gezeigt, dass Re-
gieren und Verwalten im Bildungsbereich einerseits 
permanentes Aushandeln bedeutet, andererseits vom 
erfolgreichen Bewirtschaften eines komplexen Netz„ 
werkes abhängig ist: einem Netzwerk unterschiedli-
cher Anspruchsgruppen innerhalb des Kantons, einem 
Netzwerk der horizontalen Politikverflechtung mit den 
andern Kantonen und einem Netzwerk der vertikalen 
Politikverflechtung sowohl mit den Gemeinden als auch 
mit dem Bund. Die Bildungsdirektorinnen und Bildungs-
direktoren sitzen - wortwörtlich - mitten drin in diesen 
Netzwerken, die sie permanent «bewirtschaften» und 
weiterentwickeln müssen. 
4. Bildungspolitik im politischen Mehrebe-
nensystem: Chancen und Probleme 
Die Situation und Dynamik der hohen Politikverflechtung 
im bildungspolitischen Mehrebenensystem sowie 
deren Stärken und Schwächen zu analysieren wäre 
ein aufwendiges Forschungsprogramm - das erst 
noch durchgeführt werden muss. Trotzdem soll 
abschliessend, ohne Anspruch auf Systematik und 
Vollständigkeit, auf einige ausgewählte Chancen 
und Probleme dieser starken Politikverflechtung im 
bildungspolitischen Mehrebenensystem eingegangen 
werden. 
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Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass grundlegende 
Prinzipien der Staatsorganisation wie der Föderalismus 
und die Subsidiarität in der schweizerischen Bildungs-
politik trotz Relativierungen nach wie vor eine wichtige 
Rolle spielen. Bildung ist ein Politikfeld , das viele-wenn 
nicht alle - Bürgerinnen und Bürger betrifft. Und in einem 
halbdirekt-demokratischen System wollen Bürgerinnen 
und Bürger in die Regelung ihrer Angelegenheiten ein-
bezogen sein. Weil es bei Bildungsfragen oft um Kinder, 
Jugendliche und Familie geht, können sie - vermutlich 
leichter als in andern Politikfeldern - mit emotionalisier-
ten Kampagnen mobilisiert werden. Darauf weisen je-
denfalls alle wesentlichen, die Öffentlichkeit mobilisie-
renden bildungspolitischen Debatten der letzten Jahre 
hin, zum Beispiel die Einführung zweier obligatorischer 
Kindergartenjahre bzw. der Tagesbetreuung im Rahmen 
des Harmos-Konkordates, der Deutschschweizer Lehr-
plan oder die Fremdsprachenfrage. 
Die Komplexität hat auch in der Bildungspolitik - u.a. 
wegen zunehmender horizontaler und vertikaler Ver-
flechtung - zugenommen. Eine der Folgen dieser Ent-
wicklung ist die stärkere Vernetzung. Vieles wird heute 
nicht mehr einfach über Hierarchie und harte Steuerung 
(Gesetzgebung und Finanzierung) bewirkt, sondern mit 
weichen Steuerungsmitteln: informieren, verhandeln, 
empfehlen usw. (Braun & Giroud, 2003). Zumindest 
muss der Boden für Regelungen mit harten, direkten 
Steuerungsinstrumenten durch weiche, indirekte vorbe-
reitet werden. Denn Information und Überzeugung sind 
in der halbdirekten Demokratie oft tauglichere Steue-
rungsmittel als Macht und Hierarchie - gerade im Bil-
dungsbereich. 
Die hohe Verflechtung der verschiedenen politischen 
Ebenen führt auch zu einer hohen Komplexität, die 
kaum mehr oder nur mit einer ausgebauten Bildungs-
verwaltung bewältigt werden kann. Die Komplexität 
nimmt insbesondere auf der interkantonalen Ebene zu. 
Die Politik der multilateralen Staatsverträge der EDK 
stösst wegen ihrer Anzahl und ihrer komplexitätsstei-
gernden Wirkung, aber auch wegen der schlechten 
Reformierbarkeit von Konkordaten an ihre Grenzen. 
Darauf weisen jedenfalls auch die zögerlichen Beitritte 
der Kantone zu den neueren Konkordaten hin (Harmos, 
Sonderpädagogik, Stipendien). 
14 
Die Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren der 
Kantone sind als Personen und Amtsträgerinnen und 
Amtsträger im bildungspolitischen Mehrebenensystem 
von der Komplexitätssteigerung am stärksten betroffen, 
denn sie bilden die bedeutsamsten «Knoten» im Netz-
werk. Das Nachdenken über Komplexitätsreduktionen 
ist deshalb gerade für sie von Bedeutung. 
Soll allerdings Komplexität im bildungspolitischen 
Mehrebenensystem der Schweiz wirklich reduziert wer-
den und sollen entsprechende Massnahmen mehr als 
kosmetische Korrekturen sein, sind insbesondere zwei 
Grundfragen neu zu beantworten: Es ist dies erstens die 
Frage nach Zentralität und Dezentralität der bildungspo-
litischen Entscheide: Welche Entscheidungen werden in 
Zukunft sinnvoll auf welcher politischen Ebene getrof-
fen? Damit verbunden ist die zweite Frage nach der 
politischen Gliederung, innerhalb derer die Entscheide 
getroffen werden. Die Unterschiedlichkeit zwischen den 
Gemeinden und den Kantonen ist in der Schweiz extrem 
gross. Während auf Gemeindeebene Veränderungen 
im Gange sind (Gemeindefusionen), ist die Diskussion 
über die sehr unterschiedlichen Kantonsgebiete wieder 
erlahmt. 
Gerade weil die Gemeinden und die Kantone in der 
schweizerischen Bildungspolitik nach wie vor eine 
bedeutende Rolle spielen, sind Komplexitätsreduktionen 
kaum sinnvoll möglich, ohne zumindest eine der beiden 
Grundfragen neu zu beantworten. Weil sowohl im 
Bereich der Verteilung von Entscheidungskompetenzen 
auf die unterschiedlichen politischen Ebenen als auch im 
Bereich der politischen Gliederung in naher Zukunft kaum 
wesentliche Veränderungen zu erwarten sind, dürfte die 
Komplexität in der Bildungspolitik weiter zunehmen. 
Sie wird auch weiterhin vor allem von den kantonalen 
Bildungsdirektorinnen und Bildungsdirektoren bearbeitet 
werden müssen. 
Anmerkungen 
1 Vg l. http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/regionen/11 / 
geo/institutionelle_gliederungen/01 b.html (April 2015). 
2 Vgl. http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/06424.php (April 
2015). 
3 Vgl. http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D4636.php (April 
2015). . 
4 Welche «Ironie der Geschichte»: Ist es doch ein wesentlicher 
Teil der «raison d'etre» der EDK, den Bildungsföderalismus zu 
stärken und weitergehende Bundeskompetenzen im Bildungs-
bereich zu verhindern. 
5 Vgl. http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D4721.php (April 
2015). 
6 Dazu sind auch die Lehrerverbände zu rechnen. 
7 Bis in die 1990er-Jahre war in der deutschsprachigen 
Schweiz der Begriff «Erziehungsdirektor» üblich. Seither hat 
sich die Bezeichnung «Bildungsdirektor» bzw. «Bildungsdirek-
torin» stärker eingebürgert. Die Veränderung dieser Bezeich-
nung steht auch im Zusammenhang mit der Übernahme der 
Aufgaben im Berufsbildungsbereich (vorher: auf verschiedene 
Direktionen/Departemente verteilt bzw. der Volkswirtschafts-
direktion zugeordnet) durch die Bildungsdirektionen und mit 
dem Ausbau der Verwaltung im tertiären Bildungsbereich. 
6 Spezifische Analysen zur Geschichte der kantonalen Bil-
dungsverwaltungen und deren Vorsteherinnen und Vorsteher 
fehlen bislang. Hinweise finden sich in Überblicken zur Ent-
wicklung der kantonalen Regierungen oder der kantonalen 
Verwaltungen; für den Kanton Zürich vgl. llli, 2008; Schmid, 
2003. 
9 Vgl. http://www.hls-dhs-dss.ch/textes/d/D33167.php (April 
2015). 
10 Einen jeweils aktuellen Überblick über die Bildungsdirekto-
rinnen und Bildungsdirektoren der 26 Kantone bietet die Web-
.seite der EDK: http://www.edk.ch/dyn/12372.php (April 2015). 
11 Für Hinweise zu den wichtigsten Sitzungen, zur Sitzungska-
denz und genereller für Informationen zu den Tätigkeiten der 
Bildungsdirektorin bedanke ich mich bei der stellvertretenden 
Generalsekretärin der Zürcher Bildungsdirektion, Dr. Cornelia 
Lüthy. 
12 Der Autor ist selber Mitglied des Zürcher Bildungsrates und 
kommentiert deshalb an dieser Stelle die Funktion des Bil-
dungsrates nicht. 
13 Angaben für 2014; vgl. https://www.bista.zh.ch/ _ vs/vs_sgem. 
aspx (April 2015 ). 
14 Zum jeweils aktuellen Stand im Projekt zur Harmonisierung 
der obligatorischen Schule vgl. http://www.edk.ch/dyn/11659. 
php (April 2015). 
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Bildungspolitik als Kulturpolitik 
Prof. em. Or. Jürgen Oelkers, Universität Zürich, Institut für Erziehungswissenschaft 
In vielen deutschsprachigen Ländern sind «Kulturpolitik» 
und «Bildungspolitik» getrennte Grössen. Unter Kultur-
politik wird die Förderung einzelner Künstler, verschie-
dener künstlerischer Projekte oder auch kleinerer und 
grösserer Institutionen der Kunst verstanden, manchmal 
auch die Verhinderung von Kunst. Bildungspolitik hinge-
gen bezieht sich auf die Institutionen Schule und Hoch-
schule. Auch hier kann «Politik» Verhinderung heissen, 
ohne jetzt auf Harmos oder den Lehrplan 21 näher ein-
zugehen. Nur so viel: Manchmal vermisst man Kultur, 
wenn die Kompetenzen gezählt werden. 
Natürlich ist in der Geschichte der Bildungstheorie im-
mer ein enger Bezug zwischen Schule und Bildung her-
gestellt worden, «Bildung» ist ja ein Wort der Auszeich-
nung und wer wäre gerne ohne Bildung? Das ist nicht 
ganz ohne Risiko, weil Ansprüche der Bildung mit der ei-
genen Person präsentiert werden müssen und so auch 
verfehlt werden können. Die Schadenfreude ist gross, 
wenn man auf dem glatten Parkett der Zitate und An-
spielungen ausrutscht, und niemand bedauert den, der 
falsch ausspricht oder betont, was als exakte Kenntnis 
erwartet wird. Bildung hat so auch etwas mit Blamage zu 
tun, von der man sich schlecht erholen kann. 
Trotz des Risikos der Selbstdarstellung kann man bis 
heute den trotzigen Satz lesen, dass Bildung einzig 
und allein dem «Subjekt» zu dienen habe, dabei kei-
nen anderen Zweck verfolgen dürfe und sich insbeson-
dere von Nutzerwartungen der Gesellschaft fernhalten 
müsse. Die Schule auf der anderen Seite muss immer 
neue Generationen von Kindern und Jugendlichen aus 
unterschiedlichen Milieus und Gesellschaftsgruppen un-
terrichten und zu Abschlüssen führen . Wenn Ideal und 
Wirklichkeit nicht zusammenpassen, gibt es einen Aus-
weg. Mit Hegel nämlich lässt sich sagen: Umso schlim-
mer für die Wirklichkeit. 
In der klassischen deutschen Bildungstheorie ist nie auf 
die besonderen institutionellen Bedingungen der mo-
dernen Massenverschulung Rücksicht genommen war-
den, die jeden erreichen soll und so niemanden vorab 
privilegieren kann. Die Leistung und nicht die Herkunft 
soll über den Rang entscheiden, aber dann kann die 
Bildung sich nicht am «Subjekt» der Philosophie aus-
richten, das so unantastbar ist, dass es durch Leis-
tungsdifferenz gekränkt wäre. Die berühmte Dialektik 
von «Subjekt» und «Objekt» verträgt kein Subjekt, das 
schwach ist in Mathematik, befriedigend in Deutsch 
und gut in Sport. 
Schulabschlüsse sind in der Schulkritik genau das 
Gegenteil von dem, was bildungstheoretisch erwartet 
wird. In diesem Sinne wäre das Thema meines Vortra-
ges ein historisch wohlbekanntes Missverständnis, das 
sich darin zeigt, von der Schule immer weit mehr zu 
erwarten, als sie zu leisten imstande ist, und von den 
hehren Zielen aber nichts zurücknehmen zu können. 
Letztlich soll alles erreicht werden, was gut klingt, und 
in der Zielsprache klingt eben nie etwas schlecht. Auch 
das, notabene, ist kein Kommentar zum Lehrplan 21. 
Nun kann man den Fokus des Themas aber auch ver-
schieben, weg von dem empfindsamen Subjekt der 
Hochkultur und hin zum Zusammenleben verschie-
dener Kulturen in der modernen Gesellschaft. Davon 
handelt der folgende Text, weil die Verschiedenheit der 
Kulturen und mit ihr der Religionen lange Zeit kein bil-
dungspolitisches Thema war, nunmehr aber ins Zent-
rum gerückt ist. Es geht dabei um Fragen der kulturellen 
Identität und der Öffnung ins Ungewisse gleichermas-
sen, was die Bildungspolitik vor neue Herausforderun-
gen stellt die sich mit den klassischen Theoriemitteln 
nicht bearbeiten lassen. Sie betonen «Identität» als 
Übereinstimmung und nicht als Gewinn der Differenz. 
Dieser Ausgangspunkt, Bildung von der Verschiedenheit 
her zu denken, musste so lange nicht gewählt werden, 
wie sich Gesellschaft und Herkunftskulturen weitgehend 
deckten. Die Anfänge der Volksschule im Kanton 
Zürich zeigen diese Überlappung in aller Deutlichkeit. 
Die Schule spiegelte die Herkunft und die Herkunft war 
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zusammen mit den schulischen Berechtigungen der 
Garant für den Verbleib in der Gesellschaft. Gelang das 
nicht, war die Ultima Ratio oft die Auswanderung. 
Die Einwanderungswellen nach dem Zweiten Weltkrieg 
haben dieses autochthone Selbstverständnis angegrif-
fen. Plötzlich nämlich galt es, Kinder aus italienischen 
Einwanderungsfamilien so zu verschulen, dass auch sie 
zu Abschlüssen gelangen konnten. Religiöse Fremdheit 
war zu diesem Zeitpunkt nur in dem Sinne gegeben, 
dass Kinder katholischer Eltern in reformierten Schulen 
untergebracht werden mussten, was man dadurch lös-
te, dass der Religionsunterricht geteilt wurde. Und man 
musste sich als Schüler daran gewöhnen, dass die Ka-
tholischen mehr Feiertage hatten als die Reformierten. 
Aber das Thema liegt tiefer, als der historische Neid über 
die vermeintlichen Privilegien ahnen lässt. Der Neid war 
im Übrigen sehr abstrakt. Man hatte keine Ahnung, was 
Feiertage im anderen Lager konkret bedeuteten. Dafür 
blühten die Phantasien und Zuschreibungen. Katholi-
ken, habe ich als Schüler gelernt, sind «falsch», weil sie 
alles beichten können und für nichts verantwortlich ge-
macht werden dürfen. Die offizielle deutsche Bildungs-
politik förderte diese mentale Segregation: Mit der an-
deren Seite sollte und wollte man nichts zu tun haben. 
Man sieht, ich bin ein Kind der 1950er-Jahre, das nie 
eine katholische Kirche von innen gesehen und das 
auch gar nicht als Verlust empfunden hat. Die Zugehö-
rigkeit war klar, geregelt durch Geburt und Taute, später 
dann noch durch Konfirmation und damit zusammen-
hängend durch christliche Unterweisung, die vor allem 
darüber belehrte, dass eine Grenze zu beachten war. 
Zur Unterweisung gehörten Kirchenlieder, die die Zuge-
hörigkeit vertieften. Wenn mit Paul Gerhardt das Herz 
«ausgehen» und «Freude suchen» soll, dann war das 
lutherische Herz gemeint. 1 
Vergleiche konnten da nur stören, man teilte den Ritus 
ja auch mit niemand anderem. Aber die festen Bezüge 
und Eckwerte der Erziehung wurden mit jeder Gene-
ration schwächer, weil die historischen Grenzen nicht 
gehalten werden konnten und der christliche Glaube in 
Mitteleuropa an Überzeugung verlor. Das hat vor allem 
mit grundlegenden Veränderungen in der Organisation 
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der Bildung und auch mit der Stellung der Religion in der 
Gesellschaft zu tun. 
Bildung und Religion 
Seit Mitte des 18. Jahrhunderts hat sich in allen In-
dustriegesellschaften unter Inkaufnahme von zum Teil 
schweren und seinerzeit kaum lösbaren gesellschaftli-
chen Konflikten eine Organisation öffentlicher Bildung 
entwickelt, die auf säkularen oder laizistischen Grundla-
gen basiert. Der französische Ausdruck «laiique»2 ist im 
europäischen Umfeld allerdings sehr verschieden inter-
pretiert worden. Eine radikale Loslösung der Erziehung 
von der Religion hat sich in der Breite auch nach dem 
Kulturkampf am Ende des 19. Jahrhunderts nicht wirk-
lich durchsetzen lassen. 
Der laizistische Staat kann aber seine Institutionen 
neutral definieren und Religion von öffentlicher Bildung 
trennen. Radikal wie in Frankreich war das im deutsch-
sprachigen Bildungsraum allerdings nicht möglich; die 
Lösung war die Einführung eines verbindlichen Schul-
faches «Religionsunterricht», das konfessionell aus-
gerichtet war und immer eine Randstellung innehatte. 
Mitte des 19. Jahrhunderts sollte noch die ganze Volks-
schule christlich sein. Stattdessen wurde «Religion» Teil 
der Stundentafel und so einer Schulorganisation, die 
sich nicht nach Konfessionen unterscheiden liess. Ent-
scheidend für die Entwicklung der Volksschule war die 
langfristige Säkularisierung des Lehrplans und der Lehr-
mittel. Erst mit ihr sind die grossen Distanzen zwischen 
den staatlichen Schulen und den christlichen Religionen 
entstanden, die heute massgebend sind. 
Die Lösung mit dem konfessionellen Schulfach war so-
lange unstrittig, wie sich Glaubensgemeinschaften als 
Mono- oder Mehrheitskulturen erhalten konnten, sprich: 
solange katholische, reformierte oder lutherische Ge-
meinschaften, also die Kirchen des christlichen Glau-
bens, eine überlieferte Dominanz behielten, die sich 
durch Konzessionen an die christlichen Minderheiten 
vor Ort ausgleichen liess. Niemand konnte gezwungen 
werden, am Unterricht der Mehrheit teilzunehmen, und 
der Staat verpflichtete sich, auch für ganz kleine Zahlen 
Religionsunterricht zu ermöglichen. 
Auch in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts wur-
de in den Schulen noch christlicher Glaubensunterricht 
erteilt. Um nochmals das Kind der 1950er-Jahre zu zi-
tieren: Den Unterricht erteilten Katecheten, die einen 
Lehrauftrag erhielten, keine vom Staat ausgebildeten 
Religionslehrer. Völlig selbstverständlich war, dass es 
sich um Glaubensunterricht handelte und so auch um 
einen Unterricht der Abgrenzung. Andere Religionen 
wurden entweder gar nicht thematisiert oder galten als 
nicht rechtmässig. Vom Islam habe ich als Schüler nie 
etwas gehört. 
Diese Situation hat sich inzwischen gründlich und ver-
mutlich irreversibel geändert. Nicht nur in den urbanen 
Zentren Mitteleuropas, sondern auch in den ländlichen 
Regionen herrscht heute eine multireligiöse Realität mit 
drastisch schwindenden Anteilen der christlichen Kir-
chen . Das ist zwischen meinem Norddeutschland, Bay-
ern und Zürich durchaus verschieden, betrifft mehr die 
reformierten Kirchen als die katholische, aber ist doch 
eine deutliche historische Tendenz. Eine wachsende 
Gruppe in vielen westlichen Ländern sind inzwischen 
die Ungläubigen, versteht man darunter Personen ohne 
Zugehörigkeit zu einer Glaubensgemeinschaft. 
Aus dem Rückgang christlicher Glaubensüberzeugun-
gen vor allem in Mitteleuropa kann nicht geschlossen 
werden, dass sich religiöse Kulturen generell auflösen. 
Und auch der Befund abnehmender christlicher Sozia-
lisation gilt nur regional. Die klassische soziologische 
These der zunehmenden und unaufhaltsamen Säkula-
risierung aller Lebensbereiche trifft nicht so zu, wie Max 
Webers Diktum der «Entzauberung der Welt» in seinem 
Vortrag «Wissenschaft als Beruf» (1919) dies verstan-
den wissen wollte. Der Zauber nämlich kann sich ver-
schieben und neu aufladen. 
Max Weber ist gleichsam der Schirmherr dieser Tagung, 
er kommt daher auch bei mir zu Wort: Die «Entzaube-
rung der Welt» heisst einfach «durch Berechnen be-
herrschen können» (Weber, 1991, S. 17). Es gibt keine 
«geheimnisvollen unberechenbaren Mächte» mehr, das 
Leben ist im Prinzip rationalisierbar geworden (Weber, 
1991, S. 17). Diese Tendenz soll den «Entzauberungs-
prozess» der okzidentalen Kultur seit ihren Anfängen 
kennzeichnen (Weber, 1991, S. 17 f.), also nicht erst seit 
der Aufklärung. 
Zu Beginn des 20. Jahrhunderts schien noch eine un-
umkehrbare geschichtliche Tendenz zu sein, was am 
Ende des Jahrhunderts keineswegs mehr so ausge-
macht war. Gerade Religionssoziologen wie Peter Ber-
ger (1969) haben früh auf den Rumour of Ange/s3 ver-
wiesen, also die Rückkehr der Transzendenz mitten in 
der scheinbar vollzogenen Säkularisierung, wobei auch 
diese These vor dem Hintergrund des historischen 
Wandels des christlichen Glaubens verstanden werden 
muss. Im Hintergrund von Webers «Entzauberung der 
Welt» standen vor allem calvinistische Formen der as-
ketischen Rationalisierung . Die Formel trifft also nicht 
einmal für alle christlichen Kirchen zu. 
Es gibt keine einheitliche Tendenz in der Geschichte 
der Glaubensgemeinschaften und dies weder im Blick 
auf grosse Kirchen noch bezogen auf häretische Grup-
pen, die mit eigenen Deutungen des Glaubens immer 
wieder für Aufspaltungen innerhalb der Kirchen gesorgt 
haben. Nicht einmal die Geschichte der grossen Grün-
dungen ist abgeschlossen, ebenso wenig wie die inne-
re Entwicklung der Kirchen. Der Islam etwa steht noch 
vor der historischen Textkritik4 , aber das gilt etwa auch 
für die orthodoxe Kirche Russlands und ihren Einfluss 
auf die Gesellschaft5 und Politik. Und wer amerikani-
scher Präsident sein will, muss sonntags in die Kirche 
gehen. 
Im Christentum hat die Textkritik spätestens mit Eras-
mus' Novum instrumentum omne von 1516 eingesetzt.6 
Die historische Kritik war verantwortlich für die Entwick-
lung eines symbolischen und nicht mehr wörtlichen 
Verständnisses des Glaubens. Der Koran wird bis heu-
te nicht so verstanden. Die Historisierung des heiligen 
Textes würde eine Umstrukturierung und Neuausrich-
tung des Glaubens sowie der Liturgie abverlangen, 
was jeder dogmatisch strukturierten Religionsgemein-
schaft schwerfällt und der Priesterschaft das Opfer der 
Deutungshoheit abverlangt. 
Ein Befund also wäre, mit Annahmen fortschreitender 
und unaufhaltsamer Säkularisation vorsichtig zu sein. 
In China wachsen die christlichen Kirchen in einem 
atheistischen Umfeld und trotz staatlicher Repressio-
nen rasant. Die Zahl der Gläubigen wird inzwischen auf 
hundert Millionen geschätzt, 1949 waren es keine vier 
Millionen. Und die christliche Mission war in China bis 
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zur Machtergreifung der Kommunisten verglichen mit 
der Grösse des Landes besonders erfolglos. Die Nach-
frage wächst von innen heraus.7 
Max Weber hat sich nie gefragt, was an die Stelle der 
Religionen treten soll , aber offenbar bleibt keine Leer-
stelle übrig. Die politische Geschichte Europas im 20. 
Jahrhundert demonstriert eindrucksvoll und schauerlich 
zugleich , wie stark Weltanschauungen als Ersatzre-
ligionen sein können und ein wie hohes Gut die zivile 
Gesellschaft darstellt. Das Gut ist keineswegs durch 
die kulturelle Entwicklung garantiert, ebenso wenig wie 
der Kulturkampf der Vergangenheit angehört, weil 11icht 
politische Weltanschauungen das Problem der Zukunft 
sind, sondern Konflikte zwischen verschiedenen Reli-
gionen in ein- und derselben Gesellschaft, wie sich im 
arabischen Raum besonders schauerlich gezeigt hat. 
Die Kraft der Religionen zeigt sich auch da, wo sie mit 
Hilfe von politischen Revolutionen beseitigt werden soll-
ten. Häufig werden sie dann negativ verstärkt, also stei-
gern Aggressivität und Dogmatismus (Walzer, 2015). 
Die Zivilisierung der Religionen wird auf diese Weise ins 
Gegenteil verkehrt, was auch damit zusammenhängt, 
dass der vernichtende Blick auf Religionen nie erken-
nen kann, warum der Glaube anziehend ist. Der radi-
kalen Kritik fehlt das Verständnis, auch dafür, welche 
Folgen mit ihr verbunden sind. 
In den westlichen Ländern ist die Unabhängigkeit der 
Erziehung von den Religionen keine dreissig Jahre alt. 
Noch vor zwei Generationen gehörten christliche Ritua-
le und die Einführung in die Dogmen des Glaubens zu 
den Selbstverständlichkeiten des Aufwachsens. Heute 
erfahren viele Kinder keine religiöse Unterweisung mehr 
und leben de facto säkular. Medien und Alltagswelt sind 
zwar voll von religiösen Symbolen, aber viele Kinder 
erfahren keine Unterweisung mehr, die sie auf eine be-
stimmte Religion festlegen würde. Sie können darüber 
selbst entscheiden . 
Dieser historische Wandel kennzeichnet die Sozialisa-
tion in skandinavischen, mitteleuropäischen und zum 
Teil auch in osteuropäischen Ländern, wie sich an Po-
len oder Ungarn zeigen liesse. Traditionell katholische 
Länder sind diesem Wandel nur langsamer ausgesetzt. 
Weltweit dagegen wachsen Religionen, was der The-
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se einer zunehmenden globalen Säkularisierung wider-
spricht. Entgegen den Erwartungen vieler Religionskriti-
ker lösen sich die unterschiedlichen Glaubenssysteme 
nicht einfach auf, Religionen verschwinden nicht und 
Kirchen können sich modernen Lebensumständen 
durchaus anpassen. 
Eine Schlüsselfrage ist, was das für die öffentliche Bil-
dung bedeutet. Ihre Institutionen setzen voraus, dass 
sie keinerlei weltanschaulichen Beeinflussungen un-
terliegen, und dies weder in praktischer noch in sym-
bolischer Hinsicht. Nicht nur in Frankreich müssen die 
Schulen frei sein von Zeichen und Symbolen von Kir-
chen und Glaubensgemeinschaften. Das gilt seit 2004 
auch für Kopftücher. Wer mit einem Kopftuch die Schule 
besucht, muss mit einem Schulverbot rechnen. Der Lai-
zismus reicht weit über die Schule hinaus. In Frankreich 
und in Belgien ist muslimischen Frauen das Tragen ei-
nes Vollschleiers in der Öffentlichkeit verboten. 
Die Darstellung von Religionen im öffentlichen Raum 
muss unterschieden werden von ihrem Selbstverständ-
nis und den Regeln des Zusammenlebens. In der heu-
tigen Gesellschaft sind alle Religionen partikular, keine 
kann und darf gegenüber allen anderen das Überge-
wicht erlangen. Das historisch eher unwahrscheinliche 
Gebot der Toleranz impliziert einen Verzicht auf gewoll-
te oder ungewollte Mission gegenüber anderen und so 
letztlich auf den eigenen Überlegenheitsanspruch, so-
weit damit Dritte beeinträchtigt werden. Jede Religion 
lebt für sich und kann dabei um Anhänger werben, aber 
hat dabei kein Monopol auf Wahrheit ausserhalb des ei-
genen Glaubens, und auch dieses Monopol lässt sich 
von innen her bestreiten. 
Ein Anspruch auf Absolutheit ist aber nicht nur den klas-
sischen monotheistischen Religionen inhärent. Auch 
und gerade die Gründer neuer Kirchen - oder Sekten 
- wie Ron Hubbard verzichten keineswegs auf den An-
spruch der Einzigartigkeit und der Überlegenheit gegen-
über allen Konkurrenten, was im Falle der Church of 
Scientology8 sogar mit einer «wissenschaftlichen» Me-
thode des Unterrichts verbunden wird, die als originell 
und einzigartig behauptet wird , aber mit ihren banalen 
Regeln aus der Geschichte der dogmatischen Didaktik 
gut bekannt ist.9 
Durch gegenteilige historische Erfahrungen lassen sich 
Sekten aber bekanntlich nicht beeindrucken. Gerade 
neue Kirchen sind oft hochgradig dogmatisch und un-
beirrt im Durchsetzen ihrer Lehrsätze. Die Attraktivität 
von unkonventionellen Sekten und Kulten nicht nur auf 
Jugendliche ist gut belegt und Heilsangebote sind heute 
ein religiöser Marktfaktor, der sich kaum so disziplinie-
ren lässt, wie die Textkritik das mit der alten Kirche getan 
hat, einfach weil kein göttliches Dogma mehr vorhanden 
ist. 
Curriculum - Religion 
Ein weiteres Problem bezieht sich auf die Inhalte der 
Bildung: Öffentliche Schulen haben weltliche, letztlich 
wissenschaftsgestützte Lehrpläne, gegen die man keine 
religiösen Einwände erheben kann, es sei denn, man 
bestreitet sie grundsätzlich. Der Lehrplan wahrt in allen 
religiösen Fragen Neutralität, verlangt also keinen Glau-
ben ab, sondern gibt nur die Themen vor und klärt die 
Zugangsweise. 
Das gilt letztlich für alle Fächer, wenn man fragt, wie sie 
gelernt werden. Niemand muss glauben, was er oder 
sie im Geschichtsunterricht lernen kann. Der Unterricht 
vermittelt Standards und Grundlagenwissen sowie me-
thodische Informationen, warum das curriculare Wissen 
gerechtfertigt ist. Aber über alle Probleme müssen sich 
die Schüler eigene Meinungen bilden, so wie sie auch 
mathematisches Wissen für sich konstruieren müssen, 
wenn sie es tiefergehend lernen wollen. 
Sich «eine Meinung bilden können» und «glauben» 
ist nicht dasselbe. 
Worauf es ankommt, ist die subjektive Seite des Un-
terrichts. 
Niemand lernt in nachhaltiger Weise ohne innere 
Beteiligung, ohne sinnhaftes Erleben und ohne Be-
rührung der eigenen Interessen. 
Umgekehrt geht vieles am Lernen vorbei, das diese 
Bedingungen nicht erfüllt. 
In dieser Hinsicht muss man an die Mathematik 
«glauben», wenn man vom Unterricht etwas haben 
will. 
Gezwungen werden kann dazu niemand, während 
heutige Lehrpläne oft den Eindruck erwecken, dass am 
Ende der NürnbeJger Trichter doch noch erfunden wur-
de. Es sind Trichtertheorien, die auch hinter manchen 
bildungspolitischen Forderungen stehen, nicht Theori-
en, wie Kinder und Jugendliche tatsächlich lernen oder 
auch nicht lernen. Um mich jetzt doch noch zu outen: 
Das wäre der eigentliche Test auf den Lehrplan 21. 
Lernen ist eigensinnig und lässt sich nur begrenzt steu-
ern. Diese liberale These der Didaktik müssen gerade 
Fundamentalisten bestreiten, und zwar um ihres An-
spruches willen. In den Vereinigten Staaten haben die 
sogenannten «Kreationisten» viele Bildungsbehörden 
in ein Dilemma gestürzt, das für das Problem, wie Reli-
gionen gelernt werden sollen, aufschlussreich ist. 
«Kreationisten» sind zumeist weisse, protestantische 
Fundamentalisten, die verschiedenen kirchlichen 
Gruppierungen angehören und einen erheblichen öf-
fentlichen Einfluss gewonnen haben. Sie bestreiten 
die Evolutionstheorie, berufen sich auf die biblische 
Schöpfungsgeschichte und glauben an deren Wortlaut 
als empirischen Tatbestand. Selbst die Zeit der Schöp-
fung wird wörtlich übernommen, eine Entwicklung der 
Natur nach biologischer Zeit wird abgelehnt und vehe-
ment bekämpft (Scott, 2004 ). 
Bürgerinnen und Bürger können sich auf diese Wei-
se äussern, das First Amendment zur amerikanischen 
Verfassung verbietet bekanntlich jede Form der Beein-
trächtigung der freien Meinung. Kreationismus ist nicht 
verboten, nur weil die Lehre der Evolutionstheorie wi-
derspricht. Aber wieso kommt dann die Lehre der Kre-
ationisten, die inzwischen trotz aller Gegenkampagnen 
viele Anhänger gefunden hat, nicht im Biologieunter-
richt vor, der doch künftige Bürgerinnen und Bürger auf 
das Leben und so auch auf das Meinungsspektrum der 
Öffentlichkeit vorbereiten soll? Und entspricht es nicht 
dem Gebot der Demokratie, nicht nur alle Meinungen 
öffentlich zu Wort kommen zu lassen, sondern sie auch 
gleichberechtigt zu unterrichten (Gutmann, 1999, S. 
101 ff.)? 
Die Frage, wie die Entwicklung des Lebens in der 
Schule gelehrt werden soll, scheint sehr grundlegend 
zu sein und hat in den Vereinigten Staaten nicht nur 
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zu enormen Kontroversen geführt, sondern zu einem 
andauernden Kulturkampf mit christlichen Fundamenta-
listen, an deren Einsicht in wissenschaftliche Evidenz 
nicht zu appellieren ist. Sie bedrohen den staatlichen 
Lehrplan mit dem Argument der Freiheit und sie wollen, 
dass die Kinder ihre Religion lernen oder mindestens 
die Wahl haben, andere Lehren zum gleichen Gegen-
stand abzuwählen. Das zeigt, wie unmittelbar Erziehung 
und Religion immer noch zusammenhängen. 
Ein weiteres Indiz dafür ist die wiederum in den Vereinig-
ten Staaten starke Homeschooling-Bewegung . Im Jah-
re 2012 wurden mehr als 1, 7 Millionen amerikanische 
Kinder, zumeist aus religiös gebundenen Familien, nicht 
mehr an öffentlichen oder privaten Schulen unterrichtet. 
Das sind rund 3 Prozent der Gesamtschülerschaft, die 
nicht in öffentlichen oder privaten Schulen unterrichtet 
werden. Ihre Lehrer sind ihre Eltern und die Zahl wächst 
langsam, aber kontinuierlich. 10 
Meinungsfreiheit ist eine Sache, die Organisation staat-
licher Bildung eine andere. Wir unterrichten in öffentli-
chen Schulen auch nicht revisionistische Lehren zum 
Holocaust, obwohl oder weil diese Lehren im Internet 
zunehmend Anhänger finden. Kein Curriculum öffentli-
cher Schulen enthält okkulte Lehren vom «Astralleib» 
oder der «Reinkarnation» , die zwischen Emanuel Swe-
denborg und Rudolf Steiner von vielen Autoren für 
glaubwürdig befunden wurden, heute zu den Grundla-
gen «alternativer Wissenschaften» zählen, auf grosses 
öffentliches Interesse stossen, zudem intellektuell an-
spruchsvoll sind und gleichwohl nicht Eingang gefunden 
haben in die Lehrgänge der öffentlichen Schulen. 
Das hat seinen guten Grund. Die Scheidelinie ist die 
zwischen Wissenschaft und Okkultismus, die im 18. 
Jahrhundert gezogen und im 19. Jahrhundert institutio-
nell durchgesetzt wurde. Unterrichtet wird in öffentlichen 
Schulen kein okkultes Wissen, und zwar auch dann 
nicht, wenn damit das Label «wissenschaftlich» verbun-
den wird. In diesem Sinne markiert der Vormarsch der 
Kreationisten und mit ihnen der «wissenschaftlichen Kir-
chen» eine ernst zu nehmende Gefahr. Er verwischt die 
Grenzen und macht Wissenschaft zur Glaubenssache, 
was die öffentliche Bildung radikal verändern würde. 
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Sie müsste nicht nur auf jede Art von Nachfrage re-
agieren, sondern auch alles ausschliessen, was Glau-
bensgemeinschaften, in welcher Weise auch immer, 
als anstössig betrachten. Anzeichen dafür gibt es auch 
in Europa, man denke an den Schwimmunterricht für 
muslimische Mädchen oder an die offenbar wachsen-
de, wenngleich immer noch geringe Zahl von erklärten 
Schulverweigerern. Wie immer diese Anfänge zu be-
werten sind, das ganze System der öffentlichen Bildung 
würde in eine gefährliche Schieflage geraten, wenn das 
staatliche Curriculum Verhandlungssache zwischen 
verschiedenen und gegensätzlichen Glaubensgemein-
schaften werden würde. 
Trotzdem kann man hartnäckig bleiben: Mit welchem 
Grund sollte man Rudolf Steiners Anthroposophie, Ron 
Hubbards Dianetik oder etwa auch Wilhelm Reichs Leh-
re der Orgon-Energie aus dem Lehrplan zurückweisen, 
wenn sich dafür Anhänger einsetzen, Nachfrage besteht 
und öffentliches Interesse geweckt werden kann? Das 
kann man zu einer Kernfrage stilisieren und als Legi-
timationsproblem aufwerten, mit dem scheinbar Verle-
genheiten geweckt werden. 
Aber nur in Summerhill ist je ein Versuch mit der Or-
gon-Energie gemacht worden (Turner, 2011 ), mit dem 
zweifelhaften Effekt, dass angeblich der «Charakterpan-
zer» eines Mädchens gesprengt wurde, den niemand je 
gesehen hat. Der Effekt basierte einfach auf der Auto-
suggestion Alexander Neills, der schon deswegen kein 
grosser Pädagoge gewesen sein kann. Scientologen 
haben eigene Schulen, die jeder frei wählen kann, aber 
dann auch wissen muss, was er tut. Die Dianetik bewirkt 
nur eins, sie macht abhängig. 
Steiners Anthroposophie scheint ein anderer Fall zu 
sein. Sie basiert zum Teil auf christlichen Annahmen und 
unterscheidet sich dadurch von der Theoriemutter, der 
Theosophie, die 1875 in New York bekanntlich als Boll-
werk gegen den Darwinismus gegründet wurde. Warum 
sollen solche Lehren nicht positiv unterrichtet werden, 
wenn sich grosse Gruppen der Gesellschaft dafür ein-
setzen und sogar demokratische Plebiszite gewinnen 
würden? 
Es gibt bislang kein Urteil eines Obersten Gerichtshofes 
der Vereinigten Staaten, das Lehrplänen und so öffent-
liehen Schulen vorschreiben würde, dem Diskussions-
und Erwartungsstand bestimmter Glaubensgemein-
schaften entsprechen zu müssen. Das wäre das Ende 
der öffentlichen Bildung, das sich keine fortgeschrittene 
Gesellschaft leisten kann. Aber die Versuche werden zu-
nehmen, die bestehenden Grenzen zu unterlaufen, und 
dies vermutlich mit einer Nadelstichpolitik, die unter dem 
Gebot der Toleranz Sonderrechte durchsetzen will. 
Einen Parallelfall zu den Kreationisten gibt es in Deutsch-
land oder der Schweiz bislang nicht, wohl aber wird das 
Thema Religion neu thematisiert, sind fundamentali$ti-
sche Gruppen tätig und werden Symbole als anstössig 
wahrgenommen. Das macht es schwer, zu glauben, 
dass die Säkularisierung die Sache erledigt. Vielmehr 
werden sich Politik und Gesellschaft auf neue, zum Teil 
auch neuartige Konflikte einstellen müssen, die mit Frei-
heit, dem Grundmerkmal der offenen Gesellschaft, zu 
tun haben und die daher mehr verlangen als Verbote. 
Die politische Bearbeitung dieser Probleme dürfte umso 
schwieriger werden, je weniger die sozioökonomische 
Integration gelingt, je geringer der Schulerfolg der Kin-
der ist, je mehr verschiedene Generationen Desintegra-
tion erleben und je härter die eigene Kultur abgeschottet 
wird. 
Von der anderen Seite aus gesagt: Je weniger die auf-
nehmende Kultur bereit ist, lntegrationswillige aufzuneh-
men, je stärker sich die fundamentalistische Diskussion 
entwickelt und je weniger echte Chancen sich die Mit-
glieder der fremden Kultur ausrechnen können, desto 
mehr verschärft sich das Problem. 
Religiöse Überzeugungen lassen sich dabei politisch 
instrumentalisieren, und dies umso mehr, je weniger 
Kontakt mit anderen Kulturen besteht. Dann entstehen 
brisante Ghettos, die für beide Seiten eine Dauerbelas-
tung darstellen, weil die normalen Mechanismen der ge~ 
sellschaftlichen Integration - Schule, Arbeit, Identitäts-
bildung und kulturelle Angleichung - ausgeschaltet sind. 
Propheten jeder Art sind in der Demokratie unerwünscht 
oder müssen in die Schranken gewiesen werden, was 
nur gelingt, wenn die Gesellschaft stark genug ist, poli-
tischen wie religiösen Verführungen entgegenzutreten. 
Der monströse Fall Islamischer Staat (IS) zeigt, wie at-
traktiv religiöser Terror für Jugendliche sein kann, die in 
westlichen Gesellschaften aufgewachsen, dort aber nie 
angekommen sind. 
Je weniger wir darüber wissen, je schwächer die For-
schung und je geringer das Diskussionsaufkommen 
sind, desto schwieriger wird die Problembearbeitung. 
Ein Hauptproblem ist, wieweit die Idee einer allgemei-
nen und gleichen öffentlichen Bildung für alle Kinder 
unter den Voraussetzungen einer liberalen Gesellschaft 
Akzeptanz findet bei Gruppen, die dieser Gesellschaft 
kritisch bis ablehnend gegenüberstehen oder die ihre 
religiöse Kultur um jeden Preis und feindlich gegenüber 
ihrer Umwelt bewahren wollen . 
Das Unterlaufen der Schulpflicht und das Entziehen der 
Kinder aus Teilen des staatlichen Curriculums sind wei-
tere Kernfragen, die gelöst werden müssen. Je mehr 
die Desintegration fortschreitet, desto weniger wird das 
möglich sein. Der warst case ist vielfach bereits Reali-
tät, dauerhafte Ghettos am Rande der Zentren, die ln-
tegra~ionswilligkeit sozial wie kulturell verunmöglichen. 
Migration - Demokratie - Bildung 
Dynamische Gesellschaften, die rascher Wandel und 
eine zunehmende Heterogenität auszeichnen, sind auf 
zivile demokratische Formen des Zusammenlebens 
angewiesen. Wirtschaftlicher Erfolg sorgt für unge-
brochene Zuwanderung, die dann mit hohen Risiken 
verbunden ist, wenn sie ohne gesellschaftliche Bear-
beitung bleibt und auch schulisch ignoriert wird. Das 
Wegschauen ist umso wahrscheinlicher, je weniger 
Kontakt zwischen den Kulturen besteht und je mehr die 
eigenen Normalitätserwartungen bestätigt werden. 
In der realen Gesellschaft müssen verschiedene Grup-
pen und Milieus miteinander auskommen, und das 
gelingt nur, wenn sie sich nicht feindlich begegnen, 
sondern Interesse füreinander zeigen. Die Probleme 
sind aus den Geschichten von Einwanderungsgesell-
schaften wohlbekannt, und nicht zufällig sind die öffent-
lichen Schulen zu eigentlichen Schmelztiegeln gewor-
den . Eine demokratische Gesellschaft muss Offenheit 
und Verschiedenheit aushalten, aber sie muss auch für 
Zusammenhalt sorgen, für den die Werte der Demo-
kratie geteilt werden. Diese Werte werden nicht mehr 
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von Traditionen überliefert, sondern müssen von jeder 
Generation neu gelernt werden. 
Das gilt für die Kinder, die im lande geboren sind. eben-
so wie für die Kinder von Zuwanderergruppen. Die «Au-
tochthonen» haben In dieser Hinsicht keinen Vorteil , sie 
gehören keinem Stamm mehr an, der sich mit traditio-
nellen Mitteln aus sich selbst heraus erneuern könnte. 
Der Anpassungsdruck gilt auch für Bastionen der Tradi-
tion wie Schützenfeste oder Fussballvereine. 
Die Geschichte von Einwanderungsgesellschaften 
zeigt, dass die erste Kohorte der Kinder, die sogenann-
ten «Secondos», den Schritt in die Gesellschaft hinein 
schaffen müssen, wenn nicht die gesamte Familie den 
Anschluss verlieren soll. Zur Integration gehört nicht nur 
der Erwerb der Landessprache, sondern mit der Schul-
erfahrung auch die Vermittlung von sozialen Einstellun-
gen und demokratischen Werten. 
Gelingt diese Integration nicht, dann droht die dauerhaf-
te Ghettobildung, die in den französischen Banlieues 
oder in deutschen Grossstädten wie Berlin zu beobach-
ten ist. Ghettos unterlaufen die Zukunftschancen der 
Kinder, fördern Bandenbildung, damit Kriminal ität, und 
sind anziehend für die noch Ärmeren. Wer das Ghetto 
verlassen will , braucht Schulbildung und damit für die 
Gesellschaft einen Normalitätsnachweis. Der Abbruch 
einer Ausbildung mindert die Chancen in ganz jungen 
Jahren. 
Es geht dabei nicht nur um schulische Abschlüsse und 
so die Integration in den Arbeitsmarkt, sondern auch 
um die Erfahrung der Demokratie als verlässliche Le-
bensform, die Leistung abverlangt, aber im Gegenzug 
auch Rechtssicherheit bietet und politische Partizipation 
erlaubt. Wer zur Schule geht, muss sich eine Zukunft 
in der Demokratie vorstellen können und ihre Vorteile 
erfahren haben. Das kann zulasten der Familie gehen 
und ist jedenfalls mit Spannungen verbunden. 
Das zeigte sich erstmals in aller Deutlichkeit mit den Mi-
grationswellen nach den Balkan-Kriegen in den 1990er-
Jahren. Bereits vorher gab es viele türkischstämmige 
Migranten, die ihre Religion mitbrachten. Nunmehr 
mussten sich die Schulen auf nicht-christliche Religi-
onszugehörigkeiten einstellen, für die es keine bewähr-
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te Bildungspolitik gab. Der Grundsatz, dass alle schul-
pflichtigen Kinder beschult werden müssen, führte zu 
der Einsicht, dass hier staatliche Bildungspolitik gefragt 
ist. Die bekannteste Massnahme im Kanton Zürich ist 
das Projekt QUIMS 11 , mit dem die Integration fremdspra-
chiger Kinder und Jugendlicher gezielt gefördert wird. 
Das Zusammenleben von Religionen und Kulturen aus-
serhalb der Schule war davon allerdings nicht betroffen. 
Der Zugang zu Religionen unterscheidet sich zwischen 
der Innen- und der Aussensicht. Die Innensicht bezieht 
sich auf das Zusammenleben in der eigenen Gruppe, 
während die Aussensicht doppelt konstituiert ist: Ei-
nerseits werden religiöse Gruppen in der Öffentlichkeit 
unabhängig von ihrem Selbstverständnis wahrgenom-
men, andererseits stellen sich die religiösen Gruppen 
auf genau diese Zuschreibungen ein. Das führt vielfach 
zu Klischees, die dann verstärkt werden, wenn über die 
verschiedenen religiösen Gruppen keine anderen Infor-
mationen als die der informellen Zuschreibung zur Ver-
fügung stehen. · 
Die Geschichte der Einwanderungspraxis in den letzten 
dreissig Jahren hat gezeigt, dass Einwanderungsfami-
lien ihre Religionen in aller Regel nicht aufgeben und 
auch nur begrenzt an das neue Umfeld anpassen. Die 
soziale Fremdheit kann durch die Integration der Kin-
der und Jugendlichen ausgeglichen werden, die reli-
giöse Fremdheit dagegen bleibt bestehen. Das betrifft 
nicht nur muslimische Glaubensgemeinschaften, son-
dern jede Form von religiöser Fremdheit und besonders 
dann, wenn sich damit starke kulturelle Abschottungen 
verbinden. Das Umfeld reagiert auf solche Abschottun-
gen mit Unkenntnis und Vorurteilen. 
Starke Säkularisierungseffekte sind nur von bestimm-
ten religiösen Gruppen zu erwarten, nämlich solchen, 
die sich dem westlichen Umfeld weitgehend angleichen. 
Dazu kann auch in einer säkularen Mehrheitsgesell-
schaft niemand gezwungen werden. Es ist auch nicht 
so, dass die Gewinner der Integrationsprozesse die 
Herkunftsreligion ablegen, eher gehen die Kinder und 
Jugendlichen Kompromisse ein, um das familiäre Zu-
sammenleben nicht zu gefährden. 
Das "Virft die Frage auf, wie das Zusammenleben ver-
schiedener Religionen in der Gesellschaft gefördert wer-
den kann, ohne die Identität der Religionsgemeinschaf-
ten in Frage zu stellen. Solche radikalen Forderungen 
sind verschiedentlich zu hören, sie führen dazu, Religi-
onen an sich als eine Art «Seuche» zu betrachten, vor 
der die Menschheit geschützt werden muss. Der Aus-
breitung der Religionen hat diese Position nichts entge-
genzusetzen und sie führt auch nicht dazu, ein vertief-
tes Verstehen zu entwickeln, mit dem Praxis, Symbolik, 
Dogmatik und Mission einzelner Religionen verständlich 
werden. 
Der Ansatzpunkt kann auch nicht einfach eine Neuauf-
lage der Religionskritik des 19. Jahrhunderts sein, die 
im Wesentlichen ja nur die christlichen Religionen betraf 
und allenfalls die monotheistischen Religionen betreffen 
würde. Religionen sind aber nicht einfach nur «Opium 
fürs Volk» (Marx, 1981, Bd. 1, S. 378), die Projektionen 
von Irregeleiteten oder die Verkörperung von angemass-
ter Macht. Diese Erklärungen sind bis heute populär, 
aber sie greifen zu wenig tief, denn offenbar nimmt das 
Interesse an religiösen Fragen nicht ab und sind radika-
le Atheisten eher seltene Erscheinungen. 
Religionen und Kulturen als Teil der 
Allgemeinbildung 
Was können nun Schulen dazu beitragen, auf die wach-
sende Heterogenität der Gesellschaft zu reagieren? 
Zunächst, Schulen können keine gesellschaftlichen 
Probleme lösen, wie das die Pädagogik meiner Studien-
zeit eine Zeit lang intensiv glauben machen wollte. Das 
heisst aber nicht, dass alles, was Schulen tun können, 
letztlich irrelevant ist. Das glaubt man nur, wenn man an 
den Grundwiderspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital 
glaubt. Unterhalb dieser Schwelle lässt sich sagen, dass 
Schulen Probleme jeglicher Art nur mit ihren Mitteln be-
arbeiten kann, also wesentlich durch Unterricht und An-
gebote der Bildung. 
Der hauptsächliche Effekt der Bildung liegt in der Akzep-
tanz von fachlichen Standards im Blick auf Wissen und 
Können, die das Unterschreiten eines hohen Minimums 
verhindern und aber nach oben offenlassen, was Exzel-
lenz ist. Der Kanon, also die Festlegung der Inhalte, an 
denen die Standards demonstriert werden (ich folge Ra-
vitch, 1995), hat genau diese Funktion, den Ausschluss 
von Minimalismus bei hoher Dosierung der Anstren-
gung. Bildung verschafft nicht sofort Einsicht und ver-
tagt die Belohnung, also verlangt sie didaktische Ord-
nung (Oelkers, 1986; 2015). 
Von einem Bildungsfach lässt sich nur dann reden, 
wenn Bedingungen der Bildung erfüllt sind, die mit 
Verstehen und Zuwachs der persönlichen Kompetenz 
zu tun haben. Die beiden Varianten eines «Bildungsfa-
ches», die konservative und die liberale, also der Vor-
rang des Faches oder der des individuellen Lernens, 
zeigen sich auch im Religionsunterricht und hier in aller 
Deutlichkeit. Eine didaktische Kernfrage ist daher, dass 
und wie sich das Fach von den Gegenständen einer-
seits, den lernenden und ihren Lebenswelten anderer-
seits her versteht. 
Die Bildungspolitik im Kanton Zürich hat mit Beginn der 
1990er-Jahre das Thema Kulturpolitik in einer neuen 
Weise besetzen müssen. Ein zentraler Gedanke, wie 
Religionsgemeinschaften besser in die Gesellschaft 
integriert werden können, hat mit einer bestimmten 
Variante von Bildungstheorie zu tun, die sich nicht an 
der Subjektlastigkeit der deutschen Philosophie setzt, 
sondern von der Begründung für die Vermittlung von 
Wissen und Können in den Schulen ausgeht. Damit 
verbunden ist die Vorstellung eines Generationenver-
trages, der dafür sorgt, dass die Qualität der öffentli-
chen Schulen über verschiedene Generationen hinweg 
gewährleistet ist und sukzessive verbessert werden 
kann . 
Unter «Verbesserung» ist auch die Aufnahme neuer 
Aufgaben und Themengebiete zu verstehen. In die-
sem Zusammenhang entstand das Fach «Religion und 
Kultur», das deutlich als bildungspolitisches Signal ver-
standen werden sollte. Über verschiedene Religionen 
kann konfessionsneutral, kognitiv anspruchsvoll und 
ohne Glaubenszwang unterrichtet werden. Das stellte 
den traditionellen Religionsunterricht auf den Kopf und 
war angesichts der Erfahrungen vieler Generationen 
mit katechetischem Unterricht nicht leicht nachzuvoll-
ziehen. 
Wenn Staat und Kirche getrennt sind, wie es die Ver-
fassungen nahezu aller europäischen Staaten vor-
schreiben, dann ist es konsequent, den Glaubensun-
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terricht den Glaubensgemeinschaften zu überlassen, 
ohne dafür staatliche Ressourcen einzusetzen. Mehr 
als hundert Jahre nach dem Ende des Kulturkampfes ist 
dieser Schritt in vielen deutschsprachigen Ländern aber 
längst nicht vollzogen. 
Die Wahl besteht aber auch nicht darin, Religionen aus 
der öffentlichen Schule zu verbannen, wie dies in Frank-
reich oder den Vereinigten Staaten der Fall ist. Der Preis 
für eine solche rigorose Haltung ist die Inkaufnahme von 
religiöser llliteralität, also von Nichtwissen und so auch 
von sozialer Ignoranz (Greenawalt, 2007). Nicht zufällig 
sind in Frankreich nach dem Anschlag auf Charlie Heb-
do Stimmen laut geworden, das Thema «Religion» in 
konfessionsneutraler Weise angemessen in den Schu-
len zu thematisieren.12 Wer nur die terroristische Gewalt 
sehen kann, kommt zu Schlussfolgerungen, die etwa 
dem Islam nicht gerecht werden. 
Religionen bestimmen nach wie vor viele Lebenswelten 
und sind in der Öffentlichkeit sichtbar. Religiöse Toleranz 
ist dabei eine zentrale Aufgabe des Faches «Religion 
und Kultur». Diese Aufgabe kann nur eingelöst werden 
unter der Voraussetzung von Wissen und Erfahrung. 
Wissen über Religionen, ihre Dogmen, Lebensformen 
und Rituale gehört zum Korpus der allgemeinen Bil-
dung, über die jede Bürgerin und jeder Bürger verfügen 
sollte. In diesem Sinne steht hinter dem Fach eine Idee 
der Allgemeinbildung, die darauf setzt, dass sie nur in 
der Schule realisiert werden kann. Man sollte einzig das 
lernen, was man woanders nicht lernen kann. 
Damit ist keiner Verharmlosung religiöser Gewalt das 
Wort geredet. Jede Religion kann durch missionari-
sche Zielsetzungen aufgewiegelt und zum Verrat der 
eigenen Grundsätze angestachelt werden. Wer sich in 
der Schule mit Religionen beschäftigt, erhält die Chan-
ce tiefergehender Einsichten, die die dunklen Seiten in 
der Geschichte der Religionen nicht vernachlässigen 
dürfen. Aber das Ziel ist nicht die Verurteilung, sondern 
der Versuch des friedlichen Zusammenlebens in einer 
toleranten Öffentlichkeit, die es vermeidet, Religionen 
einfach nur von ihren Verächtern her wahrzunehmen. 
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Anmerkungen 
1 Paul Gerhardt (1607-1676): Geh aus, mein Herz, und suche 
Freud (1653). 
2 Das Gesetz zur Trennung von Staat und Kirche von 1905 
begründete definitiv den französischen Laizismus. 
3 Der Titel nimmt Bezug auf eine Stelle im Hebräerbrief: Man-
che haben in ihrem Leben, «ohne es zu wissen, Engel beher-
bergt» (Hebräer 13, 2). 
4 Ein «Apparatus Criticus» zum Koran ist in den 1920er-Jah-
ren von Gotthelf Bergsträsser ( 1886-1933) und Arthur Jeffrey 
(1895-1959) begonnen, aber nie vollendet worden. Jeffrey 
hatte 1926 in der Zeitschrift The Muslim World die Frage nach 
dem «historischen Muhammed» aufgeworfen. 
5 2006 ist an russischen Schulen der Religionsunterricht neu 
eingeführt worden. 
6 Das in Basel gedruckte «Novum instrumentum omne» über-
wand mit dem textkritischen Kommentar von Erasmus die Vul-
gata und erlaubte einen Vergleich zwischen der lateinischen 
und der griechischen Fassung des Neuen Testaments. 
7 Zahlen nach: The Telegraph Sunday vom 5. April 2015; siehe 
auch Fenggang Yang (2011 ). 
8 Das ist die amerikanische Bezeichnung. Die europäische 
Zentrale in Brüssel bezeichnet sich als Scientology. Die Orga-
nisation besteht heute aus mehr als 3'000 Kirchen, Gruppen 
und Missionszentren. Es gibt diverse Websites, die auf die Ge-
fahren der Church of Scientology hinweisen, etwa: Operation 
Clambake. The Fight Against the Church of Scientology On the 
Net: http://www.xenu.net/. 
9 Die Regeln der Methode sind banal und keine ist empirisch 
überprüft (vgl. etwa L. Ron Hubbard: Teaching , unter: http:// 
www.rehabnz.co,nz/pages/lrhubbard-teaching.html). Hub-
bards Lern-Ratgeber reichen von Teaching How to Learn über 
Study Skills for Llfe bis How to Use a Dictionary. Seine Effec-
tive Leaming Courses haben klare Vorläufer in den 1920er-
Jahren und sind nicht originell. 
10 National Center for Education Statistics (vgl. http://nces.gov/ 
nhes/homeschool/). 
11 «Qualität in multikulturellen Schulen» (vgl. http://www.vsa. 
zh . ch/internet/bildungsdirektion/vsa/de/schulbetrieb _und_ un-
terricht/qualitaet_ multikulturelle_ schulen_ quims. html ). 
12 Gespräch mit Celine Wajsbrot (NZZ vom 15. Januar 2015). 
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Bildungspolitik als Sprachenpolitik 
Anja Giudici , Universität Zürich, Institut für Erziehungswissenschaft 
Einleitung - oder: Wann entstand Bildungs-
politik als Sprachenpolitik?1 
Der Gegenstand dieses Beitrags - Bildungspolitik als 
Sprachenpolitik - ist ein neueres Phänomen , das eng 
an das Konzept und die Geschichte des Nationalstaa-
tes geknüpft ist. In der vornationalen Gesellschaft war 
die politische Steuerung der Sprachenkenntnisse der 
Bevölkerung, also Sprachenpolitlk, nicht nur wegen 
des Fehlens eines umfassenden Bild4ngssystems nicht 
möglich, sie war auch völlig unnötig. In der ständisch or-
ganisierten Gesellschaft eigneten sich die intellektuellen 
und politischen Eliten sowie die Handelsleute die für sie 
wichtigen Sprachen - meistens Französisch und Latein 
- auf privatem Wege an. Hierauf weisen unter anderem 
der Erfolg und die unzähligen Neuauflagen klassischer 
Lateinbücher sowie einer ganzen Reihe anwendungs-
orientierter Lehrbücher für das Erlernen von Redewen-
dungen und Sprachformeln in den modernen Sprachen 
hin.2 In der historischen Forschung spricht man hierbei 
von einer europäischen Tradition des Sprachenlernens, 
da gemeinhin im gesamten europäischen Raum diesel-
ben Sprachen anhand bestimmter Autoren und Lehrbü-
cher gelernt wurden (Apelt, 1991, S. 50; Hüllen, 2005, 
S. 59 f.). 
Die restliche Bevölkerung sprach hingegen eine oder 
mehrere Lokalsprachen; welche, war für die damalige 
politische Führung unbedeutend, da zwischen Regie-
renden und Untertanen kein direkter Kontakt bestand 
und so auch keine Kommunikation notwendig war. Die 
unmittelbare Verwaltung sowie das Eintreiben der Steu-
ern wurden von Mittelsmännern abgewickelt. Diese re-
gionalen Eliten waren mehrsprachig und sicherten so 
die Weitergabe der Befehle der Regierung sowie die 
Verständigung mit der Bevölkerung {de Swaan, 2001 , S. 
147). Wie es Gumplowicz (1879) für das österreichisch-
ungarische Reich darlegt, empfahlen die Regierungen 
sogar die Verwendung von Lokalsprachen zur Beschu-
lung der Untertanen, da man sich hiervon mehr Erfolg 
in der Vermittlung der Inhalte versprach. Entsprechend 
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heterogene Sprachverhältnisse zeigen die Sprachen-
karten vornationaler Staaten. 
Diese Situation veränderte sich ab Ende des 18. Jahr-
hunderts grundlegend. Für die politische Führung der 
neuen Nationalstaaten galt die sprachliche Heterogeni-
tät der Bevölkerung innerhalb ihrer Staatsgrenzen nun-
mehr als Problem, das es via politische Steuerung zu 
beheben galt. Den etwa 40 Prozent Franzosen, die ge-
mäss den Statistikern der nachrevolutionären französi-
schen Regierung nicht imstande waren, in französischer 
Sprache zu kommunizieren (Leclerc, 2013), sowie den 
je nach Zählweise gar mehr als 90 Prozent nicht italie-
nischsprachigen ltalienern3 sollte nun ein gemeinsames 
Kommunikations- und Identifikationsmittel, eine gemein-
same Sprache, beigebracht werden. Zwei Momente 
kennzeichnen den hiermit angestossenen Prozess der 
sprachlichen Homogenisierung: Zunächst wurde eine 
ausgewählte Sprachvariation formalisiert und zur Nati-
onal- bzw. Hochsprache deklariert. Alle anderen bislang 
im Staat verwendeten Sprachvariationen galten ab nun 
als Dialekte, Minderheiten- oder Fremdsprachen. Da-
nach wurde die Verbreitung der ausgewählten Sprac;:h-
variation in der Bevölkerung gefördert (May, 2006, S. 
261 ). Für diesen zweiten Schritt wurden, zusammen 
mit der Druckindustrie, vor allem die neu aufgebauten 
Bildungssysteme instrumentalisiert: Die Bildungspolitik 
erklärte die Nationalsprache jeweils zur Schulsprache; 
deren Erlernen wurde zum höchsten Ziel staatlicher 
bzw. öffentlicher Bildung (Hobsbawrn, 1990; Greenfeld, 
1992). Alle anderen Sprachen wurden allmählich aus 
den Volksschulen verdrängt, das Erlernen von Fremd-
sprachen bewusst auf eine kleine, für Handel, Gewerbe 
oder Akademie bestimmte Elite beschränkt. 
Motive der nationalstaatlichen Bildungs-
politik als Sprachenpolitik 
In der historischen und politikwissenschaftlichen Litera-
tur hat man sich vertieft mit der Entstehung des engen 
Zusammenhangs zwischen Sprache und Nationalstaat 
auseinandergesetzt. Typisierend können die hier für die 
Herausbildung und Durchsetzung der Idee einsprachi-
ger Nationalstaaten formulierten Erklärungen zu drei 
handlungsleitenden Motiven zusammengefasst werden. 
Die Bildungs- und Sprachenpolitik zur Schaffung ein-
sprachiger Nationalstaaten und Bürgerinnen und Bürger 
sollte a) der Entstehung einer demokratischeren Gesell-
schaft, b) dem nationalen Zusammenhalt und c) dem 
wirtschaftlichen Fortschritt dienen. 
Förderung der Demokratie 
Der Nationalstaat wurde ursprünglich als diametrales 
Gegenmodell zur ständisch-monarchischen Gesellschaft 
konstituiert. Aus diesem liberalen Grundgedanken resul-
tiert das erste Motiv der nationalstaatlichen Bildungs-
und Sprachenpolitik: Die liberalen Denker und Politiker 
des ausgehenden 18. und frühen 19. Jahrhunderts sa-
hen in der Schaffung einsprachiger Räume den Weg für 
die Verwirklichung des bürgerlich-revolutionären Ideals 
einer demokratischen, nicht in Ständen organisierten 
Gesellschaft (vgl. u.a. Mill, 2008 [1859]). Um Chancen-
gleichheit, demokratische Deliberation und Transparenz 
zu ermöglichen sowie sämtlichen Bürgern eines Staates 
die Mittel zu erteilen, um ihre Abgeordneten zu wählen 
und deren Regierungstätigkeit zu kontrollieren, schien 
die Homogenisierung der Sprachenverhältnisse der 
Königsweg. Der einsprachige Nationalstaat sollte allen 
Bürgern die gleichen Voraussetzungen bzw. denselben 
«context of choice» anbieten, wie es der kanadische 
Politikwissenschaftler Will Kymlicka 1989 formulierte. 
Dieses Motiv zeigt sich beispielsweise in der Begrün-
dung der französischen Bildungs- und Sprachenpolitik 
der Revolution, wie sie vom Abgeordneten des dritten 
Standes, Bertrand Barere, an der Convention nationa-
le im April 1793 dargelegt wurde (zitiert nach Leclerc, 
2013, unpaginiert): 
«La monarchie avait des raisons de ressembler a la tour 
de Babel; dans la democratie, /aisser /es citoyens igno-
rants de /a langue nationale, incapables de contro/er /e 
pouvoir, c'est trahir /a patrie. [. . .] Chez un peup/e libre, /a 
langue doit etre une et la meme pour tous.» 
Diese Begründung ging einher mit Bildungsprogram-
men, in denen die Nationalsprache als Schulsprache 
einen grossen Stellenwert einnahm. Gleichzeitig sah 
man jedoch auch ein verbreitetes Erlernen von Fremd-
sprachen zur Kommunikation zwischen den einzelnen 
Nationalstaaten vor. Nationalstaaten wurden noch nicht 
als hermetische und in Opposition stehende Gebilde 
verstanden, zwischen ihnen sollten also ausgebaute 
Kommunikationswege bestehen, wie es der deutsche 
Bildungspolitiker Wilhelm von Humboldt deklarierte (zi-
tiert nach lvo, 1994, S. 171): 
«Das Bewahren der Nationalität ist nur dann wahrhaft 
achtungswürdig, wenn es zugleich den Grundsatz in 
sich fasst, die scheidende Gränze immer feiner, und 
daher immer weniger trennend zu machen, sie nie zu 
beengender Schranke werden zu lassen» (siehe auch 
Gogolin, 1994, S. 50). 
Förderung der nationalen Identität 
Diese Haltung gegenüber den Fremdsprachen verän-
derte sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
grundlegend, als das Konzept des Nationalstaates im-
mer stärker dazu verwendet wurde, die eigene Nation 
gegen alle anderen abzugrenzen und zu verteidigen 
(Noiriel, 2007, S. 19). In dieser Konstellation wurden 
die Nationalsprachen mit identitärer Bedeutung auf-
geladen. Gekoppelt an eine spezifisch nationale Ge-
schichtsschreibung, einen literarischen Kanon und 
nationale Traditionen wurde die Sprache in dieser 
Periode rasch zum wichtigsten Identitäts- und Abgren-
zungsmerkmal der Nation (Anderson, 1983, S. 154 ). 
Der schulische Sprachunterricht wurde entsprechend 
angepasst und dessen Aufgabe umdefiniert. Im Zen-
trum des Schulsprachenlernens standen nun die Ge-
sinnungsbildung, die Stärkung der nationalen Identität 
und des Patriotismus (Frank, 1973, S. 376; Gogolin, 
1994, S. 70). Wie es der Deutschdidaktiker Weber in 
seinem 1872 von der Diesterweg-Stiftung ausgezeich-
neten Lehrgang formulierte: «Lasst uns die deutsche 
Jugend in, an und mit der Muttersprache, die in je-
dem Worte nationalen Geist aushaucht, tüchtig natio-
nal durchbilden!» (S. 241). Diese neue Haltung wirkte 
sich auch auf die Stellung der Fremdsprachen aus, die 
Schritt für Schritt aus den Lehrplänen der Volksschu-
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le verdrängt wurden. In einer von sich feindlich gegen-
überstehenden Nationalstaaten geprägten Welt galt das 
Erlernen der Sprache des Anderen als Konzession ge-
genüber einem potenziellen Rivalen: «Jede Schule, wo 
eine fremde lebende Sprache schulplanig gelehrt wird 
und als wichtiges Bildungsmittel gilt, legt dem Volks-
thume einen Hinterhalt zum überfalle für den Feind», 
deklarierte Deutschdidaktiker Weber im eben zitierten 
Lehrgang (mit Verweis auf Jahn, 1833; zitiert nach We-
ber, 1872, S. 240). 
Förderung der Wirtschaft 
Ein drittes Motiv, das in der historischen Literatur als 
Erklärung für die sprachliche Standardisierung in den 
Nationalstaaten entwickelt wurde, ist das der wirtschaft-
lichen Rationalisierung. Im Wettbewerb zur Schaffung 
eines modernen Industriestaates schien eine kulturell 
standardisierte, alphabetisierte und auswechselbare 
Bevölkerung ein entscheidender Vorteil (Gellner, 1983, 
S. 33). Dadurch konnten nicht nur die lnstruktionskosten 
gesenkt und die Bildung und Ausbildung effizienter und 
effektiver gestaltet werden, man vereinfachte auch die 
Kommunikation zwischen den Arbeitern in den Betrie-
ben und insbesondere auch zwischen den Soldaten in 
den Armeen (Anderson, 1983; Gellner, 1983; Haugen, 
1973). 
Im Zuge dieser Bestrebungen wurde das politische Leit-
bild des einsprachigen Nationalstaates Schritt für Schritt 
pädagogisiert. Ging man in der Politik von der Unab-
dingbarkeit einsprachiger Staaten für die Erhaltung und 
Entfaltung des nationalen Kollektivs aus, womit mehr-
sprachige Staaten entsprechend negativ gewertet wur-
den (Laczko, 1994, S. 23), so ging man in der Päda-
gogik spätestens seit Ende des 19. Jahrhunderts von 
einem grundsätzlich einsprachigen Individuum aus, das 
durch den Kontakt mit mehreren Sprachen überfordert 
oder gar sittlich gefährdet schien. In diesem Sinne wur-
de die Bildungspolitik zum Instrument für die Erreichung 
der sprachpolitischen Ziele des Nationalstaates. 
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Zum Verhältnis von Sprachenpolitik und 
Bildungspolitik in der mehrsprachigen 
Schweiz 
Die Frage, ob die Schweiz als Nationalstaat bezeich-
net werden kann, war und ist in der Literatur höchst 
umstritten (Dardanelli & Stojanovic, 2006; lpperciel, 
2007; Kriesi, 2006). Das Passungsproblem zwischen 
dem Konzept des Nationalstaates und der Schweiz 
liegt insbesondere darin, dass die föderal organisier-
te Eidgenossenschaft die sprachliche Heterogenität 
des Bundesstaates von Beginn an akzeptierte und nie 
versuchte, ihre Staatsgrenze mit den Sprachgrenzen 
in Übereinstimmung zu bringen. Ausgehend von die-
ser Feststellung könnte vermutet werden, dass in der 
Schweiz das nationalstaatliche Modell der Sprachen-
und Bildungspolitik auf wenig Anklang stiess und dass 
in diesem Kontext nicht die Sprachenpolitik die Regeln 
setzte, sondern bildungspolitische Bestrebungen einen 
grösseren Spielraum erhielten. 
Allerdings täuscht dieser Eindruck. Der oftmals als Be-
leg für die eidgenössische Sprachentoleranz zitierte 
Artikel 109 der Bundesverfassung von 18484 fand in 
Wirklichkeit fast beiläufig seinen Weg in die Konstitution. 
Eingebracht wurde der entsprechende Vorschlag in letz-
ter Minute von einem Abgeordneten der Waadt. Sein ei-
gentliches Ziel war es, nach der kostspieligen Erfahrung 
seines Kantons mit dem deutschsprachigen Tagsat-
zungsregime nunmehr die Übersetzungskosten auf die 
Eidgenossenschaft zu übertragen (Godel & Acklin Muji, 
2004, S. 60). Eine Diskussion darüber, wie man sich das 
demokratisch-nationale Leben in einem mehrsprachi-
gen Staat vorstellte, sowie eine umfassende Sprachen-
reform blieben in diesem Zusammenhang hingegen 
aus. Zwar bedeutet dies tatsächlich, dass die Schweizer 
Eidgenossenschaft in der darauffolgenden Zeit keine 
nationalstaatliche Sprachen- und Bildungspolitik voran-
trieb; allerdings erhielten damit die Kantone die Möglich-
keit und gar den Auftrag, in dieser Hinsicht wie kleine 
Nationc;1lstaaten zu agieren . Ihre zunächst nicht explizit 
formulierte Aufgabe war es, die numerischen Verhältnis-
se zwischen den Sprachgruppen konstant zu halten und 
Verschiebungen in dieser Hinsicht zu verhindern. Eine 
Politik, die der Sicherung des eidgenössischen Spra-
chenfriedens dienen sollte. Die Kantone agierten ent-
sprechend, womit man in der Schweiz - aufgrund des 
sogenannten «sprachlichen Territorialitätsprinzips» -
das sprachpolitische Konzept des Nationalstaates statt 
auf eidgenössischer auf dezentraler, kantonaler bzw. re-
gionaler Ebene realisierte (Richter, 2005, S. 149). Wäh-
rend die Schweiz also die Einsprachigkeitsideologie in 
Bezug auf das gesamtstaatliche Kollektiv zurückwies, 
übernahmen deren Bildungspolitiker und Pädagogen 
trotzdem die davon abgeleiteten Leitsätze grundsätzlich 
einsprachiger Individuen und grundsätzlich einsprachi-
ger Territorien. 
Ausgehend von dieser Feststellung erklärt sich, wa-
rum der vor den Bestrebungen der 1960er-Jahre letzte 
sprach- und bildungspolitische Versuch, in der mehr-
sprachigen Schweiz eine mehrsprachige Bevölkerung 
heranzubilden, in der Helvetischen Republik zu lokali-
sieren ist. In den Bildungsplänen Stapfers (1799) und 
Girards ( 1798) ist das Erlernen einer jeweils anderen 
Landessprache (im «italienischsprachigen Helvetien» 
des Deutschen und des Französischen) für die gesam-
te helvetische Bevölkerung vorgesehen. Hingegen ging 
die Eliminierung der Fremdsprachen aus den Grund-
typen der Volksschule mit der Gründung der modernen 
Schweiz in fast allen Kantonen einher (Giudici & Grizelj, 
2014). Bildungspolitik als Sprachenpolitik unterschied 
sich deshalb auch in der mehrsprachigen Schweiz prak-
tisch nicht von der Bildungspolitik als Sprachenpolitik 
der umliegenden einsprachigen Nationalstaaten, sowohl 
in den ein- als auch in den zweisprachigen Kantonen. 5 
Mit wenigen Ausnahmen (siehe unten) wurde das Prin-
zip, in den von der grossen Mehrheit der Bevölkerung 
besuchten Schulformen nur eine Sprache, nämlich die 
Lokalsprache, als Schulsprache zu vermitteln, erst in 
der zweiten Hälfte des 20. Jahrhundert aufgegeben. 
Ausdruck dieser grundsätzlichen Wende in der Bil-
dungs- und Sprachenpolitik sind die ambitionierten, in-
terkantonal koordinierten Programme zur Einführung 
einer zweiten Landessprache in Volksschule und auf 
Primarstufe Ende der 1960er-Jahre. Dieser Wandel ist 
jedoch keineswegs ein Schweizer Sonderfall. Auch in 
der Europäischen Gemeinschaft propagierte man seit 
den 1950er-Jahren die Verallgemeinerung des gegen-
seitigen Sprachenlernens zur Stärkung des innereuro-
päischen Verständnisses und einer die Nationalstaaten 
verbindenden europäischen ldentität.6 Indem man diese 
Idee auch auf die Schweiz übertrug, gerieten die kan-
tonalen Erziehungsdirektoren zwischen die Fronten: 
Trotz innerkantonaler Resistenzen wurde nun von ih-
nen verlangt, die Bildungs- und Sprachenpolitik nicht 
mehr nur auf die kantonale National- und Identitätsbil-
dung auszurichten, sondern gesamteidgenössische In-
teressen mit zu berücksichtigen. Der Sprachunterricht 
hatte nicht mehr nur der Erhaltung eines sprachlich ho-
mogenen Territoriums, sondern neu auch der schwei-
zerischen Verständigung zu dienen. Meine These ist, 
dass mit dieser Entwicklung der Sprachunterricht nicht, 
wie oft behauptet wird, «politisiert» wurde; es wurde 
lediglich sein Referenzraum erweitert. Bildungspolitik 
als Sprachenpolitik sollte nun nicht mehr nur den kan-
tonalen bzw. regionalen einsprachigen «Nationalinte-
ressen» dienen, sondern neu auch den mehrsprachi-
gen der Eidgenossenschaft. 
Im Folgenden werde ich diese These anhand exemp-
larischer Daten aus meiner Arbeit im Rahmen des am 
Institut für Erziehungswissenschaft der Universität Zü-
rich mitangesiedelten Projektes Gesellschaftliche Kon-
struktion des schulischen Wissens7 konkretisieren. 
Dabei halte ich mich an die drei vorhin als prägende 
Motive der Sprachenpolitik identifizierten Elemente -
nationale Identität, Wirtschaft, Demokratie. 
Bildungs- und Sprachenpolitik zur Förderung der 
nationalen Identität in der Schweiz 
Wie oben dargelegt, diente Sprachenpolitik als Bil-
dungspolitik in der Schweiz im 19. Jahrhundert vor al-
lem der Bildung einer kantonalen Identität und eines 
kantonal bzw. regional einheitlichen Sprachterritori-
ums. Die Idee, durch den Unterricht der jeweils ande-
ren Landessprache zur nationalen Einheit beizutragen, 
kam in der breiteren Öffentlichkeit erst mit dem Ersten 
Weltkrieg auf. Die Sympathien der Sprachgruppen für 
ihre jeweiligen, gegeneinander im Krieg stehenden 
Nachbarstaaten liess die Furcht aufkommen, das Land 
könnte entlang der Sprachgrenzen auseinanderbre-
chen. Erstmals wurde die Schweizer Mehrsprachigkeit 
als «politische Schwäche» (Spitteler, 1915) wahrge-
nommen, eine Schwäche, deren Behebung einer poli-
tisch-pädagogischen Lösung bedurfte. 
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Politiker und Intellektuelle forderten in diesem Zusam- Wyss (1944), in diesem Zusammenhang pädagogisches 
menhang ein auf die Bedürfnisse der mehrsprachigen Gemeingut: 
Eidgenossenschaft ausgerichtetes «nationales» Erzie-
hungsprogramm, in dem neben Geschichte und Staats-
kunde auch die Landessprachen eine gewichtige Rolle 
spielten. Eine Reihe von Persönlichkeiten, angeführt 
vom Publizisten Konrad Falke8 , verlangte mit prominen-
ter Unterstützung aus Politik, Pädagogik und Kultur vom 
Bund die Modifikation der Maturitätsreglemente. Kennt-
nisse in allen drei Landessprachen sollten neu zur Errei-
chung des Maturitätszeugnisses Plicht sein, verlangten 
die Befürworter des nationalen Erziehungsprogramms, 
womit faktisch den Gymnasien in Bezug auf die Natio-
nalsprachen eine Angebotspflicht auferlegt wurde. Dies 
schien der beste Weg, um den nationalen Zusammen-
halt zu sichern, denn «der Unterricht in den drei Landes-
sprachen ist der eigentliche Grund und Boden, auf dem 
das Gefühl einer eidgenössischen Kulturgemeinschaft 
wachgerufen und herangebildet werden kann» (Falke, 
1914, S. 22). 
Allerdings richteten sich diese Forderungen einzig und 
allein auf Bildungsstätten der zukünftigen «geistigen 
Führer des Volkes» (Luchsinger, 1920, S. 166), wie 
man damals die Gymnasiasten bezeichnete. Die grosse 
Mehrheit der Bevölkerung hielt man nämlich nicht ein-
mal für eine abgeschwächte Version dieses Bildungs-
programms fähig: «Die Beherrschung nur von zwei 
Sprachen oder Kulturen (ist] für 90 Prozent unserer Ju-
gend selbst bei den raffiniertesten Unterrichtsmethoden 
unmöglich», so der Philologe August Rüegg 1915 (S. 
9). Daher sollten für die Nicht-Gymnasiasten weiterhin 
Geschichtsmythen Patriotismus und Vaterlandstreue si-
chern: «Dem Mann aus dem Volke wird man freilich nicht 
von ,Kultur' reden können; Tell und Winkelried werden 
für ihn nach wie vor seine Nationalgötter sein» (Falke, 
1914, S. 41).9 Zusammen mit nationalen Geschichtsmy-
then sollte auch der Unterricht in der «Muttersprache» 
deren Anbindung an die lokale Gemeinschaft bewahren. 
Die Zweiteilung dieses bildungspolitischen Programms 
entsprach ganz dem Sinne der damaligen europäischen 
und schweizerischen Pädagogik, die einem grossen Teil 
der B.evölkerung die Möglichkeit des Fremdsprachen-
lernens absprach bzw. den frühen Kontakt mit mehre-
ren Sprachen sogar als Gefahr verstand. Noch in den 
1940er-Jahren sind Aussagen, wie die folgende von 
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«Der Zweisprachige oder Bifingue, wie der Welsche 
sagt, wird deshalb heute nicht mehr bewundert[ . .], son-
dern als Sprachzwitter, der keinen festen Sprachboden 
unter den Füssen hat und daher auch kein tragfähiges 
Kulturfundament besitzt, aufrichtig bedauert» (S. 13). 
Diese Haltung wurde von der etablierten pädagogischen 
Gemeinschaft weitgehend geteilt und verfügte auch über 
eine wissenschaftlich-empirische Basis. Die Studien und 
Praxisberichte, die 1928 an einer internationalen, vom 
Genfer Bureau International d'Education organisierten 
Konferenz zum Thema Zweisprachigkeit vorgestellt wur-
den, bestätigten allesamt die Gefahr des (zu) frühen Ler-
nens mehrerer Sprachen: Dies beeinflusse Intelligenz-
quotient und Bewegungsfähigkeit in negativer Weise, 
könne mit Linkshändigkeit und Silberblick in Verbindung 
gebracht werden und erschwere die Fähigkeit einer Per-
son, emotionale Bindungen einzugehen (Bovet, 1928, S. 
206 f.). 
Die Übereinstimmung der politischen Argumente (bei-
spielsweise des Arguments des «KUiturfundamentes») 
zur Bildung einsprachiger Nationalstaaten mit den pä-
dagogischen Argumenten zur Bildung einsprachiger In-
dividuen ist frappant. Sie zeigt, dass der heute konstru-
ierte Gegensatz zwischen einer pädagogisch motivierten 
Zurückhaltung in Bezug auf den Fremdsprachenunter-
richt und einer staats- oder nationalpolitisch motivierten 
«Sprachenpolitik», wie er zum Beispiel in den beiden 
Zürcher Spracheninltiativen von 1988 und 200610 oder 
in der neueren Diskussion um den Kanton Nidwalden 
dargelegt wird, in Wirklichkeit keiner ist11 : Schulischer 
Sprachunterricht war immer schon «Staatspolitik», auch 
wenn er auf einen einsprachigen Raum ausgerichtet 
war. Es stellt sich daher der Bildungspolitik, sei sie durch 
Regierungsräte personifiziert oder durch die Bürger, kein 
Entscheid zwischen «Kind» und «Staat». Es stellt sich ihr 
ein Entscheid zwischen unterschiedlichen Möglichkeiter 
der Vorbereitung für - auf jeweils unterschiedlichen Ebe· 
nen angesiedelte und mit unterschiedlicher sprachliche1 
Komplexität ausgestattete - gesellschaftspolitische Pro 
jekte. 
Bildungs- und Sprachenpolitik zur Förderung der 
Wirtschaft in der Schweiz 
Im zeitgenössischen «Sprachenstreit» wird den mit dem 
Englischen in das Fremdsprachenlernen einsteigen-
den Kantonen vorgeworfen, sie würden sich zu stark 
an wirtschaftlichen Bedürfnissen ausrichten und so die 
national- und identitätspolitische Dimension des Spra-
chenlernens vernachlässigen. Es erscheint daher aus 
heutiger Sicht fast paradox, dass vor den 1970er-Jah-
ren nur die Kantone eine zweite Landessprache in der 
Volksschule einführten, in denen die Bildungspolitiker 
sich bei ihren Entscheiden stärker von wirtschaftlichen 
als von identitäts- und nationalpolitischen Überlegungen 
leiten liessen. Wer damals wirtschaftspolitisch dachte, 
handelte aus heutiger Sicht nationalpolitisch. Dies ge-
schah einerseits in den stark auf den Handel ausgerich-
teten reichen Städten, andererseits in den besonders 
armen, auf Emigration angewiesenen Regionen (Giudici 
&"Grizelj, 2014, S. 64). 
Ein Beispiel einer solchen Handelsstadt war das stark 
auf das nahe Frankreich ausgerichtete Basel, wo die 
Bildungspolitik die Kenntnis des Französischen «theils 
zu einer sehr wünschbaren Sache, theils sogar zur un-
erlässlichen Bedingung eines guten Fortkommens» 
(Burckhardt, 1841, S. 1) deklarierte und daher bereits 
im 19. Jahrhundert zum obligatorischen Volksschulfach 
erklärte. Die Verstaatlichung des Französischlernens 
schien der Bildungspolitik insbesondere auch darum un-
erlässlich, weil sich die Schülerschaft sonst die Franzö-
sischkenntnisse auf anderen, dem Erziehungsdeparte-
ment nicht genehmen Wegen 12 verschaffte. «Es will nun 
Jedermann in Basel die französische Sprache Lernen>>, 
stellte das Erziehungsdepartement Basel-Stadt 1842 
(S. 17) fest, als es sich entschloss, den obligatorischen 
Französischunterricht nun auch in den Mädchenschulen 
einzuführen. 
Während die Städte in der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts ihre Bildungsgänge ausdifferenzierten und die 
Fremdsprachen mit dem Argument der Überforderung 
wieder aus den Lehrplänen der Schultypen mit Grundan-
forderungen strichen, prägten hingegen wirtschaftliche 
Erwägungen weiterhin die Bildungs- und Sprachenpo-
litik der sprachlichen Minderheiten . Die Tessiner Erzie-
hungsbehörden mussten, in Anbetracht des Fehlens 
einer Tessiner Universität, den Deutschunterricht mehr-
mals ausbauen, weil die Eidgenössische Technische 
Hochschule und die Universität Zürich damit drohten, 
die Zulassung von einer Deutschprüfung abhängig zu 
machen. 13 Wirtschaftliche Überlegungen stehen auch 
hinter dem Entscheid der Tessiner Erziehungsbehörden 
der 1930er-Jahre, Französisch zum obligatorischen 
Schulfach für die gesamte Schülerschaft zu deklarie-
ren. Da generell die Förderung der Fremdsprachen als 
Gefahr für die eigene Identität und Sprache galt, steht 
dieser Entscheid quer zur gänzlich dem Identitäts- und 
Sprachenschutz gewidmeten Politik der Zeit - einer Po-
litik, die 1931 gar zur Verabschiedung eines Gesetzes 
zum Verbot nicht italienischer Schriften in;i öffentlichen 
Raum führte. 14 Jedoch schien das Fremdsprachenler-
nen für den immer stärker von der Schweiz abhängigen 
und auf die Emigration angewiesenen Kanton unum-
gänglich. In den Worten des Tessiner Parlamentariers 
Spartaco Zeli (zitiert nach Gran Consiglio Ticinese, 
1933, S. 286): 
«II Ticino ha particolarmente bisogno di una classe 
operaia istruita ed in grado di specializzarsi per vincere 
la concorrenza non tanto nel Cantone, dove non c'e 
posto per gran parte della nostra mano d'opera, ma alt-
re le Alpi e anche all'estero. » 15 
Noch schwieriger erwies sich die Lage in dieser Hinsicht 
für die Bündner Bildungspolitik. Einerseits wies man in 
pädagogischen Essays immer darauf hin, Fremdspra-
chen dürften nur gelernt werden, «wenn der Schüler in 
seiner Muttersprache eine gewisse Sicherheit erlangt 
hat im Lesen, im Verständnis des Gelesenen und in der 
Mittheilung» (R.g., 1856, S. 318). Andererseits segnete 
man in den Lehrplänen für die rätoromanischen Gebie-
te das Erlernen der Fremdsprache Deutsch bereits im 
19. Jahrhundert ab dem frühen Primarschulalter ab. 
Die Lehrpersonen der rätoroman ischen Gebiete waren 
mit diesem Programm überfordert. Als sie dies Ende 
des 19. Jahrhunderts den Behörden vermeldeten, ver-
abschiedete man einen neuen Lehrplan, in welchem 
eine ganze Reihe an Inhalten sämtlicher Fächer - mit 
Ausnahme des Faches Deutsch - kursiv gesetzt wur-
den, was so viel hiess, dass sie in den rätoromanisch-
sprachigen Schulen nicht obligatorisch zu behandeln 
waren. Der Deutschunterricht für die rätoromanisch-
sprachigen Kinder schien hingegen derart wichtig, dass 
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dafür sogar das Paradefach für die patriotische Identi-
tätsbildung herhalten musste. Gemäss Lehrplan 1894 
mussten im Schulfach «Gesinnungsunterricht und Ge-
schichte» zwar alle Bündner Kinder in der fünften Klas-
se die Themen Die etruskische Einwanderung unter Rä-
tus oder Die Kreuzzüge behandeln, jedoch blieben den 
rätoromanischsprachigen Kindern unter Umständen die 
Themen Das römische Weltreich und sein Zerfall so-
wie Die Schweiz unter den Alemannen erspart (Kanton 
Graubünden, 1894). 
Es lässt sich also festhalten, dass die Bevorzugung 
wirtschaftspolitischer Motive gegenüber identitäts- und 
nationalpolitischen in der Ausrichtung der kantonalen 
Bildungs- und Sprachenpolitik keine neuere Zürcher 
Erfindung ist. Allerdings wurde mit der obengenannten 
Ausweitung des Referenzpunkts der Sprachen- und 
Bildungspolitik vom Kanton auf die Eidgenossenschaft 
auch das Abwägen zwischen identitäts- und wirtschafts-
politischen Motiven auf eine höhere, komplexere Ebe-
ne getragen. Für das Tessin schien es sich in den 
1930er-Jahren wirtschaftlich zu lohnen, das identitäts-
politische Risiko eines kollektiven Französischlernens 
einzugehen. Als man dies tat, wurde dieser Entscheid 
in der restlichen Schweiz kaum wahrgenommen und 
auch innerhalb des Kantons führte er zu keinen grösse-
ren Reaktionen. Heute scheint es sich - auch gemäss 
ökonomischer Studien (Grin, 2003) - für die Kantone 
der deutschsprachigen Mehrheit wirtschaftspolitisch 
zu lohnen, das Englische gegenüber den anderen 
Landessprachen zu bevorzugen, womit wiederum ein 
identitäts- und nationalpolitisches Risiko eingegangen 
wird. Allerdings stehen nun diese Kantone bei der Ent-
scheidungsfindung unter strenger Beobachtung sowohl 
von Seiten des Bundes als auch der anderen Kantone. 
Bildungspolitik als Sprachenpolitik ist längst keine aus-
schliesslich kantonale Angelegenheit mehr, mittlerweile 
scheint auch eine Intervention des Bundes in diesem 
Bereich nicht mehr ausgeschlossen (siehe dazu auch: 
Bundesamt für Kultur, 2015). 
Bildungs- und Sprachenpolitik zur Förderung der 
Demokratie in der Schweiz 
Das dritte für die nationalstaatliche Sprach- und Bil-
dungspolitik wichtige Motiv, nämlich die Homogenisie-
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rung des Sprachraumes im Hinblick auf demokratische 
Deliberation und Kontrolle sowie die Verbesserung der 
Chancengleichheit, kommt in der Schweizer Bildungs-
und Sprachenpolitik nicht zufällig am Schluss. Überle-
gungen dazu, wie man in der «ältesten Demokratie der 
Welt» mit dem Vorhandensein verschiedensprachiger 
Gruppen umgehen soll, sind in mehr als hundertfünfzig 
Jahren Schweizer Sprach- und Bildungspolitik näm-
lich äusserst selten; dies, obwohl die Kantone, indem 
sie die nationalstaatliche Bildungs- und Sprachenpolitik 
trotz ihrer Einbettung in einem mehrsprachigen demo~ 
kratischen Raum kritiklos übernahmen, faktisch lange 
die Umsetzung dieser eigentlichen Ziele - Deliberati-
on, Kontrolle, Chancengleichheit - auf eidgenössischer 
Ebene verhinderten. 
Die fehlende Reflexion16 dieses Umstandes ist insbe-
sondere auch darum erstaunlich, weil die speziellen He-
rausforderungen einer mehrsprachigen Demokratie be-
reits sehr früh thematisiert wurden. Als sich die Führung 
der helvetischen Republik bewusst für einen mehrspra-
chigen Staat entschied, setzte man sich auch mit den 
sich daraus ergebenden Problematiken auseinander. 
Neben den ausgebauten Übersetzungsdiensten sollte 
auch die Schule dafür sorgen, dass sämtliche Bürger 
trotz mehrsprachigen Staates ihre Rechte wahrnehmen 
konnten. Dazu wurde die Schule mit der Ausbildung ei-
ner mehrsprachigen Bevölkerung beauftragt. In den -
nie umgesetzten - Plänen Stapfers für ein nationales 
Schulsystem ist die Einführung einer zweiten und im 
italienischsprachigen Landesteil auch einer dritten Lan-
dessprache bereits ab der 1. Klasse vorgesehen - also 
für Kinder von sechs bis sieben Jahren. Nur so könne 
man das grundsätzliche Ziel des Bildungswesens er-
reichen, nämlich dass «jeder einsichtsvolle und thätige 
Bürger, wenn er auch das entlegenste Dorf bewohnt, an 
eine Stelle könne berufen werden, wo sein Patriotismus 
einen angemessenen Spielraum findet» (Stapfer, 1799, 
S. ixx). Auch Pater Girard, die in Sprachenfragen wohl 
höchste Autorität der Zeit, deklarierte in seinem Pro-
jet d'education publique pour la Republique helvetique 
von 1798: «L'Helvetie est partagee entre l'allemand, le 
fran9ais et l'italien, et il faut bien que !es enfants d'une 
famil/e puissent s'entendre» (Art. 8.7, Hervorhebung im 
Original). 
Allerdings verschwand mit der Föderalisierung der Bil-
dungs- und Sprachenpolitik nach 1803 auch jegliche 
Bestrebung zur Bildung einer mit gemeinsamen Kom-
munikationsmitteln ausgestatteten Schweizer Bevölke-
rung. Diesmal waren es ausländische Kommentatoren, 
die auf die Implikationen dieser Lösung für die Erhal-
tung einer eidgenössischen Demokratie hinwiesen. Der 
liberale Denker John Stuart Mill stellte 1859 unter an-
derem in Bezug auf die Schweiz fest, hier könne sich 
zwar trotz Mehrsprachigkeit und Föderalismus eine Art 
Nationalgefühl entwickeln, allerdings sei unter solchen 
Bedingungen keine Demokratie möglich: «Free institu-
tions are next to impossible in a country made up of dif-
ferent languages, the united public opinion, necessary to 
the working of representative government, cannot exist>> 
(Mill, 2008 [1859], S. 428). 
Zwar galten die Ende der 1960er-Jahre angegangenen 
Bestrebungen zur Verbreitung des Unterrichts in den 
Landessprachen auch der Etablierung eines gesamt-
schweizerischen Dialogs. Trotzdem blieb der Schwer-
punkt der Schweizer Bildungs- und Sprachenpolitik 
auch nach diesem Datum stets ein nationalpolitischer: 
Bis heute gilt die Erhaltung des «nationalen Zusammen-
halts» als vorrangiges Ziel des gegenseitigen Sprachen-
lernens. Folglich zeigt sich das Paradox, dass in der 
Europäischen Union das Fehlen eines gemeinsamen 
Diskussionsforums aufgrund ihrer Mehrsprachigkeit 
heute unter dem Stichwort «Demokratiedefizit» gehan-
delt wird , während dieser Aspekt in der Schweiz (fast) 
keinen Anlass zu Diskussionen gibt. 
Schlussfolgerungen und Ausblick 
Das Tückische für die Bildungspolitik in sprachpoliti-
schen Entscheiden ist, dass es hierbei schlicht und ein-
fach unmöglich ist, den elementarsten Grundsatz eines 
liberalen Staates - das Einnehmen einer neutralen Hal-
tung gegenüber der Identität seiner Bürger- einzuhalten. 
Denn angesichts einer sprachlich heterogenen Bevölke-
rung wird jede Behandlung sowie jede Nichtbehandlung 
der Sprachenfrage und somit auch Bildungspolitik als 
Sprachenpolitik automatisch zur Umverteilungsfrage. 
Wie es der politische Philosoph Kymlicka (1995, S. 111) 
festhielt: «The state can (and should) replace religious 
oaths with secular oaths, but it cannot replace the use 
of English in courts with no language». 
Wenn eine Positionierung der Bildungspolitik in der 
Sprachenfrage also unausweichlich ist, so lohnt es sich 
meiner Meinung nach, dabei die heute ein wenig fest-
gefahrenen handlungsleitenden Argumentationsmuster 
kritisch zu hinterfragen. Denn diese hängen stark mit 
dem gemeinsamen Ursprung und der engen Verbin-
dung der Sprachenpolitik als Bildungspolitik mit dem 
traditionellen Konzept des Nationalstaates zusammen 
- einem Konzept, das schwer zu vereinbaren ist mit 
der Idee eines mehrsprachigen demokratischen Staa-
tes und das noch schwerer zu vereinbaren ist mit der 
normativen Akzeptanz dieser Mehrsprachigkeit. 
Sich dies zu vergegenwärtigen, kann die positive Sei-
te des gegenwärtigen «Sprachenstreits» aufscheinen 
lassen: dass nämlich die zeitgenössischen Bildungs-
politiker einerseits in ihren Entscheiden zwar mehrere 
Ebenen sowie divergierende Interessen und Motive 
zu berücksichtigen haben, andererseits aber über ei-
nen nie dagewesenen Gestaltungsspielraum verfügen. 
Anders als in den von mir präsentierten historischen 
Beispielen sind heute überhaupt mehrere Möglichkei-
ten und Entscheidungsvarianten denkbar. Denn ob-
wohl oft mit der wirtschaftspolitischen Bedeutung der 
Frage, ob zuerst die Landessprachen oder Englisch 
gelehrt werden sollen, argumentiert wird, geht es nun 
nicht mehr um das nackte überleben einer auf Emigra-
tion angewiesenen Bevölkerung. Und obwohl zeitweilig 
mit den gesundheitsschädigenden Folgen der Überan-
strengung der Kinder durch zu viel Fremdsprachenge-
droht wird oder Studien an der Nützlichkeit vom frühen 
Fremdsprachenlernen zweifeln, wird die Bildungspolitik 
nun nicht mehr durch die Feststellungen gebunden, 
Fremdsprachenlernen sei Landesverrat, würde emoti-
onale Bindungen verunmöglichen oder Linkshändigkeit 
herbeiführen. 
Anmerkungen 
1 Ich bedanke mich bei Lucien Criblez, Flavian lmlig; Christi-
ne Le Pape Racine, Micha Germann und Daniel Bochsler für 
die wertvollen Hinweise und Diskussionen , die viel zu diesem 
Referat beigetragen haben. 
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2 McArthur (2008, S. 81-85) unterscheidet zwischen einer 
«monastery tradition» des Sprachenlernens mit Latein als 
Hauptgegenstand zur Geistes- und Kulturbildung und einer 
«marketplace tradition» des Sprachenlernens, die auf die 
Verwendung von modernen Sprachen zur Kommunikation in 
Handel und Gewerbe zielt. Ausdruck dieser zweiten Tradition 
sind Lehrbücher wie der Französisch-Teutsche Augenblickli-
che Sprach-Meister, der Bey vorfallenden Begebenheiten, als 
auf der Reis, in Wirt.hs-Haus, Kauffen und Verkauffen, Familia-
ren Redens-Arten, gewoehnlichen Discursen, Tischen, Com-
plimentieren, Einladen, Dancksagen ... Allen denjenigen, so 
zur Erlernung dieser Sprach nicht viel Zeit uebrig haben, doch 
Ampts und Verrichtung halber etwas wissen muessen, sehr 
vortraeglich von Monsieur l'Honnete, vor Monsieur l'Honnete 
aus dem Jahr 1708. 
3 Gemäss De Mauro (1991 [1963]) beherrschten bei der Ver-
einigung Italiens 1861 etwa 2.5 Prozent der Bewohnerinnen 
und Bewohner des neu formierten Staates die italienische 
Sprache. Castellani (1982) rechnet hingegen auch die gesam-
te damalige florentinische Bevölkerung zu den lfälienischspra-
chigen und kommt damit auf 10 Prozent. 
4 «Die drei Hauptsprachen der Schweiz, die deutsche, franzö-
sische und italienische, sind Nationalsprachen des Bundes» 
(BV 1848, Art. 109). 
5 Einzig in Bezug auf den Umgang mit den Dialekten lassen 
sich in der deutschsprachigen Schweiz zeitweilig Variationen 
gegenüber der Deutschen Sprach- und Bildungspolitik fest-
stellen. Die französisch- und die italienischsprachige Schweiz 
hingegen folgten auch in dieser Hinsicht der Politik ihrer je-
weiligen Nachbarn. In den zweisprachigen Kantonen wurden 
Bildungsverwaltung und Bildungssystem mit wenigen Aus-
nahmen gänzlich verdoppelt, womit das sprachliche Territoria-
litätsprinzip auf regionaler Ebene bzw. auf Ebene der Gemein-
den umgesetzt wurde. 
6 Siehe beispielsweise das Europäische Kulturabkommen des 
Europarates (1954): «Jede Vertragspartei wird, soweit w ie 
möglich, bei ihren Staatsangehörigen das Studium der Spra-
chen, der Geschichte und der Zivilisation der anderen Ver-
tragsparteien fördern» (Art. 2). 
7 Informationen zum SNF-Sinergia-Projekt Nummer 141826 
Die gesellschaftliche Konstruktion schulischen Wissens - Zur 
Transformation des schulischen Wissenskorpus und dessen 
bildungspolitischer Konstruktionsprinzipien in der Schweiz seit 
1830 sind verfügbar unter http://www.ife.uzh.ch/research/hbs/ 
forschung/forschungaktuell/sinergia.html [09 .05.2015). 
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6 Konrad Falke hiess eigentlich Karl Frey. Für sein Buch Der 
schweizerische Kulturwille (1914) warben u.a. Bundesrat Ca-
londer und der Zürcher Nationalrat Wettstein . 
9 Dieses Programm wurde von mehreren Seiten kritisiert und 
auch nie umgesetzt. Kritisch eingestellt gegenüber der propa-
gierten Idee, man würde durch das Lehren der Landesspra-
chen automatisch auch Staatskunde betreiben, war u.a. auch 
der damalige Zürcher Erziehungsdirektor Heinrich Mousson: 
«Ich aber lasse mir nicht nehmen, dass wir durch die Art, wie 
mit uns vor allem die griechischen Klassiker gelesen wur~ 
den, zum Verständnis auch moderner Kulturfragen und zum 
Interesse für den modernen , insbesondere auch den eigenen 
Staat besser vorbereitet worden sind, als es Herr X und Herr Y 
mit den neuen Sprachen auch nur versucht haben» (Mousson, 
zitiert nach Zollinger, 1917, S. 130). 
10 Initiative «Mehr Mitbestimmung im Schulwesen (Initiative ge-
gen verfrühten Fremdsprachenunterricht)», abgelehnt am 25. 
September 1988 mit 62.92 Prozent Nein-Stimmen. Initiative 
«Nur eine Fremdsprache an der Primarschule», abgelehnt am 
26. November 2006 mit 58.58 Prozent Nein-Stimmen (http:// 
web.statistik.ch [09.05.2015]). 
11 Beispielsweise deklarierten die Initianten von 2006: «Keine 
Sprachenpolitik auf Kosten unserer Kindern (nach: Regie-
rungsrat des Kantons Zürich , 2006). «Bestimmt Staatspolitik 
den Stundenplan?» fragte die Neue Zürcher Zeitung (o.A. , 
2006, S. 15). Und im Tages-Anzeiger wurde in Bezug auf die 
Nidwaldner Abstimmung Regierungsrat Res Schmid zitiert, der 
deklarierte: «Den Gegnern der Fremdspracheninitiative geht 
es längst nicht mehr um pädagogische Argumente [ ... ]. Da 
geht es nur um Politik» (Burri , 2015, S. 5) . 
12 Einerseits besuchten Schüler ausschliesslich zur Erlernung 
des Französischen das Gymnasium, was zu einem «schäd-
lichen Andrang einer grossen Menge für wissenschaftliche 
Bildung nicht empfängliche Subjecte» in dieser Schule führte 
(Universitäts-Commission Basel, 1817, S. 6). Andererseits war 
die sogenannte «Welschlandgängerei» verbreitet: Jugendliche 
verbrachten zur Erlernung des Französischen einen Aufenthalt 
in Familien, Betrieben oder Pensionaten der Westschweiz. 
Diese Lösung gefiel den Erziehungsbehörden aus verschie-
denen Gründen nicht. Die Schülerinnen und Schüler lernten 
dort zu wenig und würden, einmal zurück, schlechte Lehrlinge 
abgeben. Zusätzlich sah man in dieser Praxis ein moralisches 
Problem, da die Kinder «in dem gefährlichsten Alter der väter-
lichen Obsorge entzogen» würden (Universitäts-Commission 
Basel, 1817, S. 13; siehe auch Burckhardt, 1841). 
13 1887 schaffte die Eidgenössische Technische Hochschule 
den bislang angebotenen Deutsch-Vorkurs ab und kündig-
te an, ab nun die Zulassung zum Studium an Sprachprüfun-
gen zu koppeln. Daraufhin erhöhte der Kanton Waadt seine 
Deutschlektionen in den Gymnasien und auch die Tessiner 
Regierung sah sich kurzerhand gezwungen, die Deutschlek-
tionen in den höheren Schulen um einen Drittel zu erhöhen 
(Dipartimento della Pubblica Educazione Ticino, 1889, S. 4-6). 
Damit wendete man letztlich die Einführung der angekündigten 
Deutschprüfungen ab. Auch beim Entscheid Ende der 1970er-
Jahre, Deutsch als obligatorische Fremdsprache in die scuola 
media einzuführen, mag für dieAbhängigkeit von den deutsch-
sprachigen Universitäten eine Rolle gespielt haben. Denn nun 
drohte die Universität Zürich in einem Brief an das Tessiner 
Erziehungsdepartement: «Die Kandidaten aus dem Tessin 
besitzen meistens keine genügenden Deutschkenntnisse um 
dem Unterricht folgen zu können, oder sich an einer schriftli-
chen Prüfung genügend auszudrücken. [ .. . ] Es wird eventuell 
nötig werden, die Immatrikulation von einer Deutschprüfung 
abhängig zu machen» (Baumann, 1976). 
14 Decreto /egislativo sulle insegne e scritte destinate al pubbli-
co vom 28. September 1931. Das Anfügen von Übersetzungen 
war zwar erlaubt, jedoch sollten die Übersetzungen jeweils 
kleiner sein als die italienische Schrift und für deren Anbringen 
musste dem Kanton eine Abgabe bezahlt werden. 
15 «Das Tessin hat eine besondere Notwendigkeit für eine gut 
ausgebildete Arbeiterklasse, die in der Lage ist, den Wettbe-
werb nicht so sehr innerhalb des Kantons zu gewinnen, wo 
für den Grossteil unserer Arbeitskräfte keine Arbeitsmöglich-
keit besteht, sondern jenseits der Alpen und auch im Ausland» 
(Übersetzung durch die Autorin). 
16 Addis (2007) erklärt die Vernachlässigung des Nachdenkens 
über die Implikationen der Mehrsprachigkeit für die Demokra-
tie damit, dass Demokratie mehrheitlich als Wahl- und Abstim-
mungsdemokratie verstanden wird, während deliberative An-
sätze neueren Datums sind. 
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Differenzierung und Autonomie - Herausforderungen für Universitäten und 
die Wissenschaftspolitik 
Prof. Dr. Otfried Jarren, Universität Zürich, Prorektor Geistes- und Sozialwissenschaften 
Bildungs-, Hochschul- wie Wissenschaftspolitik sind ein 
weites Feld. Schaut man in dieses Feld, so sieht man 
grosse - zumeist. männliche - Gestalten in Form von 
Denkmälern. Man sieht vor allem aber stattliche Gebäu-
de, so die von Universitäten. Man sieht auch Container-
Anlagen oder Bunker neben attraktiven Villen. In ihnen 
wird gelehrt, geforscht, gedacht, experimentiert. Viele 
schauen voller Respekt in dieses Feld, in das sie viel 
Geld investiert haben, und sie warten auf die Früchte. 
Vor allem wartet man immer auf das Unerwartete. Man 
erhofft - Innovationen. Man weiss nicht, was kommt, 
aber man sehnt sich nach grossen neuen Ideen. Viel-
fach hofft und wartet man lange - und vergebens. 
Um dieses Feld, das heute eher einem wilden Acker als 
einer gepflegten Gartenanlage gleicht, kümmern sich 
Bildungspolitikerinnen und -politiker. Das Feld ist zwar 
fest in staatlicher Hand, aber nicht mehr allein unter 
staatlicher Obhut wie Obacht. Will die Bildungspolitik 
etwas wissen, schaut sie in die Rankingliste oder fragt 
die Evaluationsstelle. Will sie etwas sehen, steigt sie auf 
die bereitgestellten Hochsitze - und sie entdeckt: ein ir-
res Getümmel. Ab und an will sie dem ein Ende setzen, 
verlangt von den Chefbeamten Konzepte, wie dieses 
Feld neu oder besser zu gestalten sei. Bedarf es zur 
gewünschten Entwicklung gar eines Jägers mit Flinte, 
um so den Überbesatz zu regulieren? Ab und an muss 
in die Luft geschossen werden. 
Die im Feld Tätigen jedoch merken nicht einmal, dass 
sie beobachtet werden. Sie machen einfach, intrinsisch 
motiviert, wie sie sind, weiter. Sollten einmal eine Be-
förderung oder die Mittel für ein dringlich nötiges Gerät 
ausbleiben, so würden sie sich melden. Aber sie sind 
zumeist sicher, dass das schon kommen wird - wenn 
nicht in diesem, so sicher im nächsten Jahr. 
Wie idyllisch. Zumindest im weiten Zürcher Feld ist das 
so. Natürlich fehlt es auch uns immer an Dingen: an 
Gebäuden, Räumen, Personal, Geräten, Büchern . Aber 
im Vergleich zu anderen Feldern geht es Zürich gut. 
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Und das wissen wir zu schätzen. Der heutige Anlass ist 
deshalb eine gute Gelegenheit zu danken: der Zürcher 
Bildungsdirektorin, die scheidet, ihren Vorgängern wie 
auch den politisch verantwortlichen Personen. Sie ach-
ten auf ihre Universität, sie hegen und pflegen das Feld 
mit ruhiger, gelassener Hand. 
Universitäten im Mehrebenen-Wettbewerbs-
system 
Das Feld von Wissenschaft und Hochschule war schon 
immer weit, aber durch die institutionelle Konkurrenz 
auf nationaler Ebene und durch die globale Konkurrenz 
der Weltregionen hat sich das Feld abermals vergrös-
sert. Es ist nicht allein auf der Stufe des Nationalstaa-
tes zu einem komplexen Mehrebenensystem geworden. 
Internationale Rankings, Internationalisierung in der 
Lehre, so durch die Bologna-Reform wie durch MOOCs 
(Massive Open Online Courses), die Globalisierung der 
Publikationssysteme u.a.m. haben auch im National-
staat Schweiz erste regulatorische Spuren hinterlassen: 
Die Wissenschafts- und Hochschulpolitik erfährt durch 
das Hochschulförderungs- und Koordinationsgesetz 
eine Hierarchisierung. Die Schweiz benötigt nun einen 
kollektiven Akteur - auch für die neuen Anforderungen 
in der Aussenvertretung. Das traditionell stark kantonal 
geprägte, fragmentierte Feld bedarf neuer Formen der 
verbindlichen Koordination, schlicht weil es immer grös-
ser wird, weil die Systemkomplexität anwächst, und vor 
allem auch, weil die Kosten für immer mehr spezialisier-
te Formen der Forschung steigen. 
Die Forschung und Wissenschaft soll den Great Chal-
lenges oder den Innovationen dienen. Das fordert die 
Politik. Hochschulen sind nicht länger Reservate, die 
man in Ruhe und sich selbstverwaltet entwickeln lässt 
und ein wenig hegt. An ihre Institutionen und Organisati-
onen werden konkrete Erwartungen gestellt. Die Leitung 
soll Managementqualitäten haben. Das Politikfeld der 
Wissenschaftspolitik wird von Innovations- und Wett-
bewerbsanforderungen überwölbt, und so ist es kein 
Zufall, dass in der Schweiz der Wirtschaftsminister für 
die Hochschulen zuständig ist. Der Wandel im Politikfeld 
führt zu neuen Akteuren, zu neuen Regimen der Aus-
handlung und zu neuen Regeln und Normen. 
Hochschulen: Wachstum, Differenzierung, 
Leistungserwartungen 
Das Wissenschafts- und Hochschulsystem ist in allen 
modernen Gesellschaften seit wenigen Jahrzehnten auf 
einem steilen Wachstumspfad . Es wächst aber nicht nur 
linear, sondern hat sich in recht kurzer Zeit massiv aus-
differenziert. Das können wir auch am Kanton Zürich mit 
folgenden Meilensteinen verfolgen: 1998 Etablierung 
der Fachhochschulen und der Höheren Fachschulen; 
2007 Fusion von Teilschulen und Entstehung der Zür-
cher Hochschule der Künste (ZHdK) und der Zürcher 
Hochschule für angewandte Wissenschaften (ZHAW) 
als neue staatliche Fachhochschulen des Kantons; 
2002 Eröffnung der Pädagogischen Hochschule Zürich 
(PHZH) auf Basis eines Gesetzes von 1999, das die 
sieben vormals bestehenden Lehrerbildungsseminare 
auflöste. Aufhebung und Auflösung - das sind eigentlich 
seltene politische Entscheide. 
Es entstanden damit, neben der Universität - sie wurde 
1998 verselbständigt - neue Hochschultypen, die zwar 
gleichwertig , aber irgendwie andersartig sein sollen. Sie 
sollen andersartig sein: Das wurde zur Beruhigung der 
alteingesessenen Universität so einmal formuliert. Aus 
der ehrwürdigen Universität wurde per Gesetz die uni-
versitäre Hochschule. Zugleich wurde in einem rabiaten 
Akt, ohne auf formale Zuständigkeiten und Kompeten-
zen Rücksicht zu nehmen, ein europäischer Hochschul-
raum definiert und die sogenannte Bologna-Reform 
für alle Hochschultypen verordnet. Zugleich wurde der 
«Qualifikationsrahmen für den schweizerischen Hoch-
schulbereich» («nqf.ch-HS») etabliert. Er erzwingt im 
europäischen Kontext eine Reihe von weiteren Mass-
nahmen. Der nqf.ch-HS ist - zum Glück - noch weit weg 
vom universitären Alltag . Aber: Er ist politisch etabliert. 
Alle diese Massnahmen machen deutlich: Wissenschaft, 
Forschung und Lehre werden immer noch dominant und 
kräftig politisch - vom Staat oder quasi-staatlichen Ins-
tanzen - gesteuert. Rahmensteuerung wie aber auch 
massive Struktureingriffe sind klar zu erkennen. Un-
besehen davon werden Hochschulen zunehmend aus 
dem administrativen Bereich des Staates ausgliedert, 
indem eigenständige Anstalten mit eigenen Leitungsor-
ganen geschaffen werden. Ähnlich dem Gesundheits-
bzw. Medizinsystem, in das wir allerdings alle ein Le-
ben lang und durch direkte Zahlungen inkludiert sind 
und das sich auch deshalb eine ständige Leistungs-
und Kostensteigerung leisten kann, entwickelt sich der 
Hochschulsektor bei nachlassender staatlicher Nor-
mung höchst dynamisch. Und dieses System verleibt 
sich immer mehr Bereiche ein. In dieses System sind 
aber nie alle Bürgerinnen und Bürger gleichermassen 
und lebenslang inkludiert - und das hat Folgen für die 
Finanzierung und die Legitimation . Das Hochschulsys-
tem muss sich mehr und mehr über Leistungen - und 
nicht allein über die Hoffnung von unerwartet erbrach-
ten Leistungen - legitimieren. Das will gelernt werden. 
Wissenschaftspolitik: Wettbewerb durch 
Portfoliokonzept 
Die Politik verfügt klassisch über die Steuerungsres-
sourcen Geld, Recht, Macht und Information bzw. Kom-
munikation, um Ziele zu erreichen. Im Wissenschafts-
und Hochschulsektor kann die Politik, nicht allein wegen 
der verfassungsrechtlich garantierten individuellen wie 
institutionellen Freiheiten, mittels Recht nur einen all-
gemeinen Rahmen setzen. Das geschieht vor allem 
durch Organisationsbildung. Eine Detailsteuerung ist 
rechtlich nur partiell möglich und wäre zudem bezogen 
auf Leistungsziele dysfunktional - denn innovative For-
schung oder Lehre kann man nicht erzwingen. 
Macht als Ressource verbietet sich, da sich Politik nicht 
selbst an die Stelle von Leistungserbringern setzen 
kann. Wer Physik will, muss Physiker wählen. Wer eine 
andere Physik will, muss auf andere Physiker setzen 
- und muss dann inständig hoffen, dass sich etwas än-
dert. Fachwissenschaften sind mehrheitlich sehr robus-
te Professionen. Das ist auch gut so. 
Auch mittels Kommunikation, so zum Beispiel durch 
die Formulierung von Anforderungen oder Zeichen der 
Wertschätzung, kann Politik Wissenschaftlerinnen und 
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Wissenschaftler natürlich anreizen. Diese Ressource, 
zu der auch Aperos gehören, ist nicht zu unterschätzen, 
reicht aber für die Gestaltung der grossen Dinge nicht 
aus. 
Es geht bei allen Gestaltungsbemühungen der Politik im 
Kern um die Steuerungsressource Geld. Mit Geld könnte 
man viel erreichen. Da aber die von Wählerzustimmung 
und Wahlperioden abhängige Politik niemals Sicher 
wissen kann, in was man heute am besten investiert, 
bleibt ihr nur eine Möglichkeit: Sie verteilt die Mittel an 
bestimmte Wissenschaftsorganisationen, so an solche, 
die eher für die Grundlagen- oder für Anwendungsfor-
schung sorgen. Oder sie legt Geld in bestimmte Hoch-
schultypen, die Universitäten oder die Fachhochschu-
len, an. Bei dieser Portfoliopolitik besteht die Hoffnung, 
dass die eine Investition sich dann auszahlt und die Ver-
luste in anderen Sektoren wettmacht. Dadurch entsteht 
im Hochschul- wie Wissenschaftssystem Konkurrenz, 
so zum Beispiel um Grund- und Forschungsmittel, um 
Studierende etc. 
Die institutionelle Differenzierung, betrieben von der Po-
litik aufgrund unsicherer Erwartungen an Wissenschaft 
und Hochschulen bezüglich ihrer Beiträge für eine gute 
gesellschaftliche Zukunft, löst massive Wettbewerbe 
aus. Auch wenn kein Hochschul-, Forschungs- oder Bil-
dungsmarkt angestrebt war, ist nun einer entstanden -
und der verlangt nach Wettbewerbshütern. Die haben 
sich in Form von Akkreditierungsagenturen institutio-
nalisiert. Diese legen mehr und mehr die Spielregeln 
fest, denen - und auch das gehört zu den paradoxen 
Entwicklungen - auch politische Entscheide zu folgen 
haben. 
Die hohe Eigenkomplexität im Hochschulsystem wird 
nun durch regelsetzende nicht-politische - nationale 
wie internationale -Akteure weiter erhöht. Für bestimm-
te Teilinstitutionen oder Berufsgruppen hat das Autono-
mie- und Prestigeverluste zur Folge. Schauen wir über 
die Grenzen der Schweiz, so sehen wir das bei den 
Titeln: «Professor (FH)» oder «Universitätsprofessorn 
- der Unterschied ist relevant, nicht nur für die Visiten-
karte. 
Generell: Die von der Politik begonnene Kompetenz-
delegation an Akkreditierungsagenturen oder auch an 
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öffentliche Anstalten ist in ihren Auswirkungen, allein in-
nerhalb des Hochschulsystems, noch nicht abzuschät-
zen. Auf alle Fälle gilt: Die Eigenkomplexität des Ge-
samtsystems steigt, eine Gesamtsteuerung wird kaum 
mehr möglich sein, auch weil das Gesamtsystem sich 
selbst nicht beschreiben kann. Haben die kantonalen 
Chefbeamtinnen und -beamten und ihre Bundeskol-
leginnen uhd -kollegen noch einen Überblick über das 
System? 
Hochschul- und Wissenschaftspolitik als 
komplexes lnterdependenzmanagement 
Auf drei Problemfelder der Wissenschafts- und Hoch-
schulpolitik, die sowohl für die Bildungspolitik wie auch 
für die Selbstorganisation der etablierten Institutionen 
und Organisationen von Relevanz sind, soll im Folgen-
den eingegangen werden: 
Formen und Folgen von Differenzierung bzw. Aus-
differenzierung, 
Formen und Folgen von organisationaler Autono-
mie, 
Formen und Folgen von Politisierung und Mediali-
sierung im Politikfeld. 
Differenzierung und Ausdifferenzierung · 
Wie dargestellt: Neben den Universitäten wurden die 
Fachhochschulen und die Pädagogischen Hochschulen 
neu institutionalisiert. Damit sollen bestimmte Fachgebie-
te, Ausbildungsaufgaben oder bestimmte Forschungs-
formen spezifischen Trägern zugeordnet werden. Aber 
geht das? Ein Beispiel: Die PHZH ist in Zürich für die 
Lehrpersonenausbildung und -Weiterbildung für die Se-
kundarstufe 1, die UZH für die entsprechende Aus- und 
Weiterbildung für die Maturitätsschulen zuständig. Für 
die fachwissenschaftlichen Ausbildungsanteile haben 
in Zürich die ETH und die UZH aber stufenübergreifend 
den Lead. Im Falle der Lehrpersonen können politisch-
rechtliche Kompetenzzuweisungen zwar vorgenommen 
werden, aber die Leistungserbringung selbst ist zu kom-
plex, um sie abschliessend regeln zu können. Zudem 
wird die Lehrpersonenausbildung von einem komplexen 
Organisationsensemble, in dem unser Trägerkanton nur 
ein Mitwirkender ist, akkreditiert. Wer steuert hier eigent-
lich was oder wen - und wohin? 
Immerhin: In diesem staatlichen Monopolsektor mit ei-
ner hohen politisch-normativen Ladung kann gesteuert 
werden. In Bereichen hingegen, in denen der Kanton nur 
begrenzte Kompetenzen hat, wie zum Beispiel im Medi-
zinbereich , ist es schon schwieriger. Im Gesundheitsbe-
reich wird das dann allein aufgrund der Regelungskom-
petenzen noch schwieriger - nicht allein für den Kanton, 
sondern auch für die von ihm begründeten Institutionen 
wie Universität oder Universitätsspital. Schaut man aus 
dem Spitalfenster hinaus: Wer entscheidet über Aus-
und Weiterbildungsangebote im Gesundheitsbereich? 
Wird der Bereich Gesundheit in den medizinischen Be-
reich inkludiert oder neu institutionalisiert? Fakultät für 
Gesundheitswissenschaften oder Zürcher Fachhoch-
schule für Gesundheit? Egal wie: Wer steuert Inklusion 
oder Exklusion? 
Inklusion und Exklusion sind im Kontext mit Differenzie-
rungsprozessen erhebliche Herausforderungen sowohl 
für die Politik wie auch für die Institutionen im Hoch-
schulsektor. Bei einer bereits extrem hohen Komplexi-
tät, so innerhalb der universitären Medizin, sind schon 
Detailfragen ein Problem: Soll Pflegewissenschaft in 
diesen Bereich inkludiert oder anderweitig organisatio-
nal zugeordnet werden? 
Ausdifferenzierungsprozesse führen zu Organisations-
komplexen mit steigender Binnenkomplexität und zu-
nehmenden Autonomieansprüchen sowohl der einzel-
nen Organisationen als auch des Feldes insgesamt. 
Die Antwort darauf, um die damit verbundenen komple-
xen Austauschbeziehungen in den Griff zu bekommen, 
heisst: Begründung neuer Institutionen oder die Etab-
lierung einer Organisation mit verschiedenen Trägern 
oder - zumindest - die Etablierung von Koordinations-
gremien . Damit werden aber immer mehr Rechte und 
Kompetenzen delegiert. 
Organisationale Autonomie 
Der staatliche Einfluss auf das Forschungs- und Hoch-
schulsystem ist vor allem aufgrund der Finanzen be-
trächtlich. Durch die Etablierung von eigenständigen An-
stalten, so von Anstalten des öffentlichen Rechts, und 
durch die Übertragung von Planungs-, Bau-, Finanz-
und Personalkompetenzen hat sich der administrative 
Grad an Autonomie bei den Hochschulen deutlich er-
höht. Entstanden sind dabei aber höchst unterschiedli-
che Organisationstypen mit verschiedenen Formen der 
Governance und Selbstverwaltung . Teilweise finden 
sich schon Organisationen mit einem relativ hohen An-
teil auch privater Mittel. Einheitlich lassen sich die neu-
en Institutionen, wie auch die Organisationskomplexe, 
nicht mehr führen - auch wenn überall New-Public-Ma-
nagement-Konzepte angewandt werden. 
Schauen wir auf die Universität, so stellen wir fest, dass 
die Autonomie dann doch sehr begrenzt ist: Ein eige-
nes Budget- oder Personalrecht besteht beispielswei-
se nicht. Das leitende Personal wird nicht allein von ihr 
bestimmt. Oie Universität unterliegt den gleichen recht-
lichen Regelungen, so zum Beispiel im Bereich des 
Informations- und Datenschutzgesetzes, wie das vor-
wiegend hoheitlich tätige kantonale Veterinäramt. Der 
Autonomie der Hochschulen sind recht enge Grenzen 
gesetzt. Zugleich sind die Hochschulen massiven Ver-
rechtlichungsprozessen vor allem durch das Verwal-
tungsrecht ausgesetzt. Aus Sicht eines für die Lehre zu-
ständigen Mitglieds einer Universitätsleitung muss ich 
hier von Verrechtlichungsexzessen sprechen. Sicher: 
Auf dem Weg zur Autonomie wurden grosse Schritte 
gemacht, aber es fehlt an einem spezifischen hoch-
schul- oder forschungsadäquaten Regelungsrahmen 
und entsprechender Institutionen. Das ist, ich weiss 
das, leicht gefordert - aber keine einfache Sache. 
Autonomie hat ihren Preis, im wahrsten Sinne des Wor-
tes. Die Akademie müsste sich in ihrer Selbstorganisa-
tion wie -verwaltung deutlich verbessern. Es bedürfte 
einer Verantwortungskultur, die gegenüber der Öffent-
lichkeit zeigt, dass die Selbstverwaltung und -kontrolle 
funktioniert. Es stellt sich die Frage, ob und inwieweit 
universitäre Hochschulen als Expertenorganisationen 
überhaupt dazu in der Lage sind. 
Zudem gilt: Die weitere Entkopplung von der Politik 
macht zwar Sinn, zumal wenn man damit die Tages-
politik meint, aber das Entstehen weiterer Distanzen 
wäre aus legitimatorischen Gründen - und nicht nur 
aus finanziellen - nicht ohne Risiken. Die durch den 
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Staat gewährte institutionelle Unabhängigkeit und die 
Zusprache von Mitteln im Wissen auch um die Risiken 
des Scheiterns von teuren Forschungsvorhaben ist kei-
ne Selbstverständlichkeit. Würden private Geldgeber -
vergleichbar dem Staat - zur Übernahme dieser allge-
meinen Risikobereitschaft bereit sein? Was würde wer 
an Stelle des Staates bereit sein zu finanzieren? 
Damit sind elementare Fragen angesprochen: Die 
Kopplung an die Politik und somit an den Staat setzt 
jeder Hochschule Grenzen, nicht allein bei lnternatio-
nalisierungsvorhaben, sondern generell in ihrer fach-
lich-disziplinären Entwicklung wie in ihrer Forschungs-
ausrichtung. Schweizer Geschichte, Hausarztmedizin, 
Kleintierklinik - will oder wollte das die Akademie? Die 
Kopplung an andere gesellschaftliche Systeme zeitigt 
erwartbare andere Möglichkeiten wie Abhängigkeiten. 
Die wissenschaftliche Autonomie ist ein hohes und 
funktional zwingendes Gut, sowohl für die wissenschaft-
lichen Disziplinen wie auch für die Leistungserbringung. 
Die institutionelle Gewähr dieser Autonomie aber ist nur 
über eine politisch induzierte Gremienstruktur möglich, 
die die hochschulinneren Zielvorstellungen durch eine 
externe Reflektion und Rahmen- oder Kontextentschei-
dung ermöglicht. Die Universität als Institution muss 
die Umwelt beachten und institutionell inkludieren. Dies 
auch deshalb, weil auch die Wissenschaft intern Ent-
scheidungsunsicherheiten zu bewältigen hat. Die Aka-
demie alleine kann sich zudem keine Entscheidung 
zwischen ihren ungleichen Wettbewerbern im Innern, 
im Kampf der Disziplinen und Individuen, leisten. Zwar 
fehlen ihr dafür nicht die Kriterien oder Bewertungsmög-
lichkeiten, wohl aber fehlt ihr die Fähigkeit zum Inter-
essen- und somit zum angemessenen Machtausgleich. 
Gremien wie der Zürcher Universitätsrat sind damit 
vor allem Resonanzeinrichtungen: Der Universitätsrat 
kennt das innere Gefüge und die Ziele wie Wünsche 
der Universitätsangehörigen und kann diese vor dem 
Hintergrund allgemeiner Erwartungen beurteilen und 
gewichten. Durch seine Finanzkompetenzen, und we-
niger durch die Personalkompetenzen, setzt der Univer-
sitätsrat im Hinblick auch auf die öffentliche Wohlfahrt 
Zeichen. 
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Politisierung und Medialisierung 
Die Formen und Folgen von Politisierung und Mediali-
sierung kann ich hier und heute und in der gebotenen 
Tiefe nicht angehen. Beide sind jedoch von zentraler 
Bedeutung im Kontext der Auseinandersetzung mit 
Differenzierung und Autonomie: Wissenschafts- wie 
Hochschulthemen werden politisch und damit potenziell 
gesamtgesellschaftlich verhandelt. Durch diese Poli-
tisierung findet zumeist eine mediale Thematisierung 
statt. Diese sichert die Rückbindung an die lokalen oder 
nationalen Erwartungsstrukturen sowohl an die Insti-
tution insgesamt wie auch an die wissenschaftlichen 
Leistungserbringer. Dieser Modus ist für demokratische 
Systeme konstitutiv und auch für Hochschulen als öffent-
liche Einrichtungen grundsätzlich angemessen. Die Au-
tonomie kann aber nur gewahrt werden, wenn einerseits 
die Wissenschafts- wie Hochschulpolitik von Exekutiv-
politikern wesentlich bestimmt wird, und zwar sowohl im 
allgemeinen politischen Raum als auch in den Gremien 
der Wissenschaftsorganisationen. Wissenschafts- wie 
Hochschulpolitik vertragen keine Tages- und Parteipoli-
tik. Zur Vermeidung von naiven politischen Übergriffen, 
die das Politikfeld stark charakterisieren, ist andererseits 
eine sowohl kenntnisreiche wie kritisch-distanzierte Be-
obachtung des Politikfeldes durch die Medien wichtig. 
Das, was in den Medien vorkommt, was berichtet und 
bewertet wird, bestimmt für politische Akteure wie für die 
allgemeine Öffentlichkeit das Bild von dem, was Hoch-
schule, Forschung und Wissenschaft ausmacht. Die Me-
dien beobachten aber immer weniger systematisch und 
fachkompetent die gesellschaftliche Entwicklung. Markt-
zwänge und die Aufmerksamkeits-ökonomie steuern die 
Berichterstattung und wirken so auch auf das innere Ge-
füge innerhalb von Wissenschaftsinstitutionen ein. Me-
dieninduzierte Starsysteme oder Prominenz-Faktoren, 
dem Wissenschaftssystem im Kern abhold, wirken sich 
intern aus. Die öffentliche Wahrnehmung von der Insti-
tution wie der Leistung ist zunehmend mediengeprägt 
und damit abhängig vom Medienbild. Dieses Bild kann 
politische Entscheidungen nachhaltig beeinflussen, weil 
die Politik das Wissenschafts- und Hochschulsystem 
weitgehend über die Medien nur beobachten kann. 
Medialisierungseffekte sind nicht so leicht durch Instituti-
onen oder Personen zu bearbeiten wie Politisierungsef-
fekte. Und gerade weil Medieneffekte politisch «genutzt» 
werden, bedarf es politischer Persönlichkeiten - und ich 
füge im Beisein unserer Bildungsdirektorin hinzu: kennt-
nisreicher und starker politischer Persönlichkeiten - und 
klug politisch institutionalisierter Entscheidungsgremien 
für die Hochschulen. Daran wurde gearbeitet - und dar-
an wird weiter zu arbeiten sein. 
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Das Profil der Fachhochschulen 
Prof. Dr. Werner lnderbitzin, ehern. Rektor der Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften 
Die Schweizer Fachhochschulen haben eine nur kurze, 
aber bewegte Geschichte hinter sich. Gegründet in den 
späten 1990er-Jahren haben sie heute einen festen 
Platz im Hochschulsystem der Schweiz. Was aktuell als 
Erfolg fast selbstverständlich erscheint, war nicht von 
Anfang an so klar absehbar. Ohne zu übertreiben, kann 
festgehalten werden, dass in den 1990er-Jahren von 
Bund und Kantonen mutige und weitsichtige Entschei-
dungen getroffen wurden, die auch mit substanziellen 
finanziellen Mitteln unterlegt wurden. 
Es gab verschiedene starke Triebkräfte für die Einfüh-
rung der Fachhochschulen. In der Botschaft des Bun-
desrates zur Einführung des ersten eidgenössischen 
Fachhochschulgesetzes werden einige dieser Überle-
gungen angesprochen. Die Umwälzungen in der Wirt-
schaft und der technologische Fortschritt wurden als 
Herausforderung für die Bildung, insbesondere für die 
duale Berufsbildung, wahrgenommen und Handlungs-
bedarf bei den Höheren Fachschulen geortet. «Mit Re-
formen in diesem Bereich werden neue Chancen des 
Aufstiegs für Berufsleute geboten, die Berufsbildung soll 
als gleichwertig aber andersartig neben den Bildungs-
strang Gymnasium-Universität treten» (Botschaft des 
Bundesrates, 1994, S. 790). Es wurde dezidiert eine 
Aufwertung der Höheren Fachschulen, also der Hö-
heren Technischen Lehranstalten (HTL), der Höheren 
Wirtschafts- und Verwaltungsschulen (HWV) und der 
Höheren Fachschulen für Gestaltung (HFG) angestrebt 
mit den Zielen (Auswahl) (Botschaft des Bundesrates, 
1994, S. 790 f.): 
Erweiterung des Hochschulangebotes in der 
Schweiz durch berufsorientierte Ausbildungsgänge 
auf Hochschulstufe und damit Sicherung des Nach-
wuchses an praktisch und wissenschaftlich ausge-
bildeten Kaderleuten für die Wirtschaft. 
- Aufwertung der Studiengänge auf nationaler und 
internationaler Ebene und Stärkung der Europafä-
higkeit der Diplome. 
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Schaffung von attraktiven Weiterbildungsmöglich-
keiten für Berufsleute und dadurch gleichzeitig Auf-
wertung der Berufsbildung. 
Erweiterung des Leistungsauftrages durch ein ver-
bessertes Angebot an Weiterbildungsveranstal-
tungen, durch ein Engagement in anwendungsori-
entierter Forschung und Entwicklung sowie durch 
Dienstleistungen zugunsten der Wirtschaft (Wis-
sens- und Technologietransfer). 
Das klare Bekenntnis zu einer wissenschaftlich fun-
dierten Aufwertung der Höheren Fachschulen ist aus 
heutiger Warte und im lichte der Akademisierungsdis-
kussion interessant. Ebenso ist die Umschreibung des 
erweiterten Leistungsauftrages unmissverständlich. 
Weniger hilfreich war die Umschreibung «gleichwertig 
aber andersartig» (Botschaft des Bundesrates, 1994, 
S. 798/804 ), die weitgehend eine Leerformel geblieben 
ist und per Saldo mehr Verwirrung stiftet denn als Leit-
planke der Entwicklung dient. Unbestritten aber ist, dass 
diese Ziele, welche zu Beginn des Prozesses gesetzt 
wurden, die Fachhochschulen tief geprägt haben. 
Mit der Einführung des Hochschulförderungs- und Ko-
ordinationsgesetzes HFKG im Jahre 2015 stehen wir an 
einem Wendepunkt der schweizerischen Hochschulpoli-
tik. Mit diesem Gesetz und der Neugestaltung des Hoch-
schulraumes Schweiz erhalten die Fachhochschulen die 
Chance, formal auf gleicher Augenhöhe mit den univer-
sitären Hochschulen die tertiäre Bildung mitzugestalten. 
Aber die Diskussion, was denn die Fachhochschulen 
eigentlich sind, welche Charakteristika sie ausmachen 
und wie das spezifische Profil diesen Hochschultyp denn 
eigentlich definiert, ist unvermindert im Gang. Während 
in der Gründungsphase die damaligen Höheren Fach-
schulen hartnäckig aufgefordert wurden, zu zeigen, dass 
sie auf der wissenschaftlichen Ebene «satisfaktionsfä-
hig» sind, hat sich heute die Profildiskussion verlagert 
auf die angeblich drohende «Ver-Akademisierung» der 
Fachhochschulen, denen vorgeworfen wird, sie seien in 
die Theorie abgedriftet und hätten den Praxisbezug ver-
loren, ja sie wollten möglichst schnell zu Universitäten 
mutieren . 
Die Frage des Profils der Fachhochschulen soll im Fol-
genden vertieft werden. Dabei ist zu bedenken, dass der 
Begriff «Profil» unscharf und mehrdeutig ist. Im Folgen-
den verstehe ich unter «Profil» die Summe der Eigen-
schaften, die unverwechselbar und charakteristisch für 
Fachhochschulen sind. Um diese weite Umschreibung 
etwas einzugrenzen, werde ich mich dem Begriff des 
Profils nähern mit der Vorstellung, dass das Profil einer 
Hochschule wesentlich von den Menschen bestimmt 
wird, welche an der Hochschule lernen, lehren und for-
schen. 
Mit diesem Ansatz können auch wichtige Postulate ab-
gedeckt werden, die bei der Gründung der Fachhoch-
schulen von Bedeutung waren und auch in der heutigen 
Diskussion unvermindert eine Rolle spielen. Konkret sol-
len folgende Fragestellungen näher betrachtet werden: 
1. Sind die Fachhochschulen tertiäre Bildungsstätten 
für Berufsmaturandinnen und Berufsmaturanden 
oder nehmen die Fachhochschulen mehr und mehr 
gymnasiale Maturandinnen und Maturanden auf 
und unterlaufen dadurch die ursprüngliche Zielset-
zung, den Bildungsstrang Gymnasium-Universität 
zu ergänzen und nicht zu konkurrieren? 
2. Garantieren die Fachhochschulen die Praxisorien-
tierung ihrer Ausbildung, indem ihre Absolventinnen 
und Absolventen am Arbeitsmarkt aufgenommen 
werden? 
3. Sind die Fachhochschulstudien so aufgestellt und 
strukturiert, dass man einen Abschluss in der Regel-
studienzeit erreicht? 
4. Garantieren die Fachhochschulen die Praxisorien-
tierung durch Lehr- und Forschungspersonen, die 
ari Fachhochschulen oder vergleichbaren Instituti-
onen ausgebildet wurden und damit das Profil der 
Fachhochschulen in ihrer Person verkörpern? 
Studierencte an Fachhochschulen 
Karl Weber weist in seiner Studie aus dem Jahre 2010 
darauf hin, dass «lediglich rund 40 Prozent der Studie-
renden an Fachhochschulen eine Berufsmaturität er-
worben haben» (Weber et al. , 2010, S. 39). Obwohl die 
Zahl richtig ist, vermittelt sie einen falschen Eindruck, 
weil mit diesem Durchschnittswert die Situation in den 
einzelnen Fachbereichen nicht adäquat dargestellt 
wird. Die Studierenden an den Fachhochschulen re-
krutieren sich in den Professionen der Technik, Wirt-
schaft und Dienstleistungen (TWD) anders als in den 
Professionen der Gesundheit, der Sozialen Arbeit und 
der Kunst (GSK). Während im TWD-Bereich normaler-
weise vorgelagert zum Studium Berufslehren vorhan-
den und verankert sind, gibt es im GSK-Bereich neben 
der Berufslehre auch andere vorgelagerte berufliche 
Grundbildungen.1 
Tabelle 1: Studierende an Fachhochschulen nach Zu-
lassungsberechtigung (Bundesamt für Statistik, 2013) 
Eintritte TWD Eintritte GSK 
in Prozent der 
Gesamteintritte 2006107 2012113 2006107 2012113 
Berufsmaturität 57% 60% 15% 25% 
Gymnasiale Maturität 17% 17% 32% 29% 
Fachmaturität 1% 21% 
Andere Zulassungsb. 26% 22% 54% 22% 
Die Entwicklung der Studierenden an Fachhochschu-
len nach Zulassungsberechtigung in Tabelle 1 zeigt, 
dass der Anteil der gymnasialen Maturandinnen und 
Maturanden an Fachhochschulen nicht steigt, im Ge-
genteil sogar leicht abnimmt. Man sollte aber mitbe-
rücksichtigen, dass die absolute Zahl der Eintritte in 
die Fachhochschulen im betrachteten Zeitraum mar-
kant zugenommen hat und deshalb in der Öffentlichkeit 
durchaus der Eindruck entstehen kann, dass immer 
mehr Gymnasiastinnen und Gymnasiasten ein Fach-
hochschulstudium beginnen. 
Nach wie vor aber findet die überwiegende Zahl der 
gymnasialen Maturandinnen und Maturanden ihren 
Weg an eine universitäre Hochschule. Betrachtungen 
von Kohorten zeigen dies ganz eindeutig. Von der Ma-
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turitätskohorte 2004 nahmen 93 Prozent ein Hochschul-
studium auf: 77 Prozent an einer universitäre.n Hoch-
schule, 8 Prozent an einer Pädagogischen Hochschule 
und 8 Prozent an einer Fachhochschule (nachdem sie 
vorgängig zum Studium ein Berufspraktikum absolviert 
hatten) (Bundesamt für Statistik, 2013, S. 9). 
Anzumerken bleibt, dass die Studierendenstruktur -
Berufsmaturandinnen bzw. Berufsmaturanden versus 
gymnasiale Maturandinnen bzw. Maturanden - nur ein 
grober Indikator für das Profil der Fachhochschulen 
darstellen kann. Oder anders herum: Auch wenn mehr 
Gymnasiastinnen und Gymnasiasten an Fachhoch-
schulen aufgenommen würden, bedeutete dies noch 
keine$wegs eine Verwässerung des Profils, sofern die 
Erfordernisse nach Praxisbezug und Praxiserfahrung in 
genügendem Masse realisiert werden. 
Arbeitsmarktbefähigung und Regelstudien-
zeit 
Nach den Studien , welche das Bundesamt für Statistik 
regelmässig publiziert, wird die Arbeitsmarktbefähigung 
der Fachhochschulabgängerinnen und -abgänger zwei-
fellos erreicht (Bundesamt für Statistik, 2015). Aus der 
Kohorte der Hochschulabsolventinnen und -absolven-
ten von 2008 waren ein Jahr nach Studienabschluss 
3.6 Prozent der Studierenden mit Bachelor-Abschluss 
von Fachhochschulen (FH) erwerbslos, fünf Jahre nach 
Studienabschluss waren es noch 1.7 Prozent. Das ist 
aber nur unwesentlich besser als bei Absolventinnen 
und Absolventen der universitären Hochschulen (UH): 
Fünf Jahre nach Studienabschluss waren nur 2.3 Pro-
zent der UH-Absolventinnen und -Absolventen mit Ba-
chelor-Abschluss erwerbslos. Angemessener ist wohl 
der Vergleich mit dem Master-Abschluss der Universitä-
ten .2 Auch hier liegen die UH-Absolventinnen und -Ab-
solventen leicht, aber nicht sehr viel hinter den FH-Ab-
solventinnen und -Absolventen mit Bachelor-Abschluss 
zurück: 2009, d.h. ein Jahr nach Abschluss, waren 5.3 
Prozent der UH-Absolventinnen und -Absolventen mit 
Master-Abschluss erwerbslos, fünf Jahre nach Studie-
nabschluss waren es lediglich 2.3 Prozent. 3 Wir haben 
offenkundig in der Schweiz generell geringe Probleme, 
Absolvierende von Hochschulen in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren !4 
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Interessant ist die Frage, ob die Fachhochschulen mit 
ihren Studiengängen auch die Erwartung von stark 
strukturierten, gut austarierten Ausbildungen, die in der 
Regelstudienzeit zu einem Abschluss führen , bedienen 
können. Die Studien, die im Zusammenhang mit der 
Evaluation der Studierfähigkeit von Berufsmaturandin-
nen und Berufsmaturanden an den Fachhochschulen 
von der Firma econcept durchgeführt wurden, mit denen 
die Kohorte der Studienanfängerinnen und -anfänger 
2005 an Fachhochschulen analysiert wurden, kommen 
zu folgenden Ergebnissen (econcept, 2013, S. 47): 58 
Prozent schlossen ihr Bachelor-Studium in der Regel-
studienzeit von drei Jahren ab. Die restlichen 42 Prozent 
teilen sich folgendermassen auf: 
76 Prozent schlossen nach 5 Jahren ab, 
22 Prozent brachen ihr Studium ab und 
2 Prozent sind nach 5 Jahren noch an der Hoch-
schule. 5 
Wenn es zum Profil der Fachhochschule gehören soll , 
dass ein Studium aufbauend auf der Vorbildung struk-
turiert und effizient im geplanten Zeitrahmen absolviert 
werden kann, sind diese Zahlen eher enttäuschend: Das 
System und die involvierten Leistungen von lehrenden 
und lernenden führen in weniger als 60 Prozent der Fäl-
le zum versprochenen Zeitpunkt zum Erfolg! 
Lehr- und Forschungspersonen 
Von grosser Bedeutung für das Profil einer Hochschule 
dürften ohne Zweifel die Lehr- und Forschungspersonen 
sein, welche mit ihren Befähigungen und Qualifikationen, 
aber auch mit ihren Erfahrungen und Werthaltungen 
eine Institution prägen. Nicht ohne Grund ist an Hoch-
schulen - Fachhochschulen wie Universitäten - die Se-
lektion und Wahl von neuen Lehr- und Forschungsper-
sonen eine wichtige, oft auch sensible Angelegenheit. 
Dank den regelmässigen Erhebungen des Bundesam-
tes für Statistik haben wir in ausgewählten Themenberei-
chen Kenntnis von der Sachlage an Fachhochschulen . 
In der Tabelle 2 werden die Lehr- und Forschungsper-
sonen über den Zeitraum 2001 bis 2012 nach Personal-
kategorie und Ausbildung aufgeführt. 
Tabelle 2: Lehr- und Forschungspersonen an Fachhoch-
schulen nach ihrer Ausbildung 2001-20126 (Bundesamt 
für Statist!~, 2015) 
Personalkategorie nach 
Ausbildung & Abschluss 
Professor-/ln 









2001 2005 2009 2012 
29.4% 31 .9% 28.9% 28.2% 
55.9% 66.3% 69.1 % 69.8% 
14.7% 1.7% 1.8% 1.9% 
4 '126 4'338 5'738 5'537 
24.5% 22.7% 28.5% 26.9% 
33.0% 29.9% 32.3% 30.0% 
42.4% 47.4% 43.0% 43.0% 
6'127 14'791 19'764 24'789 
Assistierende I wiss. Mitarbeitende 
FH!Tertiär B (%) 70.4% 66.1% 63.2% 59.0% 
Universität (%) 22.3% 27.8% 32.4% 38.4% 
Andere(%) 7.1% 6.0% 2.2% 2.2% 
Total Personen 1'819 2'869 4'730 6'816 
Wir stellen fest, dass 
in der Professorenschaft der Anteil universitär aus-
gebildeter Personen zunimmt, 2012 mehr als zwei 
Drittel ausmacht gegenüber rund einem Drittel Pro-
fessorinnen und Professoren, die an einer Fach-
hochschule oder einer FH-ähnlichen Institution ihre 
höchste Ausbildung erworben haben, 
sich bei den übrigen Dozierenden die Aufteilung 
nach Ausbildungsstufe über die Jahre hinweg nicht 
veränderte und den etwa zwei Dritteln FH-Ausge-
bildeten oder über andere Praxisausbildungen ver-
fügenden Dozierenden rund ein Drittel universitär 
ausgebildeter Personen gegenübersteht und 
im Mittelbau der Anteil universitär ausgebildeter Per-
sonen klar zunimmt. 
Bemerkenswert ist auch die generelle quantitative Zu-
nahme in allen Segmenten des Personals, was auf das 
starke Wachstum der Fachhochschulen zurückgeführt 
werden kann. Im Mittelbau wirkt zusätzlich mit, dass 
die Wahrnehmung des Forschungsauftrages den Auf-
bau eines Mittelbaus erfordert. 
Ohne zusätzliche Untersuchungen wäre es vermessen, 
vorschnelle Schlüsse über die Gründe und Konsequen-
zen dieser Personalstruktur zu ziehen. Es lässt sich im-
merhin folgendes vorläufiges Fazit ziehen: 
1. Die Wahrnehmung des erweiterten Leistungsauf-
trages, welcher Forschung einschliesst, bedingt 
eine Verstärkung der wissenschaftlichen Basis. An-
wendungsorientierte Forschung muss, wie Grund-
lagenforschung auch, auf solider wissenschaftli-
cher Grundlage geschehen. Dies erforderte in der 
Vergangenheit eine vermehrte Rekrutierung von 
Personen, die über entsprechende Qualifikationen 
verfügen, was in vielen Fällen durch universitäre 
2. 
Bildungsabschlüsse gegeben ist. 
Personen mit Fachhochschulabschluss sind beim 
Lehr- und Forschungspersonal der Fachhochschu-
len tendenziell wenig vertreten. Zwei Gründe kön-
nen dafür verantwortlich sein: 
Die jungen Absolventinnen und Absolventen 
haben im Sinne des potenziellen Ne1chwuch-
ses unmittelbar nach Abschluss des Studiums 
attraktive Beschäftigungsmöglichkeiten aus-
serhalb der Hochschule. 
Personen mit Berufserfahrung kommen nur 
in Einzelfällen nach einigen Jahren zurück an 
die Fachhochschule. Die Gründe hierfür dürf~ 
ten darin liegen, dass es schwierig ist, einen 
«Match» zu finden zwischen den vielfältigen 
Anforderungen der Hochschule (z.B. wissen-
schaftliche Methodenkompetenz, Lehrbefähi-
gung etc.), den Fähigkeiten der Bewerberinnen 
und Bewerber und deren Gehaltsvorstellun-
gen. 
3. Auf offene Stellen an Fachhochschulen melden 
sich vergleichsweise wenig Personen, die auf das 
im allgemeinen gewünschte Anforderungsprofil der 
Fachhochschule passen, die nämlich sowohl über 
einen Fachhochschulabschluss und Praxiserfah-
rung als auch gleichzeitig über einen wissenschaft-
lichen Leistungsausweis verfügen. 
4. Beobachtungen in der Praxis zeigen, dass sich auf 
Stellenausschreibungen von Fachhochschulen in 
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den Jahren ab 2000 zunehmend Personen melde-
ten, die eine universitäre akademische Laufbahn im 
Auge hatten, im Zeitpunkt der Bewerbung aber we-
nig Chancen sahen, eine Professur an einer Univer-
sität zu erhalten. Habilitierte Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler sind in Bewerbungsverfahren 
von Fachhochschulen heute keine Seltenheit mehr. 
5. Nicht vergessen werden sollte die Tatsache, dass 
die Erhöhung des Anteils universitär ausgebildeter 
Professoreninnen und Professoren an Fachhoch-
schulen auch damit zu tun hat, dass im laufe der 
letzten Jahre die Standards für die Verleihung des 
Professorentitels angehoben wurden. Die Promo-
tion ist zwar nicht gerade eine «conditio sine qua 
non», aber doch in vielen Studienrichtungen stark 
erwünscht und deshalb faktisch eine Anforderung. 
Fazit und Handlungsfelder 
Als Fazit aus den obigen Ausführungen kann man fest-
stellen, dass die Fachhochschulen jene Zielgruppen von 
Studierenden ausbilden, die bei der Schaffung dieses 
Hochschultypus im Zielvisier der Politik waren. Dies gilt 
insbesondere für den TWD-Bereich. Die Aufnahme der 
GSK-Schulen ins Fachhochschulregulativ hat zwangs-
läufig die Studierendenstruktur verändert. Gymnasiale 
Maturandinnen und Maturanden sind an Fachhoch-
schulen eine Minderheit, die aber nicht ausgeblendet 
werden kann. 
Lehr- und Forschungspersonen mit Fachhochschul-
oder anderer praxisorientierter Ausbildung sind in der 
Personalkategorie der Dozierenden stark vertreten. Un-
verkennbar ist aber, dass auf der obersten Ebene des 
Lehr- und Forschungspersonals, bei der Professoren-
schaft, aber auch beim Mittelbau Personen dominieren, 
die nicht im eigenen Hochschultypus ihre Ausbildung 
und Prägung erhalten haben. 
Dies lässt einige Felder erkennen, denen man eine er-
höhte Aufmerksamkeit schenken sollte und in denen 
sich zukünftig wohl Handlungsbedarf zeigen wird: 
1. Bei den Studierenden wird man nicht umhin kom-
men, die Passerelle zwischen Gymnasium und 
Fachhochschule sorgfältig und ohne politische 
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Scheuklappen auf ihre Handhabung und Auswir-
kung zu analysieren. Es ist offenkundig eine grosse 
Herausforderung und bis heute noch nicht richtig 
gelungen, die Gleichwertigkeit des Bildungsstran-
ges Berufslehre-Berufsmaturität-Fachhochschule 
in der Gesellschaft zu verankern. Viele Jugendliche 
entscheiden sich zusammen mit ihren Eltern für den 
gymnasialen Weg. Eine vernünftige Möglichkeit, 
nach der gymnasialen Maturität in die Fachhoch-
schule zu wechseln, ohne dass das Profil der Pra-
xisorientierung der Fachhochschule gefährdet wird, 
wäre von hohem Nutzen für das gesamte Hoch-
schulsystem. Hier sind neue und innovative Lösun-
gen, die selbstredend auch eine Weiterentwicklung 
des Bestehenden beinhalten können, gefragt. 
2. Beim Lehr- und Forschungspersonal ist es den 
Fachhochschulen bis heute nicht gelungen, valab-
le und praktikable Laufbahnmodelle zur Förderung 
des eigenen Nachwuchses zu entwickeln . Da für 
Lehr- und Forschungspersonen an Fachhochschu-
len die Praxiserfahrung ein unverzichtbares Ele-
ment ihrer Befähigung darstellt, können die Lauf-
bahnmodelle nicht linear vom Hochschulabschluss 
über Assistenz, Lehrauftrag und Dozierendenstatus 
zur Professur verlaufen. An Fachhochschulen soll-
ten Assistierende nach Ablauf ihrer Tätigkeit in der 
Regel nicht weiter beschäftigt werden, sondern in 
die Praxis wechseln. Erwünscht ist, dass geeigne-
te Personen nach einigen Jahren Tätigkeit wieder 
an die Fachhochschule zurückzukommen. Denk-
bar sind dabei auch gemischte Anstellungen - teils 
Praxis, teils Fachhochschule. Da solche «gebro-
chenen» Laufbahnen, von der Hochschule in die 
Praxis und wieder zurück, erhebliche Flexibilität der 
beteiligten Partner erfordern und unter Umständen 
auch re~htliche und sozialversicherungstechnische 
Fragen aufwerfen, sind sie bis dato nur in Einzelfäl-
len realisiert worden und in der Praxis nicht wirklich 
verankert. 
Ein wesentliches Element der Profilierung der Fachhoch-
schulen besteht im Austausch zwischen Wissenschaft 
und Praxis. Im Verständnis der Fachhochschulen wird 
dieser Austausch nicht nur durch institutionelle Koopera-
tionen gesichert, sondern er findet auch über Personen 
statt, die sowohl in der Akademia als auch in der Praxis 
verankert sind. Die hauptsächliche Herausforderung für 
die Fachhochschulen in den kommenden 10 bis 20 Jah-
ren dürfte deshalb darin bestehen, wissenschaftlich gut 
qualifiziertes, aber auch praxiserfahrenes Lehr- und For-
schungspersonal zu rekrutieren - und diesen Personen 
attraktive Arbeitsbedingungen anzubieten. In diesem 
Feld sind neue und innovative Lösungen notwendig. 
Dazu ist es wohl unumgänglich, sowohl Modifikationen 
in der Gesetzgebung und dem für Hochschulen relevan-
ten Personalrecht vorzunehmen als auch Traditionen 
und überkommene Verhaltensmuster in der Unterneh-
menswelt und in den Hochschulen aufzubrechen. 
Anmerkungen 
1 Man darf dabei nicht vergessen, dass bei der Gründung der 
Fachhochschulen den politischen Akteuren primär der TWD-
Bereich vor Augen stand. Was heute als GSK-Studien an 
Fachhochschulen angeboten wird, wurde erst 2004 durch eine 
Revision des eidgenössischen Fachhochschulgesetzes gere-
gelt in die Bundeskompetenz übernommen. 
2 Da an den Universitäten der Master-Abschluss als Regel-
Abschluss betrachtet werden kann, ist bezüglich Arbeitsmarkt-
situation ein Vergleich mit dem FH-Bachelor-Abschluss wohl 
adäquater. 
3 Die FH-Master-Abschlüsse sind noch nicht in diese Erhebung 
des Bundesamtes für Statistik einbezogen. 
4 Die in der Öffentlichkeit oft kolportierte Vorstellung, dass nur 
das duale Bildungssystem mit einer stark praxisorientierten 
Ausbildung an Fachhochschulen die tiefe Erwerbslosigkeit un-
ter jungen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern garantiere, 
ist deshalb stark zu relativieren. Der in der Schweiz im Ver-
gleich ZU ausländischen Volkswirtschaften deutlich weniger 
staatlich regulierte Arbeitsmarkt ist wohl eine weitere wichtige 
Ursache für die tiefe Arbeitslosigkeit. 
5 Diese Zahlen decken sich weitgehend mit Erkenntnissen an 
der Zürcher Hochschule Winterthur im Zeitraum 2000-2005. 
6 Ergebnisse für 2013 liegen zwar vor, verwenden aber zum 
Teil abweichende Kriterien der Erfassung und sind deshalb 
nicht direkt mit früheren Daten vergleichbar. 
7 Ein Abschluss auf Stufe Tertiär B entspricht z.B. einer Höhe-
ren Fachschule. 
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Bildungspolitik als Sozialpolitik 
Prof. Dr. Christoph Maeder, Pädagogische Hochschule Zürich 
Nachdem mich die Einladung zu einem Referat über 
den Zusammenhang von Bildungs- und Sozialpolitik 
an der Tagung «Bildungspolitik als Beruf» erreicht hat-
te, kam mir spontan zuerst die Humankapitalthese von 
Gary S. Becker in den Sinn. Die These besagt, dass 
Bildung eine Art ökonomisches Kapital darstellt, das von 
allen Menschen im Hinblick auf seinen Nutzen optimiert 
werde und welches für das langfristige Wachstum einer 
Volkswirtschaft bedeutsam sei. Daraus lässt sich dann 
beispielsweise folgern, dass Investitionen in Bildung 
wirksame Armutsprävention seien. Meine schnelle, in-
haltlich unscharfe und fast automatische Fokussierung 
auf eine durchaus problematische These aus dem Re-
gister des «Rational Choice» aus den 1960er-Jahren 
zur Erläuterung eines Zusammenhangs von sozialen 
Funktionsbereichen hat mich persönlich als Soziologe 
selber überrascht. Denn die These müsste in «terms of 
science», insbesondere wegen der darin enthaltenen 
Aggregationsprobleme, genau diskutiert werden. Die 
These darf jedenfalls nicht als eine Tatsachenbeschrei~ 
bung genommen werden, und zwar gerade wegen ihrer 
hohen prima-vista-Plausibilität. 
Die in den Sozialwissenschaften von Bröckling et al. 
(2000) in Anlehnung an Michel Foucault als «neue Gou-
vernementalität» bezeichnete Durchdringung der gan-
zen Gesellschaft mit einer einzigen Wissenssorte, dem 
ökonomischen Denken, kann einen - so die hier ge-
machte Erfahrung - zu schnellen und reduktionistischen 
Analysen, Einschätzungen und politischen Rezepturen 
verführen. Solchen Rezepturen wohnt eine Inhärenz 
des Scheiterns inne, weil die institutionelle Ordnung nie 
nur aus rationalem Wahlhandeln und dessen Aggregati-
on allein, sondern eben immer auch aus Kontexten mit 
Traditionen, Gewohnheiten, lokalen Üblichkeiten, viel-
fältigen Kapitalformen und Idiosynkrasien, ja manchmal 
gar auch aus lrrationalitäten besteht und auch bestehen 
muss.1 
Ein Beispiel für die Ökonomisierung in der Bildungspo-
litik ist die im Kanton Zürich in den 1990er-Jahren ver-
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tretene Auffassung gewesen, wonach der Staat - und 
insbesondere auch das Bildungswesen - mit den Re-
zepturen des «New Public Management» (NPM) behan-
delt werden müsse (Buschor, 1995). Ein Konzept, das in 
einschläg igen Studien kritisiert wurde (Bühlmann, 2005; 
Forneck, 1997; Maeder, 2001; 2007) und das mittlerwei-
le in den Sozialwissenschaften als höchst problematisch 
gilt (Masschelein & Simons, 2005; Schult-heis, Cousin 
& Roca i Escoda, 2008) und als ideologisch taxiert wird 
(Bourdieu, Eppler & Ohr, 2001; Rose, 2000). Aber: Die 
ökonomistische Logik als umfangmässig und inhaltlich 
reduzierte Erzählung und als ein Programm zur Gestal-
tung öffentlicher Einrichtungen hat innerhalb der staat-
lichen Verwaltung überlebt. Sie kommt heute nur unter 
anderen Etiketten, wie z.B. PUMA (steht für Public Ma-
nagement), lohnwirksame MAB (Mitarbeiterbeurteilung), 
Outcome-Controlling, Qualitätssicherung usw., daher. 
Diese einleitende Überlegung zur Ökonomisierung des 
Sozialen verweist mich auf Folgendes: Wenn wir den 
Zusammenhang von Bildungs- und Sozialpolitik thema-
tisieren möchten, dann müssen wir auf der Hut sein, um 
nicht vorschnell allzu einfache Schlüsse zu ziehen. Da-
mit meine ich die Verwendung von nicht wirklich passen-
dem Wissen über die soziale Ordnung.2 Unfug über die 
zusammenhänge zwischen den gesellschaftlichen Teil-
systemen ist nicht nur ärgerlich, sondern - wenn auch in 
zugegebenermassen begrenztem Umfang - dysfunktio-
nal; und zwar eben deshalb, weil er einem für die Politik 
falsche Rezepte in die Hand geben kann. 
Aber aller Problematisierungen zum Trotz sind Investi-
tionen in die Bildung durch die Finanzierung und Ge-
staltung von Bildungseinrichtungen ein nachweislich 
erfolgreicher Pfad für die Verbesserung von Lebensver-
hältnissen, wie dies alle hoch entwickelten Gesellschaf-
ten belegen. Ohne ein grosses und ausdifferenziertes 
Bildungssystem kann keine produktive Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung auskommen. Die vielfältige, ja 
geradezu erstaunliche Funktionalität und die enorme 
Leistungsfähigkeit des Bildungswesens in den moder-
nen Gesellschaften sind jedenfalls beeindruckend. Ich 
denke dabei an komplexe Prozesse wie (vgl. Fend, 
1981; 2011 ): Qualifikation, Selektion, Integration, Re-
produktion der Sozialstruktur, soziale Kontrolle über 
Menschen und Wissen, intergenerativer Wissenstrans-
fer und Wissenserweiterung sowie - last but not least 
- auch an leistungsfähige Menschen für Wirtschaft und 
Gesellschaft. Das alles sind zwar alltäglich fraglos vor-
ausgesetzte, aber sozialwissenschaftlich zu erfassende, 
zu verstehende und zu rekonstruierende Gegenstände. 
Hinzu kommt, dass die staatliche Volksschule als grosse 
und umfassende Instanz der sekundären Sozialisation 
auch noch etwas produziert, was wir als nationale Iden-
tität bezeichnen. Dies lehrt uns die Migrationsgeschichte 
des letzten Jahrhunderts, in dem jede grosse Migrations-
welle (wie z.B. die spanisch-italienische Gastarbeiter-
wanderung in den 1960er-Jahren, die «Tamilenwelle» in 
den 1980er-Jahren, die Migration aus dem ehemaligen 
Jugoslawien in den 1990er-Jahren) in der Volksschule 
zu Secondos «verschweizert» und kulturell hybridisiert 
wurde. Dies kann - hören Sie sich einmal auf Youtube 
ein Lied von Müslum über den Müssiggang unter dem 
Titel «Las la bambele» an - auch ganz neue, lustige und 
fröhliche Aspekte haben. Diese Sinnebene, die uns Aus-
kunft darüber verschafft, wer wir sind, woher wir kom-
men und warum wir tun, was wir tun und tun sollen, ist 
angesichts des Rückgangs der Bestimmungskraft der 
kirchlichen Erzählungen (Berger, 1992) zum Selbst gar 
nicht so unwichtig. Aber dieses (Teil-)Ergebnis des in 
der Pädagogik als «hidden curriculum» (Dreeben, 1980) 
bezeichneten Phänomens der Enkulturation ist eine 
nicht-intendierte Nebenfolge von bildungspolitischer und 
schulischer Aktivität und kaum etwas, das man einfach 
herstellen kann. Damit wird klar, dass Bildung und ihre 
Institutionen auch latente Funktionen haben und in rela-
tiv grossen Zeiträumen zu bedenken sind. 
Zwei Bedeutungen des Wortes «sozial» 
Bevor ich den Nodus von Bildungs- als Sozialpolitik kon-
turiere, möchte ich auf zwei unterschiedliche Bedeutun-
gen des Wortes «sozial» eingehen. Der Unterschied ist 
deshalb bedeutsam, weil - je nach angepeiltem Bedeu-
tungskontext - stark divergierende Aussagen und Mög-
lichkeitsräume zur politischen Gestaltung sozialer Ord-
nung resultieren. Und beide Bedeutungsdimensionen 
spielen dabei eine Rolle. Damit dies nachvollziehbar 
wird, unterscheide ich den alltäglichen vom soziologi-
schen Gehalt des Wortes «sozial». 
Umgangssprachlich und in der alltäglichen Verwen-
dung verweist das Wort «sozial» als Adjektiv und/oder 
als Substantiv auf Dimensionen der Hilfe, der Unter-
stützung und der Vergemeinschaftung. Wenn wir von 
jemandem hören, er oder sie sei sozial, dann nehmen 
wir an, die Person sei bereit und willens, anderen zu 
helfen oder für solche Politiken zu stimmen, die dies 
zu tun im Programm vorgeben. Ausserdem können wir 
auch darunter verstehen, jemand sei fürsorglich, um-
gänglich und angenehm. 
Diese Bedeutungen stecken auch im Begriff der klassi-
schen Sozialpolitik, so wie sie sich seit dem 19. Jahr-
hundert herausgebildet hat. Man versteht darunter die 
Aushandlung kollektiver gültiger Reg.ein in einer politi-
schen Arena im Hinblick auf die Bewältigung von Ri-
siken, die der einzelne Mensch - oder seine Familie 
- nicht aus eigener Kraft bewältigen kann. Die klas-
sischen sozialpolitischen Themata sind: Unfall und 
Krankheit, Invalidität, Alter und Armut. Dafür (oder teils 
dagegen - je nach Lesart) haben alle westlichen Ge-
sellschaften mittels Sozialpolitik Gesetze erfassen und 
Einrichtungen geschaffen, die den Menschen helfen, 
solch leider immer wieder auftauchendes Ungemach 
zu meistern (Bafdock, Manning & Vickerstaff, 2003). 
Diese Bedeutung des Wortes «sozial» dürfte der Le-
serschaft vertraut sein. 
Anders wird es hingegen mit der in der Soziologie ver-
wendeten Bedeutung des Wortes «sozial» stehen. Und 
damit komme ich zu einem der Gründerväter der mo-
dernen Soziologie, zu Max Weber. Er hat nicht nur über 
Wissenschaft und Politik als Beruf Wesentliches for-
muliert. Sandern mit seiner Konzeption der Soziologie 
als einer Wissenschaft, die soziales Handeln deutend 
verstehen und dadurch in seinem Ablauf und seinen 
Wirkungen ursächlich erklären will , hat er das interpre-
tative Paradigma oder die verstehende Soziologie mit-
begründet. 3 Dies deshalb, weil in seinem Denken so-
ziales, gesellschaftliches Handeln immer durch einen 
subjektiven Sinn von handelnden Menschen angeleitet 
und motiviert wird. fntersubjektivität wird dann - als ein 
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mögliches, aber nicht immer eintreffendes Ergebnis -
zur Grundlage des Objektiven in der Gesellschaft. Oder 
anders formuliert: Weber hat für die Sozialwissenschaf-
ten geklärt, wie es· möglich ist, dass aus einer Welt, 
die wir ja immer nur als Subjekte erleben und erfahren 
können, eine objektive und vom Willen und Wollen des 
einzelnen abgelöste Gesellschaftsstruktur mit all ihren 
Merkmalen entsteht. Diese Idee wurde dann in den 
1960er-Jahren von Berger & Luckmann (1967) in ihrer 
bedeutenden Schrift «Die gesellschaftliche Konstruk-
tion der Wirklichkeit» noch erheblich verfeinert und im 
Rückgriff auf die verfeinernden Handlungskonzepte von 
Schütz (1974/1943) abgestützt. 
Mit der Verwissenschaftlichung eines Alltagswortes im 
Rahmen seiner verstehenden Soziologie hat Weber 
aber auch für eine Begriffsverwirrung gesorgt. Indem 
er eine eigene Definition dessen formulierte, was unter 
dem sozialen Handeln zu verstehen und von Verhalten 
strikt zu unterscheiden sei, engte er die Bedeutung des 
Wörtchens «sozial» technisch gesprochen für einen 
wissenschaftlichen Kontext ein: Er leistete eine Präzi-
sierung und eine Verallgemeinerung zugleich. Denn es 
ist nicht so, dass die umgangssprachliche Bedeutung 
von «sozial» im oben beschriebenen Sinn des Helfens 
nicht auch in Webers Konzept enthalten wäre. Aber sei-
ne für die Soziologie als Wissenschaft konstitutive und 
berühmte Definition ist selbstverständlich kein weitver-
breitetes Alltagswissen in unserer Gesellschaft. Die De-
finition lautet: 
«Soziales Handeln aber soll ein solches Handeln heis-
sen, welches seinem von dem oder den Handelnden 
gemeinten Sinn nach auf das Verhalten a n d e r e r 
bezogen wird und darin in seinem Ablauf orientiert ist» 
(Weber, 1972/1922, S. 1 ). 
Die Folgen dieser Re-Definition sind erheblich: Sozial ist 
nämlich nun, was ein alter ego in einer Handlung oder 
einem Handlungsentwurf mit einschliesst. Mit anderen 
Worten: Wenn jemand auf einen anderen mit einer Waf-
fe schiesst, dann ist dies, gemäss der Weber'schen De-
finition, auch eine soziale Handlung. Dieses drastische 
Beispiel verweist auf die Tragweite dieser Re-Definition 
der Bedeutung des Wortes «sozial». Sozial bedeutet 
nun ganz allgemein gesellschaftlich, zwischenmensch-
lich, auf die Gesellschaft oder die soziale Ordnung be-
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zogen usw. Die Dimension der Hilfe oder Unterstützung 
auf sozialpolitisch-umgangssprachlicher Ebene kann 
damit gemeint sein, muss aber nicht. 
Zwei Funktionsbereiche, eine Politik 
Wenn wir die Weber'sche Bedeutung von «sozial» in 
den Begriff der Sozialpolitik hineinlegen, dann bedeu-
tet dies, dass Sozialpolitik als ein generelles politisches 
Gestalten der Gesellschaft verstanden wird. Und dies 
gilt analog .auch für die Bildungspolitik: Bildungs- und 
Sozialpolitik unterscheiden sich dann in dieser Hinsicht 
als Handlungstypen nicht mehr grundsätzlich: Bei-
de stellen - wenn auch mit unterschiedlichen Gegen-
standsbereichen (vereinfacht formuliert die Gestaltung 
der Hilfe/Sicherheit in der Sozialpolitik im Unterschied 
zur Gestaltung von Wissen/Sinn in der Bildungspolitik) 
-Aushandlungsarbeit im integrativen Teil gesellschaftli-
cher Funktionssysteme dar. Und mit dieser Bedeutungs-
zuschreibung im Hinterkopf möchte ich im Folgenden 
andeuten, welches Gewicht einer so verstandenen Bil-
dungspolitik zur Gestaltung des Sozialen im Hinblick auf 
die Gesellschaft zukommt. 
Die Bildungspolitik wird so gesehen metaphorisch 
ausgedrückt zur Unterhaltsarbeit am Motor der Wis-
sensgesellschaft und zieht ihre Kreise weit über ihre 
Kernbereiche hinaus. Die Bildungspolitik gestaltet die 
Rahmenbedingungen der Möglichkeiten der Produktion 
und der Verteilung von Wissen. Und daraus resultieren 
dann auch die erhältliche Expertise und die verfügbaren 
Kompetenzen und die mit ihnen verbundenen Chan-
cen zur Partizipation in der Gesellschaft. So gesehen 
gereicht es der Bildungspolitik zu wesentlich mehr als 
der juristischen und verwaltungsmässigen Regulierung 
im engeren bildungsinstitutionellen Bereich. Dieser 
umfassend verstandenen Bildungspolitik kommt die al-
lergrösste Bedeutung zu in einer postindustriellen Wis-
sensgesellschaft, in der wir hier in der Schweiz heute 
alle leben. Die Bildungspolitik gestaltet in dieser Pers-
pektive die Möglichkeitsräume für einzelne, Gruppen, 
ganze Fächer, soziale Milieus und für ganze Länder. 
Darauf hat bereits vor mehr als 40 Jahren der amerika-
nische Soziologie Daniel Bell (1979) in seinem berühmt 
gewordenen Text zur nachindustriellen Gesellschaft 
eindrücklich hingewiesen. Er hat dazu ausgeführt, wie 
Wissen und Expertise und deren Ausgestaltung und 
Verteilung in der Gesellschaft zu den Schlüsselfaktoren 
für den gesellschaftlichen Fortschritt in der Spätmoder-
ne schlechthin werden. Heute, nach einer heftigen kul-
turellen, ökonomischen und politischen Globalisierung 
und der Emergenz der damit zusammenhängenden An-
forderung an unser Wissen (Giddens, 2001) müssen wir 
ihm rückblickend vorbehaltlos zustimmen. 
Mit dieser Diagnose der Zentralität von Wissensins-
titutionen in den entwickelten Gesellschaften will ich 
abschliessend einen in bildungspolitischen Kontexten 
oft vernommenen Zusammenhang kurz aufgreifen. Oft 
liest und hört man Statements, wonach die Bildungs-
einrichtungen auf die Entwicklungen in der Gesellschaft 
zu reagieren haben. Beispiele dafür sind die Informa-
tions- und Computertechnologie im Unterricht oder ak-
tuell die Forderung nach der besonderen Förderung von 
MINT-Fächern. Solche Forderungen nach einer Reak-
tion des Bildungswesens auf Vorgänge in einem ande-
ren gesellschaftlichen Bereich sind einerseits logisch, 
weil selbstverständlich alle sozialen Funktionssysteme 
zusammenhängen: Was zu Hause geschieht, ist nicht 
folgenlos für die Schule und umgekehrt. Und dasselbe 
Argument können wir andererseits auch für weitere Ver-
bindungen von sozialen Systemen wie Wirtschaft und 
Universität usw. vorbringen. Doch mit Weber, Parsons 
und Bell im Hinblick auf die Bedeutung von Wissens-
produktion gerüstet, wage ich die Feststellung, dass der 
Zusammenhang im Fall des Bildungswesens vermutlich 
eher in die andere Richtung weist: Die anderen Funkti-
onsbereiche der Gesellschaft werden in der gegenwär-
tigen Konstellation der Zentralität des Wissens für den 
Erfolg von Gesellschaften aus dem Bildungssystem 
heraus alimentiert. Dort werden die Innovationen vorbe-
reitet, durchdacht und entwickelt, dort wird der gesell-
schaftliche Wissensvorrat systematisch gepflegt und 
verfügbar gemacht. Und es sind gewaltige und letztlich 
unübersehbare Mengen an Wissen und Können, die an 
unseren Volks-, Berufs- und Hochschulen sowie Univer-
sitäten gewusst, gelehrt, vermittelt und vorangetrieben 
werden. Dabei ist es so, dass niemand mehr allein ge-
nau bestimmen oder vorhersehen kann, was überhaupt 
heute wichtig ist und morgen noch richtig und relevant 
sein wird: Der Ozean des Wissens kann zwar immer wie-
der befahren, aber nie vollständig überschaut werden. 
Das heisst: Wir können uns auf endlose wechselnde 
Richtungsangaben in der Form von Themenkonjunktu-
ren im Bildungswesen gefasst machen. Massenmedial 
vermittelte Anliegen unterschiedlichster Gruppierungen 
werden einmal Sprache und Kommunikation, dann na-
turwissenschaftliches Wissen und Mathematik, dann 
Medienpädagogik- und Wirtschaftswissen und dann 
wieder Fragen der Nachhaltigkeit des Wirtschaftens 
und vieles andere mehr betreffen.4 Gegenüber solchen 
politischen Einflussversuchen müssen das Bildungs-
wesen und die Bildungspolitik auch Antworten und 
Umgangsformen haben. Und solche gibt es ja auch, 
wie ein Blick zu den wichtigsten Pädagogen (Stumpf, 
2012) und zu den klassischen Soziologen, wie Talcott 
Parsons (2002), Luhmann & S<.?horr (1986) und vielen 
anderen, zeigt. In den Worten des französischen Den-
kers Jaques Derrida (2001) ist es dabei nicht nur eine 
der vornehmsten, sondern auch eine der wichtigsten 
Aufgaben der Bildungspolitik, die höheren Bildungsein-
richtungen als sogenannt «unbedingte Institutionen», 
d.h. als Orte einer möglichst unabhängigen Wissens-
produktion und -distribution, zu erhalten. Nur so lässt 
sich dafür einstehen, dass angesichts der prinzipiellen 
Unübersichtlichkeit und Komplexität moderner Gesell-
schaften immer auch Wissen des jeweils unvorherseh-
baren, aber irgendwann doch gebrauchten Typs ver-
fügbar sein wird. 
Anmerkungen 
1 Für eine differenziertere Perspektive zur Strukturierung 
der Gesellschaft sei auf den im Rückblick bahnbrechenden 
Aufsatz von Talcott Parsons «Evolutionäre Universalien der 
Gesellschaft» (Parsons, 1979) verwiesen und auch auf die 
erweiterte Kapitaltheorie von Bourdieu (1983). Eine kritische 
Erwägung der Humankapitalthese im pädagogischen Kontext 
findet sich z.B. bei Giesecke (2005). 
2 Der amerikanische Philosoph Harry G. Frankfurt (2006) hat 
solchen Unfug als eine generell auftretende Wissenssorte be-
handelt. Als Unfug bezeichnet er dabei ein Wissen, das zwar 
weit verbreitet und leider falsch ist, aber dennoch keine Lüge 
darstellt. Dies deshalb, weil es von niemandem wider bes-
seres Wissen zur Täuschung anderer absichtlich in die Welt 
gesetzt wird. 
3 Mitbegründet deshalb, weil etwa zur gleichen Zeit ganz ähn-
liche Ideen im amerikanischen Umfeld verhandelt wurden 
z.B. von Mead (1973) mit den Begriffen des signifikanten und 
generalisierten Anderen. 
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4 Die Forderung der Schweizerischen Volkspartei SVP nach 
der Halbierung der Anzahl Studierender in den Geistes- und 
Sozialwissenschaften (Tages-Anzeiger vom 13.3 .2015) gehört 
auch in diese Rubrik. 
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